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Sonntags frei 

Zunehmend 
kämpfen Gewerk¬ 
schaften dagegen, 
dass der Sonntag 
zum Werktag wird. 
Seite 3 


Staatsmacht als 
Witzfigur 

Im Kampf gegen das am 4. 
Januar 2014 errichtete Ge¬ 
fahrengebiet erreichte der 
Widerstand Teilerfolge. 
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Einheitsreligion 

Kapitalismus 

„Hinter den Konflikten in Af¬ 
rika stehen ökonomische Inte¬ 
ressen“, sagt der senegalesische 
Linkspolitiker Dansokho. 
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Ein kämpferischer Jahresauftakt 

12 ooo auf der Liebknecht-Luxemburg-Demonstration 



A uch in diesem Jahr kamen am 
zweiten Januar-Sonntag wieder 
Zehntausende zur Gedenkstät¬ 
te der Sozialisten in Berlin-Friedrichs¬ 
felde, um die 1919 ermordeten Kom¬ 
munisten Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht zu ehren - darunter viele 
junge Menschen. Manche kamen al¬ 
lein oder mit ihrer Familie bzw. Freun¬ 
den zum Stillen Gedenken. Die bür¬ 
gerlichen Medien interessierten sich 
jedoch auch in diesem Jahr vorrangig 
nur für die Prominenz der Partei „Die 
Linke“ für Gregor Gysi, Katja Kip- 
ping, Bernd Riexinger, Sahra Wagen¬ 
knecht, Oskar Lafontaine usw., die am 
Morgen gemeinsam mit Vorsitzenden 
und Vertretern von Mitgliedsparteien 
der Europäischen Linkspartei (ELP) 
ihre roten Nelken niederlegten, und 
deren mögliche Querelen. 

Ab 9 Uhr riss der Zug der „linken Pil¬ 
ger“ (ntv) zur Gedenkstätte nicht ab. 
„Tausende ziehen vorbei“, berichtete 
ntv, „an all den Gruppen und Projek¬ 
ten, die hier ihre Stände aufgebaut 
haben - die DKP ist da, natürlich die 
Linkspartei, ein Schallplatten Versand, 
eine linke Buchhandlung, der Frei¬ 
denker-Verband .. .“Trotzdem wurde 
wie in den Jahren zuvor in den meis¬ 
ten bürgerlichen Medien behauptet, 
es wären nur Zehntausend oder gar 
weniger gewesen und selbst das Neue 
Deutschland schrieb am Montag: 
„Über den Tag verteilt ehrten rund 
10 000 Menschen die 1919 ermorde¬ 
ten Revolutionäre... “ 

Die Autoren des ND-Artikels bezo¬ 
gen sich in diesem Zusammenhang 
auch auf die Rosa&Karl-Demonstra- 
tion. 2012 hatte sich ein Bündnis der 
Jusos Berlin, der Naturfreundejugend 
Berlin, der DGB-Jugend Berlin/Bran¬ 
denburg, der Falken sowie von Teilen 
der Linksjugend, ["solid], und der zi¬ 
onistischen Jugendgruppe „HaScho- 
mer Hatzair“ gegründet, das sich mit 
fadenscheinigen Begründungen von 
der traditionellen Liebknecht-Lu- 
xemburg-Demonstration distanzier¬ 
te. Doch wie 2013 gelang es den Or¬ 
ganisatoren auch in diesem Jahr nicht, 
die Liebknecht-Luxemburg-Demons- 
tration zu spalten ... Unter der Lo¬ 
sung „Fragend blicken wir zurück. 
Fragend schreiten wir voran.“ begann 


deren Aufzug um 11 Uhr am Potsda¬ 
mer Platz, zu dem aber nur 500 Teil¬ 
nehmerinnen und Teilnehmer kamen. 
Meist nur am Rande erwähnt wurde 
in den bürgerlichen Medien der „Zug 
der Ewiggestrigen“, die Liebknecht- 
Luxemburg-Demonstration. Auch in 
diesem Jahr demonstrierten Tausende 
unter roten Fahnen hinter dem Leit¬ 
transparent „Nichts und niemand ist 
vergessen - Aufstehen und widerset¬ 
zen“ vom Frankfurter Tor zur Ge¬ 
denkstätte der Sozialisten. Los ging 
es gegen 10 Uhr. An jeder U- und S- 
Bahn-Station wurde der Demonstra¬ 
tionszug länger. Nur deshalb musste 
unterwegs ab und zu angehalten wer¬ 
den. Zum Schluss, an der Gedenkstät¬ 
te der Sozialisten in Friedrichsfelde, 
waren es in diesem Jahr etwa 12 000. 
Dem Aufruf zur Demonstration im 
Rahmen der Ehrung von Rosa und 
Karl waren ältere und und vor al¬ 
lem viele junge, organisierte und un¬ 
organisierte Linke gefolgt: Gewerk- 


schafterinnen und Gewerkschafter, 
autonome Antifaschistinnen und 
Antifaschisten, Mitglieder der Par¬ 
tei „Die Linke“, der DKP, der SDAJ, 
von ["solid] und „Die Linke.SDS,“ der 
Falken, der Naturfreundejugend, der 
VVN-BdA, Mitglieder kommunisti¬ 
scher Parteien und linker Organisa¬ 
tionen aus vielen Ländern, türkische 
und kurdische Gruppen, die MLPD 
und viele andere. Politische Unter¬ 
schiede waren sicht- und hörbar. Und 
trotzdem: Man demonstriert gemein¬ 
sam. 

Sehr erfreulich, weil sehr deutlich 
sichtbar und geschlossen im Zug, mit 
Fahnen sowie Transparenten gegen 
Krieg und Faschismus, gegen die un¬ 
menschliche Flüchtlingspolitik der 
Herrschenden, gegen Demokratie- 
und Sozialabbau, gegen das EU-Eu- 
ropa der Banken und Konzerne: DKP 
und SDAJ. 

Bereits am Tag zuvor waren mehr als 
2 000 zur Rosa-Luxemburg-Konfe- 


renz der jungen Welt gekommen, die 
inzwischen „aus allen Nähten platzt“ 
(siehe Seite 9). Erstmals gab es im 
2. Obergeschoss auch ein Cafe „K“ 
das die DKP organisiert hatte. Auch 
hier war es den ganzen Tag voll, gab 
es - wie an den Ständen im Erdge¬ 
schoss - viele Gespräche. 

Am Abend begeisterten dann der 
gemeinsame Jahresauftakt von DKP 
und SDAJ Jung und Alt, auf dem ne¬ 
ben den Vorsitzenden der DKP und 
der SDAJ, Patrik Köbele und Paul 
Rodermund, die auf die kommen¬ 
den Aufgaben orientierten, auch der 
Botschafter des sozialistischen Kubas, 
Rene Juan Mujica Cantelar, sowie der 
Vorsitzende der Ungarischen Arbei¬ 
terpartei, Gyula Thürmer, sprachen. 
Der Abend klang aus mit einem Frie¬ 
denskonzert, das die junge Welt im 
Rahmen ihrer Konferenz organisiert 
hatte, aber viele saßen auch noch da¬ 
nach lange zusammen und diskutier¬ 
ten... Nina Hager 


Erdogan hat seine Schuldigkeit getan ... 

Die AKP-Regierung verliert innen- und außenpolitisch den Rückhalt 


Es sind jetzt elf Jahre her, dass man 
in Washington auf Recep Tayyip Er- 
dogans Partei für Gerechtigkeit und 
Aufschwung (AKP) aufmerksam wur¬ 
de und sie nach anfänglichem Zögern 
für würdig befand die Türkei zu regie¬ 
ren. Die neoliberale islamische Partei 
erwies sich als nützlich für die Vertre¬ 
tung der US-Interessen in der Regi¬ 
on und als kompatibel mit den Inter¬ 
essen des globalisierten Kapitals und 
der imperialistischen Zentren. 
Ehrgeizig, brach die Partei mit der 
passiven Diplomatie der türkischen 
Außenpolitik, erwarb für die Türkei 
die Position eines erstrangigen Ver¬ 
bündeten der USA und eines strate¬ 
gischen Partners im Nahen Osten. Die 
islamische Ideologie schien selbst für 
Israel kein Problem zu sein, solange 
die militärische und wirtschaftliche 
Ausrichtung passte. Der türkischen 
Bourgeoisie schien die AKP geeignet, 
um die Religion als Dämpfer sozialer 


Auseinandersetzungen als Antwort 
auf die neoliberalen Angriffe auf die 
Arbeiterklasse zu nutzen. Islamische 
Sekten wie die von Fethullah Gülen 
sahen in der AKP einen Garanten für 
ihre nicht zuletzt wirtschaftlichen In¬ 
teressen. Und selbst die kurdische Be¬ 
wegung sah im Bruch mit dem kema- 
listischen Nationalismus eine Chance 
zur Lösung ihres Problems. 

Diese breite Zustimmung gab der 
AKP die Möglichkeit, die Armee und 
die Justiz in den Griff zu bekommen. 
Vor diesem Hintergrund muss die seit 
dem 17. Dezember offenbar gewor¬ 
dene Korruptionsaffäre in der Tür¬ 
kei als Bruch im herrschenden Block 
betrachtet werden. Die eben noch 
verbündete islamistische Gülen-Be- 
wegung hat ausgelöst, was die AKP 
voraussichtlich entscheidend schwä¬ 
chen wird. Es sind zwei Faktoren, die 
den Kredit für Erdogans Regierung 
bei seinen imperialistischen Auftrag¬ 


gebern und Hintermännern aufge¬ 
braucht haben. 

Der erste war das Versagen der türki¬ 
schen Außenpolitik in Bezug auf Sy¬ 
rien und die Meinungsverschieden¬ 
heiten über die Unterstützung mit 
Al-Kaida verbundener Anti-Assad- 
Kräfte. Der zweite war die Unfähig¬ 
keit der Regierung, mit dem Volksauf¬ 
stand vom vergangenen Sommer ge¬ 
gen die ständig wachsende Repression 
fertig zu werden. 

Es wird wohl noch einige Zeit dau¬ 
ern, bis eine neue Konstellation der 
Machtausübung entworfen und ins¬ 
talliert ist. Diese Zeit haben Erdogan 
und die AKP noch für ihre Versuche, 
sich freizustrampeln, bevor der letzte 
Schlag erfolgt. 

Denkbar ist dann eine Koalition der 
laizistischen Republikanischen Volks¬ 
partei (CHP) mit der Gülen-Gemein- 
de und von Korruptionsvorwürfen 
nicht betroffene Kreise der AKP. Da¬ 


für spricht, dass der CHP-Vorsitzen¬ 
de Kiligdaroglu es vermieden hat, die 
Verwicklungen der USA und auch 
der Gülen-Bewegung in die Korrup¬ 
tionsaffäre zum Thema zu machen. 
Hinweise dafür bietet die Kandidatur 
eines CHP-Politikers für das Amt des 
Bürgermeisters von Istanbul mit en¬ 
gen Kontakten zur Gülen-Bewegung 
ebenso wie die Unterstützung des 
ehemaligen AKP-Bürgermeisters von 
Antakya, den seine Partei nicht mehr 
aufgestellt hat, durch die CHP. 
Immerhin ist die pessimistische Stim¬ 
mung unter Oppositionellen, dass die¬ 
se Regierung ewig sei, gewichen. Die 
Parole bei den Demonstrationen lau¬ 
tet wie im letzten Sommer „Diktator, 
tritt zurück!“. Und sie wollen nicht, 
dass Erdogans Rücktritt das Werk der 
Gülen-Leute und der USA ist, son¬ 
dern das der demokratischen Kräfte 
der Türkei. M.I. 


Thema der Woche 


Liebknecht-Luxemburg- 
Demonstration 2014 

Fotos von der gemeinsamen Abend¬ 
veranstaltung der DKP und der SDAJ, 
vom Demozug und ein Bericht über 
die Rosa-Luxemburg-Konferenz der 
jungen Welt. 
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Proteste gegen die 
Sicherheitskonferenz 
in München 


KeinFrieden 
mit der NATO 



NO JUSTICE 
NO PEACE! 




SO mal zuviel 


DEMO 

01 . 02 . 

Mümben 2014 

HÜht totritaplatt 

kAta&tiiiirfphuy 

imr/urr a thtfuah 
«ad Jabot Pfluytt 

<9- ti** UanfupkfU 


mutumxoxmtxt 


München: Aktionsbündnis gegen 
die NATO-Sicherheitskonferenz 

Samstag, l. Februar 2014 

12.00 Uhr: Auftakt-Kundgebung-Ma¬ 
rienplatz 

13.30 Uhr: Demonstration rund um 
den Tagungsort der Kriegsstrategen 
Demonstrationsroute: Marienplatz - 
Richtung Tal, Viktualienmarkt, Rosen¬ 
tal, Oberanger, Sendlinger Tor-Platz, 
Sonnenstraße, Karlsplatz, Lenbach- 
platz, Maximiliansplatz, Brienner Stra¬ 
ße, Odeonsplatz, Residenzstraße, Die¬ 
nerstraße zum Marienplatz 
15.00 Uhr: Schlusskundgebung - Ma¬ 
rienplatz 

Es sprechenJutta Ditfuth,Tobias Pflü¬ 
ger, Kulturprogramm 


UZ-Pressefest 

2014 

Spenden für 
das Pressefest 

DKP Parteivorstand, 
Konto-Nr.: 4002 487 501 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 60g 67 
Stichwort: „UZ-Pressefest“ 



Zur Tombola: Seite 15 


Kandidatur der DKP 
zur EU-Wahl 

Die Formularefürdie Unterschriften¬ 
sammlung können als Datei oderals 
gedrucktes Formular beim Parteivor¬ 
stand bestellt werden oder von der 
Internetseite news.dkp.de herunter¬ 
geladen werden. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Familienpolitik ist die Fortsetzung des 
Krieges mit anderen Mitteln 


Halten Sie sich an Gesetze 
und Tarifverträge! 


Aktion der Gewerkschaft bei Burger King 



Die Bundeswehr hat Akzeptanz- und 
Rekrutierungsprobleme. Als Solda¬ 
ten braucht die moderne Heeres¬ 
leitung aber zunehmend technisch 
hochqualifizierte, wirklich zu allem 
fähige junge Menschen. Die aber sind 
wählerisch. 

Die Arbeitsbedingungen für Kriegs¬ 
handwerkerinnen sind bekanntlich 
prekär und lebensgefährlich - be¬ 
sonders bei Auslandseinsätzen, denn 
es gibt keine Teilzeitkriege und kei¬ 
ne familienfreundlichen Militärein¬ 
sätze. Auslandseinsätze aber werden 
immer häufiger, die Zeit zwischen 
den Einsätzen - sprich die Heimat¬ 
aufenthalte - entsprechend kürzer. 
Besonders für Teilzeitbeschäftigte 
wird das ein immer größeres Prob¬ 
lem. Teilzeit geht im Ausland nicht. 
Nicht zuletzt deshalb wird die an¬ 
gepeilte 15-Prozent-Frauenquote in 
der Bundeswehr nicht erreicht. Die 
gerade erst auf den Schild gehobe¬ 
ne neue Kriegsministerin Ursula von 
der Leyen will daher die Bundeswehr 
zu einem familienfreundlichen und 
damit zu „einem der attraktivsten 
Arbeitgeber in Deutschland“ ma¬ 
chen und dazu die Vereinbarkeit von 
Dienst und Familie verbessern. Da¬ 
für sollten Teilzeitmöglichkeiten wie 
eine Drei- oder Viertagewoche sowie 
Febensarbeitszeitkonten eingeführt 
werden. Außerdem soll das Betreu¬ 
ungsangebot verbessert werden und 
Tagesmütter in Kasernen stärker 
zum Einsatz kommen. Erhalten also 
demnächst Angehörige der Bundes¬ 
wehr bald Arbeitsbedingungen, von 
denen andere Beschäftigte bislang 
nur träumen können? Haben Solda- 
tlnnen also demnächst einen fami¬ 
lienverträglichen Job mit Gleitzeit, 
Teilzeit, Elternzeit, mit dreizehntem 
Monatsgehalt und Weihnachtsgeld, 
Schlechtwetterzulage und zivilen 
Umgangsformen? Mutiert der Sol¬ 
datenberuf zu einem Beruf wie je¬ 
der andere, besonders attraktiv für 
junge Eltern und solche, die es wer¬ 
den wollen? 

Gesagt hat es die ach so fürsorgliche 
von der Leyen noch nicht, aber ihr 
ist zuzutrauen, dass sie bald noch das 
eine oder andere Versprechen drauf¬ 
legt: Spielplätze direkt neben dem 
Exerzierplatz und für die Neugebo¬ 
renen kostenlose olivgrüne Stramp¬ 
ler. Dazu noch die Einrichtung fami¬ 
lienfreundlicher Hightech-Arbeits¬ 
plätze in der gewohnten heimatlich/ 
familiären Umgebung, damit Papi 
am PC per Joystick irgendwo am 
Hindukusch irgendwelchen Terror¬ 
verdächtigen das Leben auspusten 
und dennoch seine Hausaufgaben 
machenden Nachwuchs beaufsichti¬ 
gen kann. Dann könnte sich die Bun- 


Die europäische Union wird die Krise 
nicht überwinden, wenn sie weiterhin 
die realen Bedürfnisse ihrer Bürger ig¬ 
norieren wird, stellte der Europäische 
Gewerkschaftsbund (EGB) fest. 

Der EGB hat kürzlich seine Kampa¬ 
gne „Ein neuer Weg für Europa“ vor¬ 
gestellt, welche die Leitlinien auf einer 
nachhaltigen Industriepolitik und qua¬ 
litativ hochwertigen Arbeitsplätzen 
aufgebauten Investitionsplans für die 
EU hervorhebt. 


deswehr vor Rekrutierungswilligen 
kaum noch retten, und am Schluss 
stünden Millionen junge Leute Ge¬ 
wehr bei Fuß, aber nur 100 Köche an 
den Gulaschkanonen. 

Denn mal ehrlich: Wer will denn bei 
den im Zivilbereich üblichen miesen 
Arbeitsbedingungen und Einkom¬ 
men heute noch Koch lernen? Aber 



von all dem wird nicht viel übrig blei¬ 
ben. Am ehesten noch gelingt es Vi¬ 
zekanzler Gabriel (SPD), wie kürz¬ 
lich angekündigt, in Zukunft wö¬ 
chentlich einen Nachmittag für seine 
Tochter freizuhalten. Aber mit Men¬ 
schenfreundlichkeit im Allgemeinen 
ist es bei den Koalitionären bekannt¬ 
lich nicht weit her. Das musste jüngst 
auch Familienministerin Manuela 
Schwesig (SPD) schmerzlich erfah¬ 
ren, als ihr ins Unreine gesprochener 
Vorschlag, für Eltern die 32-Stunden- 
woche einzuführen, sofort abgemei¬ 
ert wurde. 

Was uns da die Mutti der Kompanie 
in die Schaufensterauslage stellte, 
steht ganz im Geist des Koalitions¬ 
vertrages der GroKo aus CDU/CSU 
und SPD, der die Bundeswehr und 
deren staatlichen Tötungsauftrag in 
die alltägliche Normalität der Bun¬ 
desbürger implantieren will. Von der 
Leyens Vorstoß ist nichts weiter als 
eine Nebelkerze mit Weihrauchge¬ 
schmack, um die Bundeswehr und 
ihren tödlichen Auftrag weiter zu 
verharmlosen. Soldat zu sein in einer 
kapitalistischen Berufsarmee ist kein 
Beruf wie jeder andere und gehört 
nicht zum ehrbaren Handwerk. Denn 
er dient nicht zum Erhalt des Lebens, 
sondern tötet und unterdrückt mit 
Waffengewalt seinesgleichen. Wirk¬ 
lich familienfreundlich werden die 
Arbeits- und- Lebensbedingungen 
der Menschen erst sein, wenn der 
Kapitalismus und sein Zwillingsbru¬ 
der Militarismus von uns auf den 
Müllhaufen der Geschichte gewor¬ 
fen wird. Dann werden Schwerter zu 
Pflugscharen und Truppenübungs¬ 
plätze werden zu riesigen Abenteu¬ 
er-Spielplätzen für Jung und Alt. 


Er hat darüber hinaus ebenfalls sein 
Manifest für die Wahlen zum Europa- 
Parlament bekannt gemacht und die 
Kandidaten aufgerufen, die soziale Di¬ 
mension der EU in den Vordergrund 
zu stellen und jeden Versuch die Politi¬ 
ken weiterzuführen, die die Löhne her¬ 
unterschrauben und die Arbeitsbedin¬ 
gungen verschlechtern, abzuwehren. 
Am 4. April soll mit einer europawei¬ 
ten Demonstration in Brüssel den For¬ 
derungen des EGB Nachdruck verlie¬ 
hen werden. 


„Fair und mit Respekt! Wir sind Bur¬ 
ger King!“ Unter diesem Motto fand 
am 13. Januar vor dem Store der Bur¬ 
ger King GmbH in Dortmund vor der 
Reinoldikirche eine Unterschriftenak¬ 
tion statt. Die Gewerkschaft Nahrung 
Genuss Gaststätten (NGG) forderte 
Ergün Yildiz, Geschäftsführer der Bur¬ 
ger King GmbH auf, sich an Gesetze 
und Tarifverträge zu halten. 

Seit Betriebsübernahme im Mai 2013 
setzen die neuen Eigentümer Ergün 
Yildiz und Alexander Kolobov (Yi-Ko 
Holding) die Burger-King-Beschäftig¬ 
ten durch Personalabbau, Dumping- 


Besorgniserregende Zustände herr¬ 
schen aktuell in den deutschen Alten- 
und Pflegeheimen, unabhängig davon, 
wer sie betreibt. Wenn nichts geschieht, 
ist der personelle Kollaps in der statio¬ 
nären Altenpflege unvermeidlich. 

Es wäre fatal, würde man die Schuld 
für die zunehmende personelle Misere 
in den Alten- und Pflegeheimen aus¬ 
schließlich den Heimträgern zuwei¬ 
sen. Seit 1990 ist der Personalschlüs¬ 
sel faktisch unverändert, obwohl der 
Pflege- und Betreuungsaufwand seit 
Einführung der Pflegeversicherung 
kontinuierlich gestiegen ist. Die Be¬ 
wohnerinnen sind bei ihrem Einzug 
ins Heim heute i.d.R. älter, dementer 
und kränklicher und wohnen immer 
kürzer in den Heimen. 

Viele Beschäftigten bemühen sich teil¬ 
weise bis zur Selbstaufopferung um 
eine ausreichende Pflege. Ihre Hebe- 
und Tragetätigkeiten sind dabei ver¬ 
gleichbar mit denen von Bauarbeitern. 
Ihre psychische Belastung überschrei¬ 
tet wesentlich häufiger als in jeder an¬ 
deren Berufsgruppe ihre Grenzen. Vie¬ 
le scheiden schon vor Erreichen der 
Regelaltersgrenze aus. 

Wer zu Recht mehr Personal fordert, 
muss auch bereit sein, dafür mehr zu 
bezahlen. Das gilt nicht nur für die bes¬ 
ser begüterten Bewohnerinnen und 
ihre Angehörigen. Es gilt auch für die 
Pflegekassen und erst recht für die So¬ 
zialhilfeträger. 

Die Gesellschaft und die Politik müs¬ 
sen entscheiden, welche Kosten sie für 
die Pflegebedürftigen bereit sind zu 
zahlen. Soll es gerade noch für eine 
Satt-und-Sauber-Pflege reichen oder 
sollen die pflegebedürftigen Bewohne¬ 
rinnen einen menschenwürdigen Le¬ 
bensabend im Heim verbringen und 
am sozialen Leben der Gesellschaft 
so weitgehend wie möglich noch teil¬ 
haben können? Soll eine große und 
gut ausgebildete Stammbelegschaft 
für eine Pflege mit persönlichem Be¬ 
zug zu den Bewohnerinnen sorgen 


löhne und Missachtung von Gesetzen 
und Tarifverträgen unter Druck. 

Die dabei störenden Betriebsräte wer¬ 
den nun u.a. vom Betriebsrätefresser 
(Spon) Helmut Naujoks angegangen. 
Sei es, dass Betriebsräte wegen sieben 
nicht quittierter Tütchen Ketchup frist¬ 
los gekündigt werden sollen oder Löh¬ 
ne bei Erkrankung verspätet gezahlt 
werden. Aktuell soll die Zustimmung 
des Betriebsrats in Dortmund-Kley zur 
Kündigung des Betriebsrats Vorsitzen¬ 
den G.Y. gerichtlich erzwungen wer¬ 
den. G.Y., der bereits ein Verfahren ge¬ 
gen seine fristlose Kündigung gewann, 


oder soll die Bewohnerschaft durch 
immer häufiger wechselndes Personal 
aufgrund Zwangsteilzeit, befristeten 
Arbeitsverhältnissen oder Leiharbeit 
wie am Fließband versorgt werden? 
Sollen Beschäftigte mit guten Arbeits¬ 
und Einkommensbedingungen bis zum 
Erreichen ihrer Altersgrenze tätig blei¬ 
ben, oder müssen sie mit immer mehr 
Aufwand neu ausgebildet und bewor¬ 
ben werden? 

Vor 13 Jahren hatte die Mehrheit der 
Mitglieder des Landespflegeausschus¬ 
ses in NRW einen durchschnittlichen 
Personalschlüssel von einer Pflege¬ 
kraft auf 2,2 Bewohnerinnen emp¬ 
fohlen. Die Kostenträger (Pflegekas¬ 
sen und kommunale Sozialhilfeträger) 
haben das verhindert und stattdessen 
eigenmächtig lediglich die alten Per¬ 
sonalzahlen von 1990 fortgeschrieben. 


wird jetzt vorgeworfen, Pausenzeiten 
nicht ausgestempelt zu haben. So gibt 
die Yi-Ko Holding Fairness und Res¬ 
pekt bei Burger King keine Chance. 
Die Gewerkschaft NGG wollte die Öf¬ 
fentlichkeit auf dieses Verhalten auf¬ 
merksam machen und sammelte zahl¬ 
reiche Unterschriften, um den Protest 
zu unterstützen. Die Unterschriften 
sollen der Geschäftsführung von Bur¬ 
ger King zugesandt werden. Die Beleg¬ 
schaft will für harte Arbeit fair bezahlt 
werden! Das ist eine Selbstverständ¬ 
lichkeit, die von Ergün Yildiz missach¬ 
tet wird. -ler 


Ein Jahr später versprach der ehema¬ 
lige NRW-Arbeitsminister Harald 
Schartau auf einer Demonstration 
der Gewerkschaft ver.di in Düssel¬ 
dorf, dass auf der Grundlage des Re¬ 
ferenzmodells NRW innerhalb von 
fünf Jahren ein Personalbemessungs¬ 
verfahren für die stationäre Altenpfle¬ 
ge entwickelt werde. Bis heute hat sich 
jedoch nichts getan. Im Gegenteil. Die 
18jährige Deckelung der Pflegesätze 
hat zu einem stetigen Personalabbau 
geführt, weil die Pflegesätze die Per¬ 
sonalkostensteigerungen nie vollstän¬ 
dig decken. Unabdingbar zur Verbes¬ 
serung der Situation in der Pflege ist, 
dass zukünftig die Heimträger mit 
der Gewerkschaft ver.di öffentlich 
für eine bessere Personalausstattung 
eintreten. 


SYNDICAT 

EUROPEAN 

TRADE UNION 



Detlev Beyer-Peters 



Am vergangenen Samstag gingen in rund 6o Städten Pflegekräfte für zehn 
Minuten zu Boden. Die Initiative „Pflege am Boden“ hatte bundesweit zum 
vierten Flasmob seit Oktober aufgerufen. Wie hier in Bad Kreuznach (siehe Bild) 
forderten die Beteiligten von der Politik u.a. mehr Geld für mehr Personal sowie 
mehr Ausbildung und mehr berufliche Anerkennung. Jetzt würden die Pflegen¬ 
den durch ihre Überlastung auf die Dauer selbst krank. Der nächste Flashmob 
soll am 8. Februar stattfinden. 


Verschlechterungen abwehren 

Europäische Demonstration am 4. April in Brüssel 


Pflegesätze seit 18 Jahren gedeckelt 

Die personelle Ausstattung in der Pflege muss umgehend verbessert werden 
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Der Sonntag muss ein Feiertag bleiben! 

In den Gewerkschaften wächst die Gegenwehr 
gegen die Ausweitung von verkaufsoffenen Sonntagen 


Z unehmend kämpfen Gewerk¬ 
schaften alleine oder in Bünd¬ 
nissen dagegen, dass der Sonn¬ 
tag zum Werktag wird. So gingen z.B. 
in Bad Kreuznach Gewerkschaftsmit¬ 
glieder mit Flugblättern auf die Straße 
und protestierten dagegen, dass gleich 
nach dem Weihnachtsrummel am 5. Ja¬ 
nuar 2014 schon wieder die Geschäfte 
geöffnet wurden. „Viele müssen sonn¬ 
tags notwendigerweise arbeiten: Ärz¬ 
te, Krankenschwestern, Altenpfleger, 
Busfahrerinnen, Feuerwehr, Polizei, 
verschiedene Notdienste usw. Aber wa¬ 
rum auch Verkäuferinnen und Kassie¬ 
rerinnen? Reichen uns 23 Einkaufstage 
im Januar 2014 nicht aus, unser Geld 
auszugeben?“ 

Sie hatten vor Augen, wohin es führen 
kann: In Bottrop beschloss der Stadtrat 
gegen die Stimmen von DKP, Links¬ 
partei und ÖDP, dass nach sieben ver¬ 
kauf soff enen Sonntagen 2013 in neu¬ 
en Jahr elfmal die Sonntagsruhe der 
Gewerbefreiheit weichen muss. Einen 
verkaufsoffenen Sonntag gleich nach 
Weihnachten wollte ver.di in Worms 
juristisch verhindern, musste aber zu¬ 
nächst eine Niederlage hinnehmen. Er¬ 
folgreicher war da ver.di in Südhessen, 
wo Verwaltungsgerichte mehrfach ver. 
di Recht gaben. Unterschiedliche lan¬ 
desrechtliche Regelungen bedeuten 
hier aber ungleiche juristische Mög¬ 
lichkeiten. 

Im Kampf um die Arbeitszeit prallen 
die Interessen von Kapital und Arbeit 
direkt aufeinander. Das wird besonders 
deutlich bei der Frage der täglichen 
und wöchentlichen Arbeitszeit, wo die 
DKP mit anderen für die 30-Stunden- 
Woche bei vollem Lohn- und Perso¬ 
nalausgleich als neues Normalarbeits¬ 
verhältnis eintritt. Aber auch um die 
Frage der Lage von Arbeitsschichten 
zu verschiedenen Tageszeiten und Wo- 


Die stetig steigenden Strompreise 
bringen immer mehr einkommens¬ 
schwache Haushalte in existenzielle 
finanzielle Kalamitäten. Das Energie- 
Vergleichsportals Verivox meldet, dass 
2014 die monatliche Stromrechnung 
bei den 3,3 Millionen Hartz-IV-Haus- 
halten um gut ein Fünftel höher ausfal- 
len wird als die staatlichen Leistungen, 
die sie für die Elektrizität erhalten. 
Rund ein Drittel der 1 100 Energie¬ 
versorger hat schon zu Ende des ver¬ 
gangenen Jahres angekündigt, die 
Preise 2014 um durchschnittlich drei 
Prozent zu erhöhen. Im neuen Regel¬ 
satz für Hartz-IV-Bezieher in Höhe 
von 391 Euro im Monat sind aber nur 
32,69 Euro für Strom sowie das In¬ 
standhalten der Wohnung vorgesehen. 
Das reicht aber hinten und vorne nicht. 
Verivox rechnet vor: Ein Single-Haus¬ 
halt mit 1 500 kWh Jahresverbrauch 
zahlt von Januar 2014 an durchschnitt¬ 
lich 473 Euro im Jahr, also monatlich 
39,42 Euro und damit mehr, als der 
Staat für Hilfsbedürftige im Bereich 
Strom zahlt. Auf dieser Rechnung feh¬ 
len aber z.B. noch die Kosten für an¬ 
fallende Reparaturen in der Wohnung. 
Ulrich Schneider, der Hauptgeschäfts¬ 
führer des Paritätischen Wohlfahrts¬ 
verbands, bringt die Misere auf den 
Punkt: „Strom- und Heizkosten sind 
ein echtes Armutsrisiko geworden.“ 
Schneider schätzt die Unterfinan¬ 
zierung bei den Stromkosten von 
Hartz-IV-Beziehern auf jährlich 
90 bis 280 Euro, je nach Haushalt. Die 
Strompreise haben sich seit 2005 im 
Bundesdurchschnitt um 44 Prozent 
erhöht. Daher haben heute schon Mil¬ 
lionen Haushalte größte Mühe, ihre 
Stromrechnungen zu bezahlen. Dies 
gilt besonders für prekär Beschäftigte 
und Hartz IV-Empfänger, deren mie¬ 
se finanzielle Lage sich durch die im 
neuen Jahr kommenden Strompreis¬ 
erhöhungen sowie häufig jetzt fälligen 


chentagen wurde und wird gestritten. 
Das ökonomische Interesse des Kapi¬ 
tals ist es, nach Möglichkeit an sieben 
Tagen rund um die Uhr arbeiten zu las¬ 
sen. Wenn Maschinen und Anlagen im 
kapitalistischen Idealfall 168 Stunden 
wöchentlich ausgelastet wären, wüch¬ 
sen die Profite schneller, schaffte das 
Konkurrenzvorteile. Aber nur so lange, 
bis überall 168 Stunden in der Woche 
produziert würde. 

Es geht nur um die 
Umverteilung von Kaufkraft 

Glaubte man Einzelhandelsfunktio¬ 
nären, dann belebten verkaufsoffe¬ 
ne Sonntage das Geschäft, förderten 
die „Kauflaune“ und sollen sogar Ar¬ 
beitsplätze schaffen. Nicht nur in Bad 
Kreuznach weisen Gewerkschafter 
das zurück. „Haben uns verlängerte 
Ladenöffnungszeiten auch nur einen 
Euro im Geldbeutel mehr zum Ein¬ 
käufen gebracht?“ Letztendlich geht 
es um die Umverteilung der Kauf¬ 
kraft, von ländlichen Regionen in die 
Ballungsgebiete, von kleinen Läden zu 
Kaufhauskonzernen und multinational 
agierenden Discountern. 

Die Beschäftigtenzahlen belegen das: 
von 2004 bis 2012 gingen sie bundes¬ 
weit um 8,5 Prozent zurück, bei den 
Vollzeitbeschäftigten sogar um 30 Pro¬ 
zent. Es geht hier dem Kapital nicht 
darum, die Arbeitszeit Einzelner aus¬ 
zudehnen, sondern die Vorteile prekä¬ 
rer Beschäftigung zu nutzen, z.B. ein¬ 
gesparte Sozialversicherungsbeiträge 
bei Minijobs. Wo das hohe Arbeitstem¬ 
po, z.B. an Discounterkassen, keine 
acht Stunden durchzuhalten ist, da sind 
drei Halbtagskräfte bei gleicher Leis¬ 
tung billiger als zwei Ganztagskräfte. 
Nach dem St.-Florians-Prinzip geneh¬ 
migen Kommunalpolitiker verkaufsof¬ 
fene Sonntage in der heimlichen Hoff- 


Nachzahlungen für das vergangene 
Jahr weiter verschärft. Wer aber seine 
Rechnungen nicht zahlt, für den wird 
es schnell dunkel in der Wohnung: Die 
Energiekonzerne sperren dann schnell 
den Strom. 


Selbst die Europäische Union sieht in 
der Stromversorgung der Bürger ein 
soziales Grundrecht. Wörtlich heißt es 
in der Richtlinie 2003/54/EG, Art. 3, 
Abs. 5, „dass die Mitgliedsstaaten 
schutzbedürftige Verbraucher vor dem 
Ausschluss der Stromversorgung ange¬ 
messen schützen sollen.“ 

Papier aber ist bekanntlich geduldig 
Wer mehr als zehn Prozent seiner 
Konsumausgaben für Energie auf¬ 
bringen muss, ist energiearm. Nach 
dieser Definition wären nach Berech¬ 
nungen der Verbraucherzentrale Nord¬ 
rhein-Westfalen mehr als 13 Prozent 


nung, dass in den Nachbarstädten bei 
ihren Parteifreunden die Jobs wegfal¬ 
len und die Läden schließen statt bei 
ihnen. Der DGB in Bad Kreuznach ruft 
die Ratsfraktionen auf, sich mit ihren 
Parteifreunden über die Einstellung 
dieser Form eines volkswirtschaftlich 
unsinnigen Konkurrenzkampfs zu ver¬ 
ständigen. Da wird vor den Kommunal¬ 
wahlen noch mit Nachfragen zu rech¬ 
nen sein. 

Direkt betroffen sind die Beschäftigten 
im Einzelhandel, zumeist Frauen. Ein¬ 
zelhandelsfunktionäre betonen gerne, 
die Sonntagsarbeit sei freiwillig, oder 
Betriebsräte, soweit vorhanden, hätten 
zugestimmt. Wer Betriebe von innen 
kennt, weiß, wie schwer es gerade dort 
oft ist, nein zu sagen. Im Hintergrund 
steht die Angst um den Arbeitsplatz, 
die Angst, dass die eigene Kaufhaus¬ 
filiale schließt, wenn die anderen öf¬ 
ters auf haben. Und die Konkurrenz 
durch den Internethandel, von ebay bis 
amazon, muss zur Begründung herhal¬ 
ten. Es gibt keinen Beleg dafür, dass 
„Verkaufsevents“ daran etwas ändern 
könnten. Die Unterstützung aber der 
für Einzelhandelslöhne streikenden 
Amazon-Beschäftigten, der Fahrerin¬ 
nen und Fahrer der Speditionen bei 
der Durchsetzung höherer Löhne und 
der Einhaltung von Lenkzeiten und 
anderen Schutzbestimmungen könnte 
die ökonomischen Dimensionen die¬ 
ses Konkurrenzkampfes etwas aus der 
Schieflage bringen. 

Hamburger braten 
rund um die Uhr 

Es geht aber nicht alleine um die Kol¬ 
leginnen hinter Theken und an Kassen. 
„ ... je länger die Geschäfte aufhatten, 
um so länger mussten wir alle bald da¬ 
rauf in Fabrikhallen, Werkstätten und 
Büros zubringen“. Die Verlängerung 


der deutschen Haushalte energiearm. 
Und so werden trotz schönklingender 
Richtlinien jährlich Hundertausen- 
de vom Strom abgehängt. Menschen 
z.B. durch höhere Hartz IV-Regelsät- 
ze davor zu schützen wäre eine sozi¬ 


alstaatliche Aufgabe. Stattdessen soll 
nun - geht es nach einigen Koalitio¬ 
nären - das Prinzip „Strom gegen Vor¬ 
kasse“ greifen. Sobald dieser im Zäh¬ 
ler steckt, fließt Strom - so lange, bis 
das Guthaben aufgebraucht ist. 

Diese asoziale Idee hat aber ihren Ur¬ 
sprung in der kapitalistischen Wirk¬ 
lichkeit. Die Stadtwerke Riesa z.B. 
haben einige solcher Prepaid-Zähler 
schon in Betrieb. Nach Ansicht des 
Unternehmens hätten die Kunden so 
ihren Strombedarf unter Kontrolle 
und seien so davor geschützt, sich neu 
zu verschulden. Das Unternehmen 


der Ladenöffnungszeiten seit den 80er 
Jahren durch „Dienstleistungsabende“, 
„lange Samstage“ usw. war auch der 
ideologische Türöffner für längere Be¬ 
triebszeiten in jenen Branchen, in de¬ 
nen der Slogan „Samstags gehört Vati 
mir“ Realität war. „Wollen wir eine 
Gesellschaft, in der wir uns rund um 
die Uhr gegenseitig Hamburger bra¬ 
ten, dafür aber Familie, Freundschaf¬ 
ten, Vereine und vieles mehr den Bach 
runtergehen?“ Die Frage wurde auch 
von der Mehrheit der Passanten mit 
Nein beantwortet, was ein ganz ande¬ 
res Bild ergab als die Statements von 
Verbandsfunktionären. 

„Der Sonntag ist kein Tag wie jeder 
andere. Seine Bedeutung drückt sich 
in seiner Beständigkeit für die indivi¬ 
duelle Lebensgestaltung der Menschen 
aus. Seit 4 000 Jahren prägt die Sieben- 
Tage-Woche den Lebensrhythmus vie¬ 
ler Völker. Dieser Rhythmus vermittelt 
den Menschen und den Gemeinschaf¬ 
ten eine hilfreiche Beständigkeit. Der 
Sonntag ist eine frühe soziale Errun¬ 
genschaft und auch heute als Tag der 
Ruhe, der Gemeinschaft, der Befrei¬ 
ung von Sachzwängen, Fremdbestim¬ 
mung und Zeitdruck unverzichtbar“. 
Soweit die Allianz für den freien Sonn¬ 
tag, eine Arbeitsgemeinschaft von ver. 
di und kirchlichen Organisationen in 
verschiedenen Bundesländern. Was da 
auf Länderebene in Form von Öffent- 
lichkeits- und Lobbyarbeit oft schon 
seit Jahren gut funktioniert, kann 
durch seine Umsetzung in Aktionen 
in mehr Städten zusätzliche Kraft ent¬ 
falten. Das gemeinsame Interesse von 
Gewerkschaften, linken Parteien, sozi¬ 
alen Bewegungen, aber auch Kirchen 
und Sportvereinen an der Verteidigung 
des freien Sonntags bietet gute Voraus¬ 
setzungen für breite Bündnisse. 

Volker Metzroth 


aber spare den Aufwand für Mahnun¬ 
gen und Stromsperren. Michael Ko- 
patz vom Wuppertal Institut für Klima, 
Umwelt, Energie propagiert das Prin¬ 
zip als einen guten Weg, die Energie¬ 
wende sozial verträglich zu gestalten, 
und fordert, das Energiewirtschaftsge¬ 
setz zu ändern. Es soll Stromsperrun¬ 
gen generell verbieten und die kosten¬ 
lose Installation von Prepaid-Zählern 
vorschreiben. Der Stromkunde ver¬ 


ordnet sich dann quasi die Stromsper¬ 
re selber. 

Die Energiearmut bekommen wir so 
nicht vom Hals. Es gilt einen anderen 
Weg zu gehen. Die Energieversorgung 
darf nicht länger dem kapitalistischen 
Markt überlassen bleiben. Für Haus¬ 
halte mit geringem Einkommen muss 
es künftig rechtsverbindliche Sozialta¬ 
rife geben. Stromsperren sind zu ver¬ 
bieten, denn die Grundversorgung mit 
Energie ist, wie Luft und Wasser auch, 
ein existenzielles Grundrecht eines je¬ 
den. 

Wilhelm Dörner 


Stimmungsmache der 
Unternehmerverbände 

Für DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach ist klar, dass die Kritik der 
Unternehmerverbände an der Rente 
mit 63 (nach 45 Beitragsjahren) rei¬ 
ne Stimmungsmache ist. Fakt sei, dass 
„mit 31,7 Prozent nicht einmal ein 
Drittel der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer 45 Versicherungsjahre 
schaffen. 

Wer so lange fleißig gearbeitet hat, 
muss in den Ruhestand gehen kön¬ 
nen, ohne am Ende mit Abschlägen 
bestraft zu werden“. Schließlich sei¬ 
en nur 30,5 Prozent der 60- bis unter 
65-Jährigen in einem sozialversiche¬ 
rungspflichtigen B eschäftigungs Ver¬ 
hältnis. Nicht zuletzt vor dem Hinter¬ 
grund der demografischen Entwick¬ 
lung müssten die Unternehmen vor 
allem mehr in die Gesundheit der Be¬ 
schäftigten investieren und den boo¬ 
menden Psychostress am Arbeitsplatz 
abbauen. 

32-stunden-woche 
für junge Eltern 

Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
hält die Ankündigung der Bundes¬ 
familienministerin, die 32-Stunden- 
Woche für junge Eltern aus Steuer¬ 
mitteln unterstützen zu wollen, für 
außerordentlich unterstützungswert. 
Hauptgeschäftsführer Ulrich Schnei¬ 
der erklärte dazu. „Der Vorschlag von 
Ministerin Schwesig ist wirklich all¬ 
tagsnah und setzt an den ganz prak¬ 
tischen Problemen vieler Eltern mit 
kleinen Kindern und vor allem von 
Alleinerziehenden an“. Je nach Aus¬ 
gestaltung des staatlichen Zuschusses 
könne die Inanspruchnahme eines sol¬ 
chen Elterngeldes Plus durchaus auch 
für Familien mit nur geringem Er¬ 
werbseinkommen interessant sein. Die 
Kritik an den Vorschlägen seitens der 
Wirtschaft und aus Kreisen der Union 
nannte der Verband „reflexhaft“. 

Mitgliederzuwachs 
bei der NGG 

Die Zahl der Mitglieder der Gewerk¬ 
schaft Nahrung-Genuss-Gaststätten 
(NGG) steigt. 

Am 31. Dezember 2013 hatte die 
NGG genau 206 930 Mitglieder. Das 
sind 727 bzw. 0,4 Prozent mehr Mit¬ 
glieder als im Vorjahr. Dabei ist die 
Gruppe der erwerbstätigen Mitglieder 
mit einem Plus von 1,2 Prozent deut¬ 
lich überproportional gewachsen, so 
Burkhard Siebert, stellvertretender 
Vorsitzender der NGG. „Das zeigt, 
dass NGG stark in den Betrieben ver¬ 
ankert ist. Wir sind nah dran an den 
Beschäftigten vor Ort und das kommt 
an. Unsere Mitglieder wissen, dass wir 
gemeinsam die Kraft entwickeln kön¬ 
nen, die Arbeitswelt im Sinne der Ar¬ 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zu gestalten.“ Besonders stark zugelegt 
habe die Backbranche mit 3,2 Prozent 
und das Gastgewerbe mit 2,3 Prozent 
Zugewinn. Auch bei den Jüngeren - 
den Mitgliedern bis 27 Jahren - habe 
man mit einem Plus von 1,4 Prozent 
ein überdurchschnittliches Ergebnis 
verbuchen können: „Das verdeutlicht, 
dass die Arbeit unserer Gewerkschaft 
auch für junge Menschen nach wie vor 
aktuell und wichtig ist und dass NGG 
auch für sie die richtigen Visionen und 
Ziele verfolgt.“ 

Eisenbahner solidarisch 
mit amazon-Kolleglnnen 

Die Eisenbahn- und Verkehrsgewerk¬ 
schaft (EVG) unterstützt den Kampf 
der Beschäftigten beim Internet-Ver¬ 
sandhandel amazon für eine gerechte 
Entlohnung. Die EVG „steht solida¬ 
risch zu Euren Forderungen, den Kol¬ 
leginnen und Kollegen bei amazon die 
Bezahlung zu garantieren, die ihrer 
Tätigkeit angemessen ist“, heißt es in 
einem Schreiben des EVG-Vor sitzen¬ 
den an die Beschäftigten von amazon. 
„Insofern stehen wir voll hinter Eurem 
Arbeitskampf.“ 

In dem Schreiben von Alexander 
Kirchner heißt es, die amazon-Be- 
schäftigten zeigten, „wie wichtig es 
ist, eigene Positionen zu vertreten und 
für diese auch einzustehen .. .Dafür sa¬ 
gen wir Euch unter Gewerkschaftern 
auch einmal ganz herzlich danke. Euer 
Beispiel ist uns in unserer Arbeit An¬ 
sporn.“ 


Energiearmut greift weiter um sich 

Strom- und Heizkosten sind ein Armutsrisiko geworden 
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Gastkolumne von Georg Fülberth 

Gedenktafel 


„Wir sind keine Flüchtlinge, 
wir sind Bestohlene“ 

Kämpferische Demonstration in Dessau - 
Aufklärung und Gerechtigkeit für Oury Jalloh 


Seit dem 17. Dezember 2013 hängt am 
Karl-Liebknecht-Haus in Berlin eine 
Tafel mit folgendem Wortlaut: „Ehren¬ 
des Gedenken an Tausende deutsche 
Kommunistinnen und Kommunisten, 
Antifaschistinnen und Antifaschisten, 
die in der Sowjetunion zwischen den 
1930er und 1950er Jahren willkürlich 
verfolgt, entrechtet, in Straflager de¬ 
portiert, auf Jahrzehnte verbannt und 
ermordet wurden.“ 

Die Initiative hatten vor längerer Zeit 
die Kinder und Enkel von Verfolgten 
ergriffen. Eine von ihnen, Anja Schind¬ 
ler, berichtete anlässlich der Enthül¬ 
lung der Tafel, als Schülerin habe sie in 
der DDR von den deutschen Kommu¬ 
nisten gehört, die in der Roten Armee 
gegen Hitlerdeutschland gekämpft ha¬ 
ben. Ihr eigener Vater aber war in Wor- 
kuta gewesen. Irgendwann ab 1989 ha¬ 
ben Nachfahren die Geschichten ihrer 
Familien ausgetauscht und entdeckt, 
dass sie keine Ausnahmen waren. 

Hans Modrow kritisiert am Text der Ta¬ 
fel, er suggeriere, alle Verfolgten seien 
ermordet worden. Diese Interpretation 
liegt nicht nahe. 

Protestierende Demonstrantinnen 
und Demonstranten behaupteten am 
17. Dezember, mit der Tafel folge die 
Linkspartei einem geschichtsrevisionis¬ 
tischen Mainstream. Wohl zutreffend 
wies die Vorsitzende Katja Kipping da¬ 
rauf hin, dass die offizielle Propaganda 
der Bundesrepublik die deutschen An¬ 
tifaschistinnen und Antifaschisten in 
der Sowjetunion ebenfalls verschwie¬ 
gen habe. 

Manche argwöhnen, mit dem Geden¬ 
ken wolle sich die Linkspartei regie¬ 
rungsfähig machen. Nun ist ihre Hal¬ 
tung zu EldSSR und DDR allenfalls 
noch ein Vorwand von SPD und Grü¬ 
nen, wenn sie nicht mit ihr zusammen- 


Die Koalitionstrophäe der SPD, der Min¬ 
destlohn, kommt mit vielen Wenns und 
Abers durchgehend erst ab 2017, und 
dann muss noch mal eine Kommission 
darüber entscheiden. St.Nimmerlein 
lässt grüßen! 

Die Rente mit 63 kommt durch eine 
Wortänderung für die wenigsten über¬ 
haupt in Frage: Aus 45 „Versicherungs¬ 
jahren“ im Entwurf wurden 45 „Beitrags¬ 
jahre“: Also Ausbildung, Erziehungszei¬ 
ten und Arbeitslosigkeit zählen nicht mit! 
Die Hotelier-Steuererleichterungen wer¬ 
den beibehalten, obwohl die SPD voll¬ 
mundig angekündigt hatte, dieses faule 
Ei der FDP aus dem Nest zu schmeißen. 
Die so heftig umkämpfte PKW-Maut 
kommt, dafür ist der Streichung der Luft¬ 
verkehrssteuer Tür und Tor geöffnet, die 
viel mehr einbringt, als die PKW-Maut 
bei der mutigsten Schätzung bringen 
könnte. 

Von BAFöG und Ausbildungsgeld ist 
keine Rede mehr im Koalitionsvertrag. 
Statt BAföG-Erhöhung ist jedoch der 
„Ladenhüter“ (Originalton DGB) der 
CDU, das „Deutschlandstipendium“, für 
derzeit 0,6 Prozent der „hochqualifizier¬ 
ten“ Studierenden, sogar mit einem spe¬ 
ziellen Unterpunkt erwähnt. 

Dass Ursula von der Leichen nun Mi¬ 
nisterdrohne - äh, Verzeihung, Droh¬ 
nenministerin - wird, ist zwar etwas 
überraschend, aber nicht wirklich eine 
Fehlbesetzung. Uschi wird sicher auch in 
Afghanistan im Kampfanzug eine gute 
Figur machen. 

Aber warum Andrea Nahles einen be¬ 
kennenden Marktliberalen in eine der 
wichtigsten Schlüsselpositionen des Ar¬ 
beitsministeriums beruft, das ist schon 
merkwürdig. Das ist ja so, wie wenn ... 
wie wenn Hartmut Mehdorn den Flug¬ 
hafen Berlin bauen soll! Ach ja, soll er 
ja wirklich. Die SPD hat eben ein gutes 
Händchen für Personalentscheidungen. 
Wofür brauchen die Wirtschaftsverbän¬ 
de eigentlich noch Lobbyisten, wenn sie 
ihre überzeugtesten Eiferer auch direkt 
in den Schlüsselpositionen der Ministe¬ 
rien positionieren können? 


arbeiten wollen. Die tatsächlichen 
Hindernisse sind die Haltung der Par¬ 
tei „Die Linke“ zu Schuldenbremse, 
Fiskalpakt, Stellenabbau im Öffentli- 



Die neue Gedenktafel am Karl- 
Liebknecht-Haus ist heißumstritten. 
Georg Fülberth hat dazu eine eigene 
Meinung. 

chen Dienst und Auslandseinsätzen der 
Bundeswehr sowie ihre schiere Exis¬ 
tenz als Verstoß gegen den Alleinver¬ 
tretungsanspruch der SPD auf sozial¬ 
demokratische Organisierung. 

In der DDR gab es eine Art unausge¬ 
sprochener Zensur über das Schicksal 
deutscher Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten unter Stalin. Wir im Westen 
folgten aus taktischen Gründen mit 
Selbstzensur: diese Nachrichten waren 
ideologische Waffen unserer Feinde im 
Kalten Krieg. Der ist längst vorbei. 
Durch das Gedenken macht die Links¬ 
partei überraschenderweise auf ihre 
immerhin auch kommunistischen Wur¬ 
zeln aufmerksam. Deshalb ist es gut, 
dass die Tafel am Karl-Liebknecht- 
Haus hängt und nicht auf dem Fried¬ 
hof in Friedrichsfelde. 


Jetzt gibt es eine „moderne“, d.h. markt¬ 
liberale Neuordnung der Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik unter Führung der 
SPD, die den großen Reformator Ger¬ 
hard Schröder noch in den Schatten stel¬ 
len wird. 

Gut, immerhin: Frau Kristina Schröder, 
die direkt aus dem Kindergarten ins Fa¬ 
milienministerium kam, darf nun ihre 
Tochter betreuen und in den Genuss ih¬ 
res Betreuungsgelds kommen. Aber das 
ist auch die einzige Freude, außer der, 
Rösler und Brüderle nicht mehr dauernd 
hören und sehen zu müssen. Ich fürchte 
allerdings, die werden nach wie vor mehr 
in den Medien sein als die Oppositions¬ 
führer von der Partei „Die Linke“. 

Wie jedes Jahr, so flog auch diesmal die 
israelische Armee an Weihnachten Bom¬ 
beneinsätze gegen den Gaza-Streifen. 
Diesmal töteten sie ein vierjähriges Kind. 
Das ist offenbar schon Normalzustand 
und wird kaum noch bemerkt, geschwei¬ 
ge denn gebrandmarkt als völkerrechts¬ 
widriger Mordeinsatz. 

In Wolgograd gab es das dritte Bomben¬ 
attentat in zwei Monaten. Die Gegner 
der russischen Regierung drehen auf: 
Olympia naht, da gibt es Medienöffent¬ 
lichkeit. 

Und die Vertreter der ach so demokra¬ 
tischen westlichen Staaten überbieten 
sich in Moralpredigten. Diese Heuche¬ 
lei ist wirklich zum Kotzen. Noch schlim¬ 
mer fand ich nur die Rede Obamas bei 
der Trauerfeier für Nelson Mandela. Da 
stellt sich der Drohnenmörder und Fol¬ 
ter-Anwender hin und erklärt Mandela 
zu seinem Vorbild. Ich konnte gar nicht 
so viel frühstücken, wie ich kotzen muss¬ 
te. Ich bin mal gespannt, ob wir noch er¬ 
leben werden, wie politische Gefangene 
aus US-Gefängnissen wie Mumia Abu 
Jamal, Leonard Peltier oder die Cuban 
Five nach ihrem Tod von der gleichen 
Regierung geehrt werden, die sie verur¬ 
teilt hat. Oder wann die „Terroristen“ aus 
Guantanamo den Friedens-Nobelpreis 
bekommen ... 


„Wir erwarten von diesem Gericht 
keine Aufklärung und keine Gerech¬ 
tigkeit, es ist ein Gericht gegen uns, es 
deckt die Mörder Oury Jallohs.“ Mit 
diesen Worten klagte ein Aktivist der 
Initiative Oury Jalloh das Amtsgericht 
Dessau bei der neunten Demonstra¬ 
tion am Todestag des Afrikaners an. 
Er verbrannte am 7. Januar 2005 in 
einer Zelle der Dessauer Polizei, an 
Händen und Füßen gefesselt, bei le¬ 
bendigem Leibe. „Der deutsche Staat 
zeigt hier seine wahre Fratze durch 
Lügen, Vertuschung, Verleumdung 
und Einschüchterung - Schande für 
die Staatsanwaltschaft“ 
skandierten die 700 De¬ 
monstranten vor dem 
Sitz der Behörde, die bis 
heute verweigert, wegen 
Mordes zu ermitteln. 

Die absurde These der 
Polizei von der Selbst¬ 
verbrennung wurde von 
der Staatsanwaltschaft 
und den Gerichten über¬ 
nommen. Im ersten Pro¬ 
zess wurden die dienst¬ 
habenden Polizisten frei¬ 
gesprochen, im zweiten 
zu einer Geldstrafe we¬ 
gen fahrlässiger Tötung 
verurteilt. 

Ein 2013 von der Initia¬ 
tive Oury Jalloh in Auf¬ 
trag gegebenes unabhän¬ 
giges Brandgutachten 
hatte zum Ergebnis, was 
die Freunde Oury Jallohs 
und ihre Unterstützer seit neun Jahren 
auf ihren Protestzügen rufen und da¬ 
für der Repression durch die Polizei 
ausgesetzt sind: Das war Mord! Oury 
Jalloh konnte nur durch Fremdeinwir¬ 
kung und Brandbeschleuniger getötet 
werden. 

Der Kampf von Mouctar Bah, einem 
Freund Oury Jallohs, und vieler weite¬ 
rer ist nicht nur mutig und entschlossen 
trotz aller Angriffe der Polizei. Er hat 
einen Präzedenzfall geschaffen. Staats¬ 
anwaltschaft, Gerichte und die Polizei 
und ihre Dienstherren haben ein Di¬ 
ckicht aus Lügen geschaffen und mit 
Gewalt auf der Demonstration 2012 
versucht, den Kampf um Aufklärung 


Tausende von Kriegsgegnerinnen und 
Kriegsgegnern werden am 1. Febru¬ 
ar 2014 wieder gegen die so genann¬ 
te Münchner Sicherheitskonferenz 
demonstrieren - gegen die im Bayeri¬ 
schen Hof versammelte NATO-Kriegs- 
elite, gegen die Rüstungs- und Militär¬ 
politik Deutschlands und der NATO. 
Zu den Protesten mobilisiert ein brei¬ 
tes Spektrum von pazifistischen, sozi¬ 
alen, ökologischen und antikapitalis¬ 
tischen Organisationen aus München 
und anderen Städten der Bundesrepu¬ 
blik. 

Der Aufruf mit den derzeit unterstüt¬ 
zenden rund 80 Organisationen und 
etwa 100 Einzelpersonen ist auf der 
website des Aktionsbündnisses (www. 
sicherheitskonferenz.de) veröffentlicht 
und wird laufend aktualisiert. 

In einem Statement schreibt Claus 
Schreer vom Münchner Bündnis gegen 
Krieg und Rassismus: „In diesem Jahr 
wird die SIKO ihr fünfzigstes Jubilä¬ 
um feiern und Konferenzchef Ischinger 
wird - wie jedes Jahr behaupten - im 
Bayerischen Hof gehe es ausschließ¬ 
lich um die Frage, wie der Frieden auf 
der Welt gesichert werden kann 4 . Ein 
dreister Etikettenschwindel ist das. Die 
Wahrheit ist: Auf der SIKO geht es we¬ 
der um Frieden, weder um die Lösung 
internationaler Konflikte, weder um 
unsere - noch um die Sicherheit der 
Menschen auf diesem Globus. 


und Gerechtigkeit für Oury Jallloh zu 
unterdrücken. 

Nun wurde von der Initiative Anzeige 
gegen Unbekannt wegen Mord beim 
Generalbundesanwalt eingereicht. Wie 
dieser reagieren wird, ist völlig offen. 
Klar ist, dass bei ernsthaften Ermittlun¬ 
gen sehr viele Personen und Behörden 
ins Visier kommen müssten. Es würde 
sich um einen der größten Justizskan¬ 
dale der Geschichte der Bundesrepu¬ 
blik handeln. 

Die Erwartungen der Aktivisten an die 
deutschen Gerichte sind nicht groß, sie 
haben sie als ihre Gegner erkannt. Sie 


führen einen Kampf zur Selbstvertei¬ 
digung der Flüchtlinge hier und zur 
Befreiung Afrikas von Kolonialismus 
und Unterdrückung. „Wenn wir uns 
nicht zusammenschließen und unseren 
Schutz organisieren, wird es viele wei¬ 
tere Oury Jallohs geben“ sagte ein Ver¬ 
treter der Initiative. Er bezog sich auch 
auf die deutsche Bevölkerung: „Ist es 
wirklich zu eurem Schutz, wenn Afri¬ 
kaner verbrannt werden? Diese Staats¬ 
gewalt richtet sich gegen uns, aber auch 
gegen euch.“ Die Kraft der Protestbe¬ 
wegung für Oury Jalloh und der pro¬ 
testierenden Flüchtlinge der „Gruppe 
Lampedusa“ in Hamburg speist sich 
aus der Verbindung zum antikoloni- 


Auf der SIKO geht es um die Militär¬ 
strategie der NATO, um neue Aufrüs¬ 
tungsprogramme und eine noch engere 
militärische Zusammenarbeit zwischen 
den USA und den EU-Staaten. Dort 
versammeln sich die wirtschaftlichen, 
politischen und militärischen Macht¬ 
eliten der NATO- und EU-Staaten, die 
Drahtzieher der völkerrechtswidrigen 
NATO-Aggressionskriege, die Haupt¬ 
verantwortlichen für weltweite Unge¬ 
rechtigkeit und die Hauptverursacher 
von Hunger, Armut und Umweltzer¬ 
störung. 

Den anwesenden Bank- und Konzern¬ 
chefs und ihrem politischen Personal 
geht es darum, sich über gemeinsame 
Strategien zur Aufrechterhaltung ih¬ 
rer globalen Vorherrschaft zu verstän¬ 
digen und diesen Anspruch - notfalls 
auch mit militärischer Gewalt - durch¬ 
zusetzen.“ 


alen Befreiungskampf in Afrika. Ein 
Vertreter der Gruppe Lampedusa sagte 
in Dessau: „Viele Afrikaner sagen,Ge¬ 
nug ist Genug 4 und wir werden nun alle 
Angriffe auf uns mit einem Gegenan¬ 
griff beantworten. Wer uns das Recht 
abspricht hierherzukommen, dem wer¬ 
den wir entgegen treten. Es sind unsere 
Länder, die von Europa zerstört wer¬ 
den und es sind unsere Menschen, die 
getötet werden. Wir Afrikaner haben 
das Recht überall hinzugehen und wir 
werden unseren Kontinent befreien“ 
Vor dem Landgericht Dessau rief ein 
Aktivist aus Frankfurt den Polizisten 
und Behördenvertretern 
zu: „Wir werden euch für 
eure Verbrechen bestra¬ 
fen. Wir werden euch aus 
unseren Ländern bis hier¬ 
her verfolgen und euch für 
die Verbrechen, die ihr in 
Afrika begeht und die ihr 
hier begeht vor einem af¬ 
rikanischen Gericht be¬ 
strafen. Es sind unsere 
Rohstoffe und Reichtü- 
mer, die wir uns hier zu¬ 
rückholen. Wir sind keine 
Flüchtlinge, wir sind von 
euch Bestohlene, die ihr 
Recht und ihr Eigentum 
zurückholen. 44 
Die bisher größte Oury- 
Jalloh-Demonstration 
war eine beeindruckende 
Erfahrung. Es gibt weni¬ 
ge Demonstrationen, die 
vergleichbar sind. In Des¬ 
sau kann man erleben, was es bedeu¬ 
tet, wenn Menschen konsequent und 
offensiv für ihre Interessen und ihre 
Rechte kämpfen, ihre Gegner benen¬ 
nen und sich auf ihre Kraft als Volks¬ 
masse besinnen. Von unseren afrikani¬ 
schen Freunden und Genossen können 
wir viel lernen und gemeinsam können 
wir den Imperialismus bekämpfen und 
besiegen. Oury Jalloh ist dafür ein Sym¬ 
bol geworden. Sorgen wir dafür, dass 
der Staat BRD nicht mit weiteren Ver¬ 
tuschungen und Lügen davon kommt. 
Der Kampf um Aufklärung für Oury 
Jalloh kann vielen Menschen die Au¬ 
gen über diesen gegen sie gerichteten 
Unterdrückungsapparat öffnen. PK 


Johannes Hildmann, Pfarrer der 
Ev.Lutherischen Kirche in Bayern, 
auch er wie Schreer einer der Presse¬ 
sprecher des Demonstrationsbündnis¬ 
ses, sagt: „Christen, noch deutlicher die 
Protestanten, haben ihren Namen nicht 
von ungefähr. Aber es ist doch selbst¬ 
verständlich, dass Christen aller Kon¬ 
fession an dem Protest teilnehmen ge¬ 
gen die tödlichen Rüstungsgeschäfte, 
gegen die menschenfeindliche Flücht¬ 
lingspolitik oder die diabolische Ver¬ 
schleierung und Verharmlosung der 
Machenschaften und Planungen der 
Großindustriellen, Militärs und ande¬ 
ren Eliten im Bayrischen Hof. 

Christ sein heißt doch Abrüsten! Und 
Frieden geht doch nicht durch Sicher¬ 
heit! Ich glaube, alle Gemeinden und 
Gruppen, wir alle sind wieder aufgeru¬ 
fen, für unsere Hoffnung auf die Straße 
zu gehen.“ Quelle: www.sicherheitskonferenz.de 


Das war der Dezember 2013 

Von Jane Zahn 



„Für unsere Hoffnung auf die Straße“ 

Demonstration gegen „Sicherheitskonferenz in München 


Großdemonstration gegen NATO-Kriegstagung 

München. Samstag, 1. Februar 2014 
12:00 Uhr: Auftakt-Kundgebung - Marienplatz 
13:30 Uhr: Demonstration rund um den Tagungsort der Kriegsstrategen 
Demonstrationsroute: Marienplatz - Richtung Tal, Viktualienmarkt, Rosental, Oberan¬ 
ger, Sendlinger Tor-Platz, Sonnenstraße, Karlsplatz, Lenbachplatz, Maximiliansplatz, 
Brienner Straße, Odeonsplatz, Residenzstraße, Dienerstraße zum Marienplatz 

15:00 Uhr: Schlusskundgebung - Marienplatz 
Es sprechen: Jutta Ditfurth, Tobias Pflüger, Kulturprogramm 















m unsere zeit _ Innenpolitik _ 

Staatsmacht als Witzfigur 

Teilerfolge gegen Hamburger „Gefahrengebiet“ 


fOlßCI 



GEFAHRENINSEL 






■ 

Von wem geht hier eigentlich die Gefahr aus? 



D as am4. Januar 2014 errichtete Ge¬ 
fahrengebiet in Teilen der Ham¬ 
burger Stadtteile Altona, St. Pauli 
und Sternschanze wurde inzwischen auf¬ 
gehoben. Allerdings bleibt erhöhte Po¬ 
lizeipräsenz und es kann jederzeit neu 
errichtet werden. Das Hamburger Po¬ 
lizeigesetz von 2005 macht es möglich. 
Trotzdem ist die Aufhebung ein Erfolg, 
der dem fantasievollen Widerstand der 
vergangenen Woche geschuldet ist. 

Am 21. Dezember vergangenen Jahres 
sollte in Hamburg eine internationale De¬ 
monstration zum Erhalt des linken Kul¬ 
turzentrums Rote Flora stattfinden. Schon 
im Vorfeld beschworen die hanseatischen 
Gazetten bürgerkriegsähnliche Zustän¬ 
de herauf, die angeblich an diesem letz¬ 
ten Wochenende vor Weihnachten zu er¬ 
warten seien. Die Polizei rüstete entspre¬ 
chend und im Stadtteil gut sichtbar auf, 
und erklärte einen großen Teil der Ham¬ 
burger Innenstadt zum Gefahrengebiet. 
Temporär, für den 21.12.2013. Das hat es 
in der Vergangenheit schon öfter gegeben. 
Am Abend vor der internationalen 
Demo gab es ein Warm-Up auf dem 
Kiez, die berühmte dritte Halbzeit, die 
nach dem Fußballspiel St. Pauli gegen 
den 1. FC Karlsruhe als Spaziergang an 
der frischen Luft begann und mit einer 
handfesten Auseinandersetzung auf dem 
Kiez endete. Wobei die Davidwache, 
Hamburgs zweitberühmteste Polizeista¬ 
tion nach dem Großstadtrevier, mit Stei¬ 
nen beworfen und zudem mehrere Po¬ 
lizeiwagen so stark beschädigt wurden, 
dass sie nicht mehr fahrtüchtig waren. 
Daraufhin wurde die Demoroute sei¬ 
tens der Polizei stark eingeschränkt. 
Der Protestzug, der sich vor der Roten 
Flora formierte und dem sich offenbar 
weit mehr Menschen anschlossen, als die 
Polizei erwartet hatte, wurde nach zir¬ 
ka 50 m gewaltsam von der Staatsmacht 
gestoppt. Weil die Demo zu früh losge¬ 
gangen sei und weil die Beamten mit 
Steinen beworfen worden und sowieso 
viel zu viele „gewaltbereite Personen“ 
unter den Teilnehmenden gewesen sei¬ 
en, 4 700 von etwa 7 000 Demonstrieren¬ 


den, so die offizielle Begründung der Po¬ 
lizeipressestelle. Da offensichtlich selbst 
Springer-Reporter nachrechnen können, 
dass eine Demo nicht zu früh gestartet 
sein kann, wenn sie für 14 Uhr ange¬ 
meldet war, und sich um kurz nach 15 
Uhr schlussendlich in Bewegung setzte, 
und da im Internet zuhauf Videos, Au¬ 
genzeugenberichte, z.T. von bürgerli¬ 
chen Journalisten, etc. auftauchten, die 
belegten, dass aus der Demo bis zu de¬ 
ren gewaltsamem Abbruch seitens der 
Polizei keine Gewalt ausgegangen sei, 
war die Beweislage für die Staatsmacht 
recht dünn. Das Szenario, das am 21.12. 
2013 nach 15 Uhr folgte, der stunden¬ 
lange Kessel vor der Roten Flora, die 
Gewaltexzesse, bei denen Glasscheiben 
zu Bruch gingen, Autos zerstört wurden, 
unbeteiligte Anwohnende sich bedroht 
fühlten, und bei dem knapp 700 Men¬ 
schen zu Schaden kamen, ließ sich lange 
mit dem hohen Gewaltpotential seitens 
der Demonstrierenden erklären. Sehr 
schnell wurde klar, dass die harte und 
unbesonnene Strategie seitens der Poli¬ 
zeiführung entscheidend zur Eskalation 
beigetragen hat. 


Doch dann gab es einen zweiten Angriff 
auf die Davidwache, am 28. Dezember 
2013, bei dem nicht nur Scheiben und 
Autos zu Bruch gingen, sondern ein Po¬ 
lizeibeamter schwer verletzt wurde. An¬ 
geblich „skandierten 30 bis 40 dunkel 
gekleidete, zum Teil (u.a. mit St.Pauli- 
Schals) vermummte Personen in Sprech¬ 
chören: ,St.Pauli - Scheißbullen - Habt 
Ihr immer noch nicht genug! 4 Als Poli¬ 
zeibeamte daraufhin aus der Davidwa¬ 
che herauskamen, wurden sie an der 
Ecke Reeperbahn/Davidstraße aus der 
Personengruppe heraus gezielt und un¬ 
vermittelt mit Stein- und Flaschenwür¬ 
fen angegriffen“. 

Doch dann die große Überraschung: 
Den Angriff auf die Davidwache am 28. 
12.2014, der letztendlich zur Errichtung 
des Gefahrengebietes führte, hat es gar 
nicht gegeben. Zumindest spricht laut 
dem Hamburger Strafverteidiger An¬ 
dreas Beuth vieles dafür, dass es ihn 
nicht in der von der Polizei kolportier¬ 
ten Darstellung gegeben hat. Vielleicht 
hat es ihn aber auch gar nicht gegeben. 
„Wir haben hingegen nach den uns vor¬ 
liegenden Informationen Grund zu der 


Annahme und hinreichende Anhalts¬ 
punkte dafür, dass diese polizeiliche 
Darstellung falsch ist“, teilte Beuth im 
Namen des Anwaltsbüros am Schulter¬ 
blatt in einer Presseerklärung mit. Beuth 
zufolge gab es die wie Gruppe von „ver¬ 
mummten Personen“ vor der Wache gar 
nicht, auch keine Steinwürfe und sons¬ 
tigen Angriffe. Die Polizei-Pressestelle 
korrigierte flugs die ursprüngliche Dar¬ 
stellung. Demnach wurde der Beamte 
nicht direkt vor der Wache, sondern ei¬ 
nige hundert Meter entfernt angegriffen. 
Nichtsdestotrotz wurde das großflächi¬ 
ge Gefahrengebiet eingerichtet. Konkret 
bedeutet das: Die Polizei legt eigenstän¬ 
dig das Gebiet und die Dauer fest, in der 
verdachtsunabhängige Personen- und 
Taschenkontrollen durchgeführt, Platz¬ 
verweise ausgesprochen oder auch Inge¬ 
wahrsamnahmen durchgeführt werden 
können. Sie legt eigenständig fest, wie 
oft und mit wie viel Personal diese Kon¬ 
trollen durchgeführt werden. Das alles, 
ohne dass ein Parlament oder ein Ge¬ 
richt diese Maßnahme anordnet. 

Diese Drohgebärde setzte eine ungeahn¬ 
te Menge an Fantasie und Kreativität 
frei, bei der eine Klobürste eine maßgeb¬ 
liche Rolle spielte. Mit Witz und Ausdau¬ 
er gelang es Tausenden von Menschen, 
die Staatsmacht zur Witzfigur des noch 
jungen Jahres 2014 werden zu lassen. Als 
erster Schritt wurde das Gefahrengebiet 
reduziert, es entstanden drei Gefahren¬ 
inseln um die drei in dem ursprünglichen 
Gebiet liegenden Polizeiwachen. Doch 
auch die waren nicht lange aufrechtzu¬ 
erhalten, und mussten am vergangenen 
Montag schließlich aufgehoben werden. 
Damit ist der Kampf allerdings noch lan¬ 
ge nicht vorbei, denn das Ziel war nicht 
die Aufhebung des Gefahrengebietes, 
sondern der Erhalt der Roten Flora, ad¬ 
äquaten Wohnraum für die Bewohne¬ 
rinnen der Esso-Häuser und das Blei¬ 
berecht für die Lampedusa-Flüchtlinge. 
Fast scheint es, als hätte Hamburg neben 
der dritten Halbzeit nun auch die fünfte 
Jahreszeit, die durchaus noch andauern 
könnte ... Birgit Gärtner 


Profilsuche der Grünen 

Kretzschmann: „Die Partei ist aus der Spur geraten“ 


Den Ausgang der Bundestagswahlen 
hatte sich das grüne Spitzenpersonal 
anders vorgestellt. Der Traum von Jür¬ 
gen Trittin, Außenminister zu werden, 
die Minister- und Staatssekretärsträu¬ 
me von Katrin Göring-Eckardt, Re¬ 
nate Künast und Claudia Roth waren 
am Wahlabend, 22. September 2013, 
ausgeträumt. Enttäuscht - Künast hat¬ 
te mit ihrer Berliner Schnauze sogar 
mal kundgetan „Kanzlerin, kann ick 
ooch“ - zogen sich die ehemaligen Par¬ 
tei- und Fraktionsführer im Oktober 
auf dem Parteitag, der eigentlich ganz 
anders verlaufen sollte, von ihren Pos¬ 
ten zurück. Die Klatsche, die die Grü¬ 
nen bei der Bundestagswahl erhielten, 
war eindeutig: minus 2,3 Prozent. Und 
noch schlimmer: Sie wurde zur kleins¬ 
ten Fraktion im Bundestag, von der 
Partei „Die Linke“ überholt. 

Das Wahlprogramm der Grünen - es 
war mit einem Umfang von 337 Seiten 
drei mal so lang wie das der anderen 
Parteien - blieb offensichtlich selbst 
für die grünen Sympathisanten ein 
Buch mit sieben Siegeln, unlesbar, ver¬ 
wirrend. Es beantwortete die Fragen, 
was denn die Grünen eigentlich wol¬ 
len, nicht überzeugend. Und auch die 
Kandidatinnen und Kandidaten spra¬ 
chen über alles mögliche, über Steuern, 
die Einführung eines Gemüsetages pro 
Woche und anderes mehr. Selbst die 
Energiepolitik blieb zeitweise auf der 
Strecke. Ihr baden-württembergischer 
Ministerpräsident analysiert es so: 
„Die Partei ist aus der Spur geraten.“ 
Ob allerdings seine Feststellung, „sie 
hat Politik zu lange entlang der alten 
Protestlinie gemacht“, zutreffend ist, 
bezweifeln schon jetzt etliche Grüne. 
Vielleicht war es ja so, dass die Grünen 
schon lange ihre Grundsätze „ökolo¬ 
gisch, sozial, gewaltfrei, basisdemokra¬ 


tisch“ aufgegeben hatten. Im Grunde 
verfolgten doch die „Modernisierer“ 
und „Realos“ sowie ihre Kretschmän- 
ner genau diese Absichten. 

Nun sollen die Grünen wieder auf Spur 
gebracht werden. Auf welche? Das wis¬ 
sen sie selbst nicht, sind rat- und hilf¬ 
los wie ihr Parteitag im Oktober und 
die jüngste Klausurtagung der Bun¬ 
destagsfraktion im Januar in Weimar 
zeigte. Sichtbar wurden zunächst die 
neuen und jüngeren Anführer: Kat¬ 
rin Göring-Eckardt, geb. 1966, wurde 
als „Realo“ neue Fraktionsvorsitzen¬ 
de und war neben Trittin Spitzenkan¬ 
didatin zu den Bundestagswahlen. Ihr 
Amt im Rat der Evangelischen Kirche 
legte sie wegen dieser Funktion nieder. 
Anton Hofreiter, geb. 1970, wurde als 
„Linker“ Ko-Fraktionsvorsitzender. Er 
war bisher im Bundestagsausschuss für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung tä¬ 
tig. Cem Özdemir, geb. 1966, konnte als 
„Realo“ seinen Posten als Parteivorsit¬ 
zender verteidigen. Özdemir war MdB 
und MdE. Simone Peter, geb. 1965, wur¬ 
de als „Linke“ Ko-Parteivorsitzende. 
Sie war im Saarland Umweltministe¬ 
rin in einer Koalition von CDU, FDP 
und Grünen. Sie kommt, wie sie selbst 
kürzlich äußerte, aus einer „rot-roten 
grünen Familie“. Ihre Eltern, sozialde¬ 
mokratisches Urgestein, ein Bruder mit 
SPD-Mitgliedsbuch, der andere Bruder 
mit dem der Linkspartei. Sie selbst fand 
seinerzeit die Grünen spannender. 

Auf der Klausurtagung wurde eine 
„Weimarer Erklärung“ verabschiedet, 
mit der die Grünen ihre politische Spra¬ 
che wiederfinden wollen. Zwei Themen 
wurden als Schwerpunkte der politi¬ 
schen Aktivitäten vorgestellt: Zum ei¬ 
nen ist es die „Energiewende“ und zum 
anderen der „solidarische Freiheits¬ 
begriff“. Zu beiden Schwerpunkten 


blieb vieles in der Klausurtagung un¬ 
klar. Zum Beispiel blieb unklar, ob die 
Grünen zum Thema Energie wende nun 
endlich eigene Vorstellungen vorlegen 
wollen oder erst mal abwarten wollen, 
was die GroKo da austüftelt und dann 
selbst eingreifen. Es gebe, so verlautete 
aus der Klausurtagung, auch keine ge- 


Rat- und hilflos 
auf der Klausurtagung: 
die Crünen-Führung 

meinsame Linie, wie der Strompreisan¬ 
stieg gestoppt werden kann. Die Wider¬ 
sprüchlichkeit demonstrierten auch die 
beiden Fraktionsvorsitzenden vor der 
Presse. Da erklärte die eine, dass man 
bei der Energiewende konkrete Geset¬ 
zesvorhaben der GroKo abwarten wol¬ 
le und danach eigene Konzepte dage¬ 
gensetzen wolle. Ein paar Stunden spä¬ 
ter verkündete der andere, der „Linke“, 
dass man zügig auf einen Kompromiss 
hinarbeite - man brauche in Deutsch¬ 
land einen Konsens, um Investitionssi¬ 
cherheit zu schaffen. 

Beim Thema „Freiheit“ bezeichnen 
sich die Grünen inzwischen „als einzige 
Freiheitspartei“. In einem achtseitigen 
Arbeitspapier „Die Freiheit ist grün“ 
erklären sie: „Mit unserer Freiheitsvor¬ 
stellung und unserem Freiheitshandeln 
wollen und können wir mehr Menschen 
für Grüne begeistern und das progres¬ 
sive und weltoffene Bürgertum für uns 
gewinnen.“ Im Frühjahr soll zudem ein 
„großer Freiheitskongress“ stattfin¬ 
den. Mit dieser Neuausrichtung, Frei¬ 
heit vor Gerechtigkeit zu setzen, wol¬ 
len die Grünen natürlich auf dem Feld 
ernten, auf dem bisher die FDP tätig 
war und - da sollten sich die Grünen 
nix vormachen - auch weiterhin tätig 
bleiben wird. Selbst die SPD fühlt sich 
ja neuerdings berufen, den Liberalis¬ 
mus für sich zu reklamieren. 

Die Grünen haben, nachdem sie ihre 
edlen Grundsätze vom Gründungs¬ 


kongress aufgegeben haben, danach 
zu allen Wahl-Zeiten erklärt, es gehe 
ihnen bei der Entwicklung und Gestal¬ 
tung von Politik vorrangig um politi¬ 
sche Inhalte. Die Erfahrungen besa¬ 
gen, dass die Grünen diese Aussagen 
„außerordentlich geschmeidig“ der 
jeweiligen Situation anpassen. Um an 
die Regierungsschalthebel und damit 
an Postchen zu kommen, tun sie wirk¬ 
lich alles. Wie in der Natur ein Cha¬ 
mäleon seine Farben der jeweiligen Si¬ 
tuation anpasst, wechseln die Grünen 
die politischen Farben, wenn es ihre 
Machtgier befriedigt. Bei den Bun¬ 
destagswahlen stimmten die Inhalte 
angeblich nur mit der SPD überein. 
Kurze Zeit später wurde in Hessen 
das schwarz-grüne Bündnis geschmie¬ 
det - übrigens von einem grünen Lan¬ 
desvorsitzenden, der noch vor einigen 
Jahren eines mit SPD und Linkspartei 
bilden wollte. Schon vor Jahren - als 
in Hamburg noch CDU und Grüne 
regierten - hätten im Saarland SPD, 
„Die Linke“ und Grüne zusammen ge¬ 
passt - ein solches Bündnis wurde von 
den Grünen verschmäht. 

So ist auch die aktuelle Äußerung der 
neuen Parteivorsitzenden, Simone Pe¬ 
ter, mit einer gewissen Zurückhaltung 
zu genießen, die in einem Interview mit 
der FAZ am 12. Januar 2014 erklärte, 
dass bei der Landtagswahl in Thürin¬ 
gen durchaus Rot-Rot-Grün möglich 
sei. „Für uns wäre es denkbar“ so Pe¬ 
ter, „einen Ministerpräsidenten der 
Linken zu wählen, wenn sie die stärks¬ 
te Kraft in einer solchen Koalition wä¬ 
ren.“ Die SPD müsse sich öffnen, eine 
Parteitagsrede von Gabriel reiche da 
nicht. Die Linkspartei wird diese Äu¬ 
ßerung sicherlich ebenso aufmerksam 
zur Kenntnis nehmen, wie die der thü¬ 
ringischen SPD-Spitzenkandidatin, die 
schon vorab erklärte, einen Linken zum 
Ministerpräsidenten nicht wählen zu 
wollen. Dann lieber weiter so mit der 
CDU? Oder was? Rolf Priemer 


Freitag, 17. Januar 2014 5 


6 oo. (^Friedenskundgebung 
in Bremen-Vegesack 

Am Freitag, den 24. Januar 2014 spricht 
Eva König-Werner zum Thema Ausch¬ 
witz und deutsche Vergangenheit - Er¬ 
innern und Gedächtnis. Die 600. Frie¬ 
denskundgebung in Bremen-Vegesack 
beginnt um 17 Uhr vor dem Kaufhaus 
Leffers, Ecke Gerhard-Rohlfs Str./Brei¬ 
te Straße. (Den Friedensfreundinnen ein 
herzliches Glückauf zu ihrer Beharrlich¬ 
keit, die Redaktion) 

Der Name „Auschwitz“ wurde in 
Deutschland zum Synonym für Rassen¬ 
wahn und Massenmord der Nazis an 
den europäischen Juden. Die Befreiung 
des Konzentrations- und Vernichtungs¬ 
lagers Auschwitz am 27 Januar 1945 ist 
deshalb offizieller deutscher Gedenk¬ 
tag. Allerdings nicht oder nur marginal 
wird in Deutschlands offiziellem Ge¬ 
dächtnis und in biographischen Erin¬ 
nerungen der grauenvolle Rassenwahn 
thematisiert, mit dem das deutsche Mi¬ 
litär während des Krieges in den östli¬ 
chen Eroberungsgebieten wütete. Es ist 
diese verdrängte „andere“ Perspektive 
auf die Vernichtungskampagne bzw. den 
bewussten millionenfachen Hungertod 
russischer Kriegsgefangener, auf die 
Eva König-Werner eingehen wird. Der 
US-Historiker Timothy Snyder weist 
aufgrund seiner neuen Forschungen in 
sowjetischen Archiven sogar auch nach, 
dass fünf von sechs Holocaust-Opfern 
den Tod nicht in Auschwitz, sondern an 
anderen Orten Osteuropas fanden. Die 
Referentin König-Werner will der Ge¬ 
schichte Europas ein verlorenes Terrain 
im Osten zurückgeben: die gemeinsame 
Erinnerung an 14 Millionen Tote und 
die größte Tragödie der modernen Ge¬ 
schichte. 

Nach dem Referat wird ein Gedicht 
von Kurt Tucholsky vorgetragen. Wir 
sammeln Spenden für die vergessenen 
Erdbebenopfer auf Haiti. Am offenen 
Mikrofon diskutieren wir und singen 
abschließend gemeinsam das Lied der 
Moorsoldaten. Das Nachgespräch findet 
im Gustav-Heinemann Bürgerhaus statt. 

Gerd-Rolf Rosenberger 

Der Verfassungsschutz 
informiert 

Vom 16. bis 31. Januar 2014 soll im 
Gerhard-Hauptmann-Haus in Düssel¬ 
dorf (früher „Haus des Deutschen Os¬ 
tens“) die Ausstellung „Die braune Fal¬ 
le ... eine rechtsextreme Karriere“ vom 
Bundesamt für Verfassungsschutz (VS) 
gezeigt werden. Laut Werbetext will der 
VS die Besucherinnen der Ausstellung 
„hinter die Fassaden des Rechtsextre¬ 
mismus“ schauen lassen und über die 
Gefahren „von rechts“ aufklären. Ver¬ 
logen und zynisch - denn die eigenen 
Verstrickungen des VS und anderer 
Sicherheitsorgane in die Morde des 
rechtsterroristischen NSU spielen in 
der Ausstellung keine Rolle. Während 
immer mehr Details über das Zusam¬ 
menspiel von VS und dem NSU-Netz- 
werk Schlagzeilen machen, wollen VS, 
Polizei und politisch Verantwortliche 
den Eindruck erwecken, dass sie alles 
tun, um „den braunen Sumpf“ trocken¬ 
zulegen. Das Gegenteil ist bekanntlich 
der Fall. 

Ebenso zynisch ist, dass der scheiden¬ 
de Polizeipräsident Schenkelberg bei 
der Eröffnung als Redner auftreten 
wird. Rassistische Übergriffe und Aus¬ 
einandersetzungen werden seit Jahren 
von Verfassungsschutz, Polizei und an¬ 
deren Sicherheitsbehörden geleugnet 
oder heruntergespielt. Daran beteiligt 
ist auch die Düsseldorfer Polizei, die die 
Öffentlichkeit weder über anstehende 
Termine von Neonazi-Aktivitäten, noch 
über rechte und rassistische Übergriffe 
informiert. 2013 gab es mindestens sie¬ 
ben Übergriffe mit rechtsgerichtetem 
bzw. rassistischem Hintergrund in Düs¬ 
seldorf - die Polizei berichtete nicht. 
Konsequent versucht die Düsseldorfer 
Polizei antifaschistische Arbeit zu kri¬ 
minalisieren, während mehrere Neona¬ 
zi-Kader in Düsseldorf und Umgebung 
jahrelang ungehindert agieren konnten. 
Unter anderem deswegen rufen de¬ 
mokratische Kräfte in Düsseldorf zum 
Protest auf. Unter dem Motto „Verfas¬ 
sungsschutz auflösen - Rassismus be¬ 
kämpfen!“ fand bereits am 15.1. (nach 
Redaktionsschluss) eine Kundgebung 
gegen die Ausstellung „Die braune Fal¬ 
le“ statt. Wir berichten weiter. 
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Jeder Zehnte ohne Arbeit 

Die Arbeitslosigkeit in der Eurozone 
bleibt auf Rekordniveau: 19,2 Millionen 
Männer und Frauen oder 12,1 Prozent 
der Personen im erwerbsfähigen Alter 
waren im November in den damals noch 
17 Ländern mit der Einheitswährung 
ohne Anstellung. Das meldete die EU- 
Statistikbehörde EUROSTAT. Beson¬ 
ders dramatisch ist die Lage weiterhin 
im Süden Europas.Die höchsten Arbeits¬ 
losenquoten weisen Griechenland mit 
27,4 Prozent (nach jüngsten Zahlen vom 
September) und Spanien mit 26,7 Pro¬ 
zent auf. Mehr als die Hälfte der jungen 
Spanier hat keinen Job. In der gesamten 
EU waren im November 26,6 Millionen 
Menschen arbeitslos (10,9 Prozent). 

„Freunde Syriens“ trafen sich 

Die Kerngruppe der sogenannten 
„Freunde Syriens“ traf sich am Sonntag 
zu Beratungen in Paris. Nach Angaben 
des französischen Außenministeriums 
diente das Treffen unter anderem der 
Vorbereitung der zweiten Genfer Syrien- 
Konferenz. BRD-Außenminister Stein¬ 
meier sagte, ohne Einbeziehung der Op¬ 
position hätten die Gespräche für eine 
politische Lösung in Syrien vermutlich 
keine Chance. Als erstes Ziel gab er an, 
humanitären Organisationen Zugang zu 
den Konfliktgebieten zu verschaffen. Im 
syrischen Bürgerkrieg starben seit März 
2011 bereits mehr als 100 000 Menschen. 
Zur Kerngruppe der „Freunde Syriens“ 
zählen elf Länder: Neben Frankreich 
sind die USA, Deutschland, Jordanien 
und die Türkei vertreten. Zu dem Tref¬ 
fen in Paris soll auch eine Delegation um 
Ahmed al-Dscharba reisen. Er ist Chef 
der „Nationalen Koalition“. Die zweite 
Friedenskonferenz für Syrien soll am 
22. Januar in Montreux beginnen. 

„Erfolgsspur“ in Griechenland 

Nach dem jüngsten Besuch von Außen¬ 
minister Steinmeier in Athen sieht die 
Merkel-Regierung Griechenland auf der 
Erfolgsspur, wenn - ja wenn die griechi¬ 
sche Regierung die Streichorgien ent¬ 
sprechend der Troika-Vorgaben konse¬ 
quent fortsetze. Die Zahlen sprechen für 
sich, wohin die „Reise“ geht. Allein das 
Weihnachtsgeschäft brach in den vergan¬ 
genen fünf Jahren um etwa 70 Prozent 
ein, von 21,8 Milliarden Euro 2008/09 
auf offiziell geschätzte 6,8 Milliarden 
2013/2014. Die Regionalzeitung PROINI 
titelte am 13. Januar 2014: „Die Kaufleu¬ 
te spielen das Spiel, Alles oder nichts 4 - 
für die Geschäfte sind Preissenkungen 
ein Kampf ums Überleben“. Wer befindet 
sich in Griechenland auf der „Erfolgs¬ 
spur“, lässt die Zeitung den Kaufmann, 
den Bauern, die abhängig Arbeitende 
verzweifelt fragen? 

Australiens Premier 
hetzt und schweigt 

Australiens Premierminister Tony Ab¬ 
bott hat die Geheimhaltungspolitik sei¬ 
ner Regierung in Fragen der Asylpolitik 
und der Grenzüberwachung verteidigt. 
Es gehe nicht darum, das Thema in der 
Öffentlichkeit zu diskutieren, sondern 
darum, Boote mit Einwanderern abzu¬ 
fangen, sagte der Konservative einem 
privaten Radiosender. Die Regierung 
steht wegen ihrer Weigerung, sich zu 
„Operationellen Fragen“ zu äußern, in 
der Kritik. Am Mittwoch hatte es Be¬ 
richte gegeben, wonach die Küstenwa¬ 
che mindestens ein Boot mit Gewalt zur 
Rückkehr nach Indonesien zwang. Die 
Flüchtlinge werfen der Marine vor, sie 
körperlich misshandelt und rassistisch 
beleidigt zu haben, 

PRC-Sekretär bestätigt 

In Rom hat das Politische Komitee der 
Rifondazione Comunista (PRC) am Wo¬ 
chenende die im Dezember gescheiterte 
Wahl des Sekretärs nachgeholt und den 
seit 2008 an der Spitze stehenden Pao¬ 
lo Ferrero mit nur 45,5 Prozent im Amt 
bestätigt. Aus Protest gegen seinen refor¬ 
mistischen Kurs stimmte die linke Basis 
„Falce e Martello“ und „Essere Comu- 
nisti“. gegen ihn. Die Kommunisten Ita¬ 
liens sind in drei KPs gespalten. Neben 
der PRC existiert noch die 1998 von ihr 
abgespaltene Partei der Kommunisten 
Italiens (PdCI) und die Partito Comu¬ 
nista dei Lavoratori (PCL), die 2007 die 
PRC verließ. Einen Vorschlag der PdCI, 
sich mit der PRC wieder zu vereinigen, 
hatte Ferrero abgelehnt. 


Unzucht und schlechte Erziehung 

Russisch-orthodoxe Ultras liefern Munition für antirussische Hetze 



Homophobe Schläger können sich in Russland auf die Mehrheitsmeinung 
berufen. 


I m Sommer 2013 Unterzeichnete der 
russische Präsident ein von der Duma 
beschlossenes Gesetz, das „homose¬ 
xuelle Propaganda“ unter Minderjäh¬ 
rigen verbietet. Positive Äußerungen 
über Homosexualität in der Öffentlich¬ 
keit können seitdem bestraft werden. 
Diesem skandalösen Gesetz hatten be¬ 
kanntlich auch die Abgeordneten der 
KPRF zugestimmt. Das Gesetz ist das 
Ergebnis des überragenden Einflusses 
der reaktionären Dogmen der russisch¬ 
orthodoxen Kirche auf die Öffentlich¬ 
keit und die Politik des Landes. 
Besonders reaktionären Vertretern 
dieser Kirche reicht das Gesetz jedoch 
noch nicht. So fordert der „Sprecher der 
russisch-orthodoxen Kirche, Wsewolod 
Tschaplin, der als einer der einfluss¬ 
reichsten Kirchenfunktionäre gilt, nach 
einem Bericht der Agentur „Russland 
Aktuell“ ein Referendum über die Wie¬ 
dereinführung von Strafen für homose¬ 
xuelle Handlungen. Er sei für eine voll¬ 
ständige Eliminierung homosexueller 
Kontakte in der Gesellschaft erklärte 
er. „Wenn das mit Mitteln moralischer 
Überzeugung gelingt, umso besser, 
wenn dafür die Einschaltung von Ge¬ 
setzen nötig ist, dann lasst uns die Men¬ 
schen befragen, ob sie dazu bereit sind.“ 
Tschaplin reagierte damit auf eine In¬ 
itiative des russischen Schauspielers 
und ehemaligen orthodoxen Geistli¬ 
chen Iwan Ochlobystin. Dieser hatte in 
einem offenen Brief an Präsident Putin 
die Wiedereinführung der Strafbarkeit 
für homosexuelle Handlungen gefor¬ 
dert. Sollte die Einführung eines sol¬ 
chen Gesetzes nicht in der Kompetenz 
des Präsidenten liegen, hatte er eben¬ 
falls ein entsprechendes Referendum 
empfohlen. Einen Monat zuvor hatte 
der „fromme“ Mann bei einem Auftritt 
gar vorgeschlagen, Homosexuelle bei le¬ 
bendigem Leib zu verbrennen. 

Auch andere einflussreiche Leute äu¬ 
ßern sich ähnlich. Ein Beispiel dafür 
ist auch der Journalist Dmitri Kissel- 
jow, der erst vor wenigen Wochen zum 
Generaldirektor der neugeschaffenen 
Agentur „Russland heute“ befördert 
wurde, die aus der Fusion von RIA No- 
vosti und der Stimme Russlands hervor¬ 
gegangen ist. Er hatte gefordert, Homo¬ 
sexuellen das Blut- und Samenspenden 
zu verbieten und ihre inneren Organe 


nach dem Tod zu verbrennen. Ob mit 
einem Menschen dieser Geisteshaltung 
an der Spitze der neuen Agentur das er¬ 
klärte Ziel der Fusion, ein attraktiveres 
Gesicht Russlands in der internationa¬ 
len Öffentlichkeit zu präsentieren, zu 
erreichen ist, muss bezweifelt werden. 
Die zitierten Äußerungen sind leider 
nur die Spitze des Eisbergs. Die russi¬ 
sche Gesellschaft gilt unter dem verhee¬ 
renden Einfluss der Orthodoxen Kirche 
als mehrheitlich homophob. So halten 
nach einer Befragung des Meinungsfor¬ 
schungsinstituts Lewada-Zentrum 34 
Prozent der Befragten Homosexualität 
für eine Krankheit, die geheilt werden 
muss, 23 Prozent für die Folge schlech¬ 
ter Erziehung (oder das Ergebnis von 
Unzucht (17 %). Nur 16 Prozent der Be¬ 
fragten sehen die sexuelle Orientierung 
als angeboren an. 

Dem russischen Präsidenten dürfte die 
von Tschaplin, Ochlobystin, Kisseljow 
und anderen so kurz vor der Olympi¬ 
ade in Sotschi losgetretene Kampagne 
für eine weitere Verschärfung der An- 
ti-Homosexuellen-Gesetzgebung kei¬ 
neswegs gelegen kommen. Liefern die 
homophoben russischen Ultras damit 
doch den russophoben Ultras in Politik 
und Journaille der USA und der EU- 
Länder zusätzliche Munition für ihre 
seit Monaten andauernde und sich mit 
dem Näherkommen der Spiele gerade¬ 
zu überschlagende antirussische Hetz¬ 
kampagne, in der der Umgang mit der 
Homosexualität in Russland einen zen¬ 
tralen Platz einnimmt. 


Man kann gewiss sein, dass die Ultras 
im Westen nichts unversucht lassen 
werden, um auch während der Spie¬ 
le in Sotschi selbst und anderswo an¬ 
tirussische Aktionen zum Thema Ho¬ 
mophobie in Russland zu organisieren. 
Die Empörung darüber wäre allerdings 
glaubwürdiger, wenn zunächst oder we¬ 
nigstens zugleich vor der eigenen Haus¬ 
tür gekehrt würde. Dort gibt es bei der 
Gleichstellung Homosexueller noch ge¬ 
nug zu tun. Das gilt besonders für die 
Länder, in denen die römisch-katholi¬ 
sche Kirche eine ähnlich herausragende 
Rolle spielt wie die orthodoxe Kirche 
in Russland. Ein anschauliches Beispiel 
dafür bietet das jüngste EU-Land Kro¬ 
atien in dem gerade durch ein Referen¬ 
dum Ehen zwischen Homosexuellen 
abgelehnt und die Ehe zwischen Mann 
und Frau als einzige verfassungsgemäße 
Form der Ehe festgeschrieben wurde. 
Putin würde der antirussischen Hetze 
im Westen einigen Wind aus den Se¬ 
geln nehmen, wenn er die neue Kam¬ 
pagne der homophoben Scharfmacher 
in seinem Lande entschieden zurück¬ 
weisen würde. Dies ist allerdings kaum 
zu erwarten. Der Einfluss der russisch¬ 
orthodoxen Kirche auf Gesellschaft und 
Politik ist zu groß. Dazu hat aber gera¬ 
de Putin wesentlich beigetragen. Er hat 
sich der Kirche und ihrer Obrigkeit be¬ 
dient, um seine Macht und Popularität 
auszubauen und sie dabei zu einem Fak¬ 
tor gemacht, der heute eine maßgebli¬ 
che Rolle in der russischen Politik spielt. 

Willi Gerns 


Schuss nach hinten? 

Vendola für linke Positionen in Italiens Demokratischer Partei 


Der Vorsitzende der italienischen 
Linkspartei „Linke für Umwelt und 
Freiheit“ (SEL), Nichi Vendola, will 
mit der Demokratischen Partei (PD) 
das alte Mitte-Links-Bündnis wieder¬ 
herstellen, um den mit der Wahl des 
früheren konservativen Christdemo¬ 
kraten, Matteo Renzi, zum Parteichef 
eingeschlagenen scharfen Rechtskurs 
zu stoppen und der linken Basis mehr 
Gewicht zu verschaffen. Wie „La Re- 
pubblica“ schrieb, will Vendola Renzi 
eine „Federazione Democratica“ Vor¬ 
schlägen, möglicherweise so weit ge¬ 
hen, mit der PD zu fusionieren oder 
ihr als Strömung beizutreten. Der Vor¬ 
schlag soll dem für Ende Januar ein- 
berufenen SEL-Kongress unterbreitet 
werden. 

Nicola (Von Freunden und Anhängern 
Nichi genannt) Vendola, Jg. 1958, hat 
eine schillernde Karriere hinter sich, in 
der er nicht das erste Mal eine Wende 
vollzieht. Er begann sie im Zentralko¬ 
mitee der IKP und als Sekretär ihres 
Jugendverbandes. 1991 trat er gegen 
die Umwandlung der IKP in die sozi¬ 
aldemokratische Linkspartei PDS auf 
und gehörte danach zu den Gründern 
der Rifondazione Comunista (PRC). 
Mit dem langjährigen PRC-Chef Faus- 
to Bertinotti trat er für die Beteiligung 
der PRC an den bürgerlichen Mitte- 
Links-Regierungen ein, betrieb vor 
den Parlamentswahlen 2008 dazu deren 
Umwandlung in eine Linkspartei, was 
entscheidend zur Wahlniederlage des 
von der PRC geführten, „Regenbogen“ 
genannten linken Wahlbündnisses bei¬ 
trug. Nach dem Scheitern des Projekts 
verließ er 2009 die PRC und gründete 


mit den Grünen und einem Grüppchen 
Rest-Sozialisten die „Sinistra Ecologia e 
Libertä (SEL). Für Mitte-Links gewann 
er 2005 in der Region (Land) Apulien 
die Wahlen, wurde Präsident und Re¬ 
gierungschef und 2010 wiedergewählt. 
Vendola bekennt sich zu seiner Ho¬ 
mosexualität, erwähnt auch gern sein 
katholisches Glaubensbekenntnis und 
stellt seinen Hang zum Anarchismus 
heraus, In Süditalien, wo Bakunin einst 
die italienische Arbeiterbewegung aus 
der Taufe hob, fällt vor allem Letzte¬ 
res noch heute auf fruchtbaren Boden. 
Davon ausgehend suchte er auch die 
Zusammenarbeit mit der Protestbe¬ 
wegung M5S, was aber von deren Chef, 
dem Komiker Beppe Grillo, zurückge¬ 
wiesen wurde. Der „Mann mit dem 
Ohrring“, wie sich Vendola gern nennen 
lässt, genießt den Ruf eines populären 
Linken. Er bekennt sich zum Klassen¬ 
kampf, beruft sich auf Rosa Luxemburg 
und Antonio Gramsci. Als Regierungs¬ 
chef kann Vendola in Apulien einige 
Erfolge vorweisen: Positionen gegen 
die Mafia, Ausbau von Windkraft und 
Solarenergie, Förderung regionaler 
Wirtschaftsprojekte, damit Schaffung 
von Arbeitsplätzen, die Ablehnung von 
Privatisierungen. 

Während Vendola zu den Wahlen im 
Februar 2013 ein Wahlbündnis mit 
den beiden KPen (PRC und PdCI) ab¬ 
lehnte, ging er ein Listenbündnis mit 
der PD ein, an deren Spitze noch der 
Ex-Kommunist Luigi Bersani stand. 
Obwohl die SEL mit 3,2 Prozent un¬ 
ter der Sperrklausel von vier Punkten 
blieb, konnte sie dank dieser Koalition 
im Parlament 37 Mandate belegen. Als 


die PD mit Berlusconi eine Regierung 
bildete, kündigte der SEL-Chef aus 
Protest das Bündnis auf und ging in 
die Opposition. Das will Vendola nun 
korrigieren. 

Mit dem Angebot an die PD geht es 
wohl vor allem darum, der SEL bei 
vorgezogenen Neuwahlen den Wie¬ 
dereinzug ins Parlament zu sichern. 
Eine „Wende nach links“ dürfte, wie 
die PRC-Zeitung „Liberazione“ ein¬ 
schätzte, angesichts der Linie Renzis, 
die PD von „linkem Ballast“ und so¬ 
zialdemokratischem Outfit zu befreien 
und sie in eine liberale Partei zu ver¬ 
wandeln, ausgeschlossen sein. Denn 
Renzi will vor allem dem rechten Lager 
Stimmen abjagen. Bei einem Anschluss 
an die PD müsste Vendola sich, so „Li¬ 
berazione 44 völlig dem Kurs des PD- 
Chefs unterordnen. Die PRC wie auch 
die zweite KP, die Partei der Kommu¬ 
nisten Italiens (PdCI) fordern Vendola 
auf, mit ihnen zur Bildung einer „un¬ 
abhängigen Linken“ beizutragen, um 
das Kräfteverhältnis zu ihren Gunsten 
zu verändern. Das wäre angesichts zu 
erwartender Neuwahlen, zu denen die 
in zwei Parteien - die wieder belebte 
rechtsextreme Forza Italia Berlusconis 
und die „moderate“ Neue Centro Dest- 
ra (NCD) gespaltene Rechte bei gradu¬ 
ellen Meinungsverschiedenheiten zu¬ 
sammen antreten wollen, eine dringend 
gebotene Notwendigkeit. Mit seinem 
Ruf als populärer Linker könnte Ven¬ 
dola dazu einen gewichtigen Beitrag 
leisten. Sollte er den Anschluss an die 
PD verwirklichen, könnte der Schuss 
nur nach hinten losgehen. 

Gerhard Feldbauer 


„Historischer 

Moment“ 

China ist die größte 
Handelsmacht 

Die Volksrepublik China ist zur welt¬ 
größten Handelsnation aufgestiegen. 
Mit dem Zuwachs ihres Außenhan¬ 
dels um 7,6 Prozent im vergangenen 
Jahr überholte sie im Warenverkehr 
erstmals die USA. Wie die chinesische 
Zollverwaltung am 10. Januar in Peking 
mitteilte, stiegen die Ausfuhren gegen¬ 
über dem Vorjahr um 7,9 Prozent auf 
2,21 Billionen US-Dollar (1,63 Billio¬ 
nen Euro). Die Einfuhren wuchsen um 
7,3 Prozent auf 1,95 Billionen Dollar. 
Der Anstieg des chinesischen Außen¬ 
handels um 7,6 Prozent liegt knapp un¬ 
ter dem Ziel der Regierung von acht 
Prozent für 2013, allerdings über dem 
Vorjahreswert von 6,2 Prozent. Die 
wirtschaftlichen Unsicherheiten in der 
Welt, steigende Lohnkosten und eine 
stärkere chinesische Währung machen 
den Exporteuren der Volksrepublik zu 
schaffen. Dennoch ließ die zweitgrößte 
Wirtschaftsnation die USA hinter sich 
und kletterte auf die Spitzenposition im 
Welthandel. 

In den USA werden die Zahlen für 
2013 zwar erst im Februar veröffent¬ 
licht, doch erreichte der US-amerika¬ 
nische Außenhandel bis November nur 
3,56 Billionen US-Dollar, so dass Chi¬ 
na nach Einschätzung von Experten 
uneinholbar in Führung liegt. Chinas 
Handelsvolumen überschritt mit 4,17 
Billionen US-Dollar erstmals die Vier- 
Billionen-Marke. „Ein historischer Mo¬ 
ment“, sagte Zollsprecher Zheng Yues- 
hang. Der Handelsüberschuss legte den 
Angaben zufolge um 12,8 Prozent auf 
259 Milliarden US-Dollar zu. 

Der Warenaustausch mit der Europä¬ 
ischen Union, Chinas größtem Han¬ 
delspartner, stieg im vergangenen 
Jahr um 2,1 Prozent auf 559 Milliar¬ 
den Dollar. China exportierte für 339 
Milliarden Dollar, während es Güter 
für 220 Milliarden Dollar aus den EU- 
Staaten einführte. Der Handel mit den 
USA legte 2013 noch stärker (um 7,5 
Prozent) zu. Vor dem Hintergrund der 
Spannungen mit Japan um eine Insel¬ 
gruppe im Ostchinesischen Meer sank 
der Handel beider Länder um 5,1 Pro¬ 
zent. 

Die Aussichten für dieses Jahr blei¬ 
ben ungewiss. Zollsprecher Zhang 
Yueshang zeigte sich „weder optimis¬ 
tisch noch pessimistisch“. Im Dezem¬ 
ber verlangsamte sich der Anstieg der 
Ausfuhren auf 4,3 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahresmonat, während die Im¬ 
porte stärker als erwartet um 8,3 Pro¬ 
zent anzogen. 

Die höheren Einfuhren könnten als 
Zeichen für ein Anziehen der Nach¬ 
frage und eine Belebung der nur noch 
langsamer wachsenden chinesischen 
Wirtschaft gewertet werden. 
Möglicherweise erlebt China das 
schwächste Wachstum seit den 90er 
Jahren. Die Wirtschaft dürfte 2013 
nach offiziellen Vorhersagen nur um 7,6 
Prozent zugelegt haben. Das wäre noch 
schwächer als die 7,7 Prozent im Vor¬ 
jahr - der schwächste Wert seit 1999. 
Das Statistikamt wird die Jahresdaten 
am 20. Januar bekannt geben. Chinas 
Regierung hatte als Ziel für 2013 nur 
7,5 Prozent Wirtschaftswachstum ange¬ 
peilt, doch waren diese Vorgaben frü¬ 
her immer deutlich übertroffen wor¬ 
den. 

Um die Risiken durch hohe Verschul¬ 
dung zu reduzieren, wurde auch die 
Kreditvergabe in der zweiten Jah¬ 
reshälfte deutlich reduziert, was die 
Aussichten für das neue Jahr eben¬ 
falls dämpft. Experten rechnen 2014 
auch nur noch mit 7,4 Prozent Wachs¬ 
tum. Die geringe Inflation schafft zwar 
Spielraum für Konjunkturprogramme, 
doch will die neue Regierung vorran¬ 
gig Reformvorhaben umsetzen und 
erst eingreifen, wenn das Wirtschafts¬ 
wachstum deutlich unter 7,5 Prozent 
fallen sollte. 

Das Wachstum erscheint aus euro¬ 
päischer Sicht zwar hoch, ist für ein 
Schwellenland wie China, das jahre¬ 
lang zweistellige Zuwächse verbucht 
und großen Nachholbedarf hat, aber 
vergleichsweise langsam. 

ZLV 
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„Hinter den Konflikten in Afrika stehen ökonomische Interessen“ 

Wie ein afrikanischer Linkspolitiker die aktuellen Vorgänge und ihre Zusammenhänge beurteilt 



HA 

Amath Dansako 


Der Senegalese Amath Dansokho, 77 Jahre alt, ist eine 
Persönlichkeit der afrikanischen Linken. Er war bis 
2012 Generalsekretär der senegalesischen „Partei der 
Unabhängigkeit und der Arbeit“ (PIT). Diese ging aus 
der Ende der 50er Jahre in mehreren Staaten Westafri¬ 
kas staatenüb er greifend als Sammlung linker antiimpe¬ 
rialistischer und antikolonialer Kräfte gebildeten „Partei 
der Afrikanischen Unabhängigkeit“ (PAI) hervor und 
wurde häufig als „kommunistisch“ bezeichnet. Von 
1993-1998 Minister für Wohnungswesen und Städtebau 
in der damals sozialdemokratisch geführten Regierung 
Thiam, gehörte Dansokho zu den Verfechtern einer 
entschiedenen Opposition gegen den im Jahr 2000 an die Macht gekommenen 
senegalesischen Staats chef Ab doulaye Wade. Dieser hatte sich durch beflissene 
Einordnung in das von den westlichen Großmächten diktierte neokolonialistische 
System und als Erfüllungsgehilfe der neoliberalen Auflagen des Internationalen 
Währungsfonds (IWG) zur „Liberalisierung der Wirtschaft“ ausgezeichnet. Seit 
der Ablösung Wades durch den im März 2012 gewählten Präsidenten Macky Sali 
ist Dansokho als „Sonderb er ater“ dieses Präsidenten tätig. 

Das am 3. Januar von der französischen kommunistischen Zeitung „Humanite“ 
veröffentlichte Interview mit ihm, das wir nachstehend wiedergeben, bietet einen 
Einblick in heutige Einschätzungen und Denkweisen afrikanischer Linker, die 
europäischen Leserinnen und Lesern sonst kaum zur Kenntnis kommen. 


Frage: Mit der Operation „Sangaris“ in 
Zentralafrika hat sich Frankreich ein 
weiteres Mal militärisch auf dem Kon¬ 
tinent engagiert. Wie beurteilten Sie die¬ 
se Haltung als Gendarm Afrikas? 

Amath Dansokho: Scheinbar war das 
für eine gute Sache ... Diese Staaten, 
Mali, dann Zentralafrika, waren mit 
katastrophalen Situationen konfron¬ 
tiert. Es brauchte eine Kraft, um den 
Zyklus von massenhaften Gewaltta¬ 
ten zu stoppen. Unter diesen Umstän¬ 
den ist Frankreich als eine Kraft in Er¬ 
scheinung getreten, die gegen Folterer, 
gegen Mörder der schlimmsten Art 
kämpft. Im Fall von Mali ist schlecht zu 
erkennen, welche andere organisierte 
und mächtige Kraft den Vormarsch der 
Dschihadisten, von Verrückten, die ihr 
Gesellschaftsmodell mit Gewalt und 
Tod durchsetzen wollen, hätte aufhal¬ 
ten können. Das erklärt die breite Un¬ 
terstützung für die Operation „Serval“ 
im Augenblick ihres Starts. Nicht nur in 
Mali: alle Länder der Sahelzone waren 
bedroht. Wir danken also Frankreich. 
Aber die Dinge bleiben dabei nicht ste¬ 
hen. Es ist heute gut zu sehen, Beun¬ 
ruhigung wird selbst vom Präsidenten 
Malis geäußert. Andere Staatschefs, die 
ich gut kenne, sind auch der Meinung, 
dass das Spiel Frankreichs trübe ist. 
Warum schützt es gewisse bewaffnete 
Gruppen im Norden Malis? Man hat 


den Eindruck, dass sich da die Schaf¬ 
fung eines Rumpfstaates anbahnt, der 
den Export der immensen Erz- und 
Energieressourcen dieser Zone zum 
Schaden Malis ermöglichen würde. 
Es würde zwar eine formelle zentrale 
Staatsmacht geben, aber de facto wäre 
die Realität der wirtschaftlichen Bezie¬ 
hungen in den Händen dieser bewaff¬ 
neten Gruppen, die mit den westlichen 
Mächten verhandeln würden. Das wäre 
sehr schlimm. 

Frage: Ist die Frage der Naturressour¬ 
cen auch im Fall von Zentralafrika von 
Belang? 

Amath Dansokho: Der Kontext, die 
Modalitäten sind vielleicht verschie¬ 
den, aber die Probleme sind die glei¬ 
chen. Was sich dort abspielt, ist ein 
sehr gewaltsamer Zusammenstoß, in 
den Staaten der Region verwickelt 
sind. Der Konflikt hätte wahrschein¬ 
lich nicht diese Intensität angenom¬ 
men, wenn Akteure wie China oder 
auch Südafrika sich nicht in eine Zone 
gewagt hätten, die als dem französi¬ 
schen „Hinterhof“ zugehörig betrach¬ 
tet wird. Gewisse Großmächte sind der 
Ansicht, dass Südafrika im Süden blei¬ 
ben und sich von den Angelegenheiten 
des Kontinents fernhalten soll. Diesel¬ 
ben Mächte spielen geschickt die Karte 
Nigerias gegen die Südafrikas aus, in¬ 


dem sie mit einem ständigen Sitz Afri¬ 
kas im Sicherheitsrat der UNO winken, 
um zu versuchen, damit die Ansprüche 
Pretorias einzudämmen. Zentralafrika 
ist ein immens reiches Land. Das suda¬ 
nesische Regime hat, besonders seit der 
Verkündung der Unabhängigkeit des 
Südsudan, das Land im Visier. Der ge¬ 
stürzte Präsident Frangois Bozize hat 
an allen Tischen gespielt. Er hat Ab¬ 
kommen mit Khartum abgeschlossen, 
wie er auch solche mit den Chinesen 
und den Südafrikanern abschloss. Vor 
diesem Hintergrund muss die schwe¬ 
re Krise analysiert werden, die heute 
Zentralafrika durchlebt, hin und her 
gerissen zwischen Mächten mit wider¬ 
sprüchlichen Interessen. Die Seleka hat 
sich gebildet mit Leuten ohne Projekt, 
ohne die geringste politische Reife, nur 
die Sprache der Waffen kennend und 
leicht manipulierbar. 

Nachdem das Chaos einmal entstanden 
war, hat Frankreich sich angeboten zu 
intervenieren. Aber man darf niemals 
vergessen, dass alle diese Kriege auf 
dem afrikanischen Kontinent, in denen 
wir nur als die vordergründigen Akteu¬ 
re in Erscheinung treten, ökonomische 
Hintergründe haben. 

Frage: Wie ist zu erklären, dass Staaten 
zusammen fallen können wie Karten¬ 
häuser? 

Amath Dansokho: Das sind künstli¬ 
che Staaten, die in Wirklichkeit nie 
eine starke politische und soziale In¬ 
frastruktur gehabt haben. Sie sind nicht 
aus einem inneren Prozess entstanden. 
Es waren ausländische Mächte, die 
sich Herrschaftssphären geteilt haben, 
ohne Berücksichtigung der Völker und 
der langen Geschichte der betroffenen 
Territorien. Die staatlichen Formen, die 
wir kennen, sind in typischer Weise aus 
der Kolonialzeit hervorgegangen, mit 
weiten administrativen Leerstellen. 

Frage: Im Senegal hätte, als der Wade- 
Clan sich die Macht aneignete, das Fand 
auch in Gewalt versinken können. Das 
ist nicht geschehen. Macky Sali verdankt 
seine Wahl im Gegenteil einer breiten 
Bürgerbewegung. Wie beurteilen Sie die 
ersten Schritte dieser Regierung? 

Amath Dansokho: Manche sprechen 
von der „senegalesischen Ausnahme“. 


Ich bin viel vorsichtiger. Wir sind nicht 
geschützt vor katastrophalen Ver¬ 
krampfungen, wenn wir nicht Klugheit 
walten lassen. Bei uns ist die Alterna¬ 
tive lange im Voraus von politisch rei¬ 
fen, in der Bevölkerung verwurzelten 
Kräften vorbereitet worden. Es gibt im 
Senegal eine demokratische Kultur, ein 
demokratisches Erbe, die wir genutzt 
haben, um zu diskutieren und die Ge¬ 
sichtspunkte einander anzunähern. In 
Ermangelung eines einheitlichen Kan¬ 
didaten haben wir dennoch ein gemein¬ 
sames Programm erarbeitet. Das hat 
es uns erlaubt, die Schwierigkeiten zu 
überwinden. Es stand außer Frage, das 
Land auf den Weg eines Bürgerkriegs 
zu bringen. Das ist klar bestätigt wor¬ 
den. Die Urnen haben gesprochen, Ab- 
doulaye Wade, isoliert und ohne Un¬ 
terstützung in der Armee, hatte keine 
andere Wahl, als sich diesem demokra¬ 
tischen Urteil zu beugen. 

Jetzt müssen wir mit den Praktiken der 
Vergangenheit brechen, den begonne¬ 
nen Kampf gegen die Korruption fort¬ 
setzen, weiter die Unterlagen über die 
illegal erworbenen Vermögen unter¬ 
suchen. Aber das wird nicht genügen, 
wenn man sich nicht mit den Problemen 
befasst, mit denen die Senegalesen kon¬ 
frontiert sind. Die soziale Krise wütet 
weiter. Mit der Einheitsreligion, zu der 
der Kapitalismus geworden ist, wurde 
das Aufkommen von Oligarchien ge¬ 
fördert, die auf der Unterschlagung öf¬ 
fentlicher Ressourcen beruhen. Parallel 
dazu wurden die öffentlichen Dienste 
zerschlagen, die Bevölkerung ins Elend 
gestürzt. Alle Gleichgewichte sind zer¬ 
brochen worden, die Staaten selbst sind 
vom Zerfall bedroht. Das ist das Re¬ 
sultat der liberalen Politik, die von den 
Geldgebern aufgezwungen wurde, IWF 
und Weltbank an der Spitze. 

Frage: Kann der Senegal dem Aufstieg 
des Islamismus entgehen? 

Amath Dansokho: Die Krise vollbringt 
ihr Werk und die Leute sind in Empö¬ 
rung über die Haltung der westlichen 
Mächte, ihre Arroganz und ihre Miss¬ 
achtung der Rechte des Menschen auf 
Leben. Im Senegal herrscht ein brüder¬ 
licher Islam. Aber die Jungen erweisen 
sich mehr und mehr sensibel für die Re¬ 
den islamistischer Prediger. 

Übers.: Pierre Poulain 


Wer rettet El Salvador? 

Am 2. Februar wird der Präsident gewählt 



Die Armut ist eins der Hindernisse, ein neues El Salvador zu bauen. 


Am 2. Februar finden in El Salvador 
Präsidentschaftswahlen statt. Gemäß 
den ökonomischen Indikatoren der 
Weltbank lag die Armutsquote 2012 in 
El Salvador bei 34,5 Prozent. Darunter 
versteht man die Prozentzahl der Ein¬ 
wohner, die nicht über das erforderliche 
Einkommen verfügen, um den Erwerb 
aller lebensnotwendigen Ressourcen zu 
ermöglichen. Der monatliche Mindest¬ 
lohn lag 2013 in El Salvador zwischen 
91,20 (Baumwollepflücker) und 233,10 
US-Dollar (Dienstleistungssektor). Der 
ermittelte arithmetische Mittelwert 
liegt bei ca. 150 USD/Monat (ca.110 
Euro). Mit anderen Worten: Von hun¬ 
dert Salvadorianern, die nicht in der 
Lage waren, die lebensnotwendigen 
täglichen 5 Dollar zu erwirtschaften, 
hungern 34. Die anderen 66 Prozent 
sind vermutlich anderweitig inoffiziell 
beschäftigt. Vielleicht in der Prostituti¬ 
on, im Drogenhandel, mit bewaffneten 
Überfällen oder in der Zuhälterei. 
Vergleicht man die Armutsbevölke¬ 
rung El Salvadors mit der anderer mit¬ 
telamerikanischer Länder, geht es den 
Salvadorianern „nicht so schlecht“: Ha¬ 
iti 77 Prozent, Honduras 60 Prozent, 
Guatemala 53 Prozent, Mexiko 52 Pro¬ 
zent und Nicaragua 42 Prozent. Trotz 
der Relativität der Indikatoren und der 
Komplexität der statistischen Erfassung 
und Berechnung solcher Werte gehört 
El Salvador zur „armen Welt“. Eine 
Binsenweisheit, die wir alle kennen - 
und vor allem die Salvadorianer selbst. 


Doch die Lösung dieses Problems ist in 
der Tat schwieriger und komplexer als 
die Theorie es besagt, in einem Land, 
in dem Gewalt und Mord alltäglich 
sind. Die Funktionäre des Internatio¬ 
nalen Währungsfonds (IWF) und der 
Weltbank (WB) schlagen der salvado- 
rianischen Regierung das Wirtschafts¬ 
wachstum vor und sind davon über¬ 
zeugt, das „Ei des Kolumbus“ gefun¬ 
den zu haben. Doch die Realität sieht 
anders aus: Das BIP-Wachstum in El 
Salvador wird nach Meinung vieler 
Ökonomen in den kommenden Jah¬ 
ren bei durchschnittlichen 2 Prozent 
verharren. Damit wird das Land die 
niedrigsten Wachstumsraten in Zen¬ 
tralamerika haben. 


Am 2. Februar treten bei den Präsi¬ 
dentschaftswahlen folgende Parteien 
an: Die derzeitige Regierungspartei, 
die „Nationale Befreiungsfront Fara- 
bundo Marti“ (FMLN). Sie steht für 
eine gemäßigte sozialdemokratische 
ökonomische Entwicklung, in der die 
Arbeit, Sicherheit und Bildung, die 
Kernpunkte sind. 

Salvador Sänchez Ceren, der ehe¬ 
malige Guerillakommandant, ist der 
Kandidat der FMLN und tritt gegen 
den Kandidaten der rechtsgerichteten 
ARENA-Partei und Ex-Bürgermeister 
der Hauptstadt San Salvador, Norman 
Quijano, an. Der dritte Kandidat ist 
der ehemalige Präsident Elias Antonio 
Saca (2004-2009) und Ex-Mitglied der 


Partei ARENA, der für die Koalition 
„UNIDAD“ antritt. Der Unterscheid 
zwischen ARENA und UNIDAD liegt 
in den sozialökonomischen Interessen, 
die sie vertreten. ARENA verteidigt 
in erster Linie die Interessen der „al¬ 
ten salvadorianischen Oligarchie“ und 
UNIDAD vertritt die Interessen der 
Mittel- und Großbourgeoisie. 

Laut Wahlprognosen kommt die 
FMLN auf 38,9 Prozent, ARENA auf 
33,4 Prozent und UNIDAD auf 16,6 
Prozent. Wenn keiner der Kandidaten 
am 2. Februar 50 Prozent der Stimmen 
für sich gewinnen kann, wird im März 
eine zweite Runde stattfinden und die 
Karten werden neu gemischt. 

In diesem hypothetischen Szenario 
hätte die FMLN die schlechteren Kar¬ 
ten, da eine wahrscheinliche Koopera¬ 
tion zwischen ARENA und UNIDAD, 
beide rechtsgerichtete Parteien, einen 
Sieg der Regierungspartei verhindern 
könnte. 

Auch nach einem möglichen Regie¬ 
rungswechsel oder einem überra¬ 
schenden Sieg der FMLN in der zwei¬ 
ten Runde ist kein radikaler Wandel 
der Wirtschaftspolitik zu erwarten. 
Angesichts des nur schwachen Wachs¬ 
tums in den vergangenen Jahren, er¬ 
warten die Experten keine ökonomi¬ 
sche Kehrtwende, egal ob die FMLN 
oder ARENA siegt. Die Zukunft ist 
düster. 

Wer rettet El Salvador? Der Erlöser, 
nach dem dieses Land benannt ist, 
vielleicht? Ein Sieg der FMLN in der 
ersten Runde wäre für das arme Volk 
auf jeden Fall die bessere Wahl. 

Roberto Herrera 


Das MAI 
kommt zurück 

Investitionsabkommen im 
Interesse der Multis 

Die zwischen der Europäischen Union 
und den Vereinigten Staaten geplante 
„Transatlantische Handels- und Inves¬ 
titionspartnerschaft“ (TTIP) ist kein 
klassisches Freihandelsabkommen. Es 
geht nicht um die Abschaffung von Zöl¬ 
len und Handelsschranken, weil es die 
zwischen EU-Europa und den USA 
kaum noch gibt. Ziel ist vielmehr der 
Abbau von sogenannten nichttarifären 
Handelshemmnissen. Als solche kön¬ 
nen Brüssel und Washington alles Mög¬ 
liche definieren: Arbeiterrechte und 
Gesundheitsstandards, Konsumenten-, 
Tier- und Umweltschutzbestimmungen, 
Finanzmarktregeln, Kennzeichnungs¬ 
pflichten, Datenschutz usw. Sofern das 
Recht dem Handel hinderlich ist - oder 
auch nur den Interessen wichtiger Groß¬ 
konzerne einer Seite widerspricht - soll 
es „harmonisiert“ werden. In der Praxis 
heißt das meist, dass die Standards ge¬ 
senkt werden. 

So sind die Umweltstandards in Euro¬ 
pa höher als in den USA. Wenn die Ver¬ 
handlungen so laufen, dass die jeweili¬ 
gen Standards nach unten angeglichen 
werden, kann die Folge sein, dass die 
EU-Vorschriften auf US-Niveau gesenkt 
werden. Prominentestes Beispiel dafür 
ist der Einsatz von Gentechnik in der 
Landwirtschaft der USA. Das ist aber 
nur ein Bereich. Es kann auch so kom¬ 
men, dass die strengeren Finanzmarkt¬ 
regeln der USA auf EU-Niveau gesenkt 
werden. 

Die sich langsam formierenden TTIP- 
Gegner kritisieren, dass das Abkommen 
hinter verschlossenen Türen ausgehan¬ 
delt wird. Nicht einmal Abgeordnete er¬ 
halten Einblick. Das war schon in der 
Vorbereitung so. Dafür verantwortlich 
war eine „High-level working group on 
growth and jobs“, von der man lange 
nicht wusste, wer ihr angehört. Die Vor¬ 
bereitungsgruppe wurde von den EU- 
Regierungen auf einem Gipfel mit der 
USA-Regierung eingesetzt. Mittlerweile 
ist bekannt, dass kein einziges Mitglied 
ein demokratisches Mandat hat, wäh¬ 
rend sich Konzernlobbyisten in ihr tum¬ 
meln. 

Trotz der Geheimniskrämerei sickerte 
durch, dass im TTIP Sonderklagerechte 
von Konzernen gegen Staaten vorgese¬ 
hen sind, die vorsehen, dass Schiedsstel- 
len aus drei privaten Wirtschaftsanwäl¬ 
ten über „Schadenersatz“-Forderungen 
von Konzernen entscheiden sollen. Eine 
Berufungsinstanz ist nicht vorgesehen. 
Damit hätten sogenannte Investoren die 
Möglichkeit, Staaten zu verklagen, wenn 
sie ihre Gewinnaussichten verletzt se¬ 
hen. Auf eine solche „Investitionsschutz¬ 
klausel“ in einem anderen Abkommen 
beruft sich zum Beispiel der schwedische 
Energiemulti Vattenfall, der die Bundes¬ 
republik Deutschland auf 3,7 Milliarden 
Euro Schadenersatz für den Atomaus¬ 
stieg verklagt hat. 

Das Vorgehen erinnert daran, dass vor 
Jahren schon einmal der Versuch unter¬ 
nommen wurde, mit dem MAI (Multi¬ 
laterales Abkommen für Investitionen) 
heimlich und im Interesse der „Investo¬ 
ren“ Möglichkeiten zu schaffen, die ge¬ 
nannten Standards überall in der Welt 
juristisch anzufechten und Schaden¬ 
ersatz für durch sie entgangene Profi¬ 
te durchzusetzen. Dadurch würde es in 
Europa auch sehr erschwert oder un¬ 
möglich gemacht, Sozial- und Umwelt¬ 
standards weiter zu verbessern, wenn 
es den USA nicht in den Kram passt. 
Europa könnte mit Waren aus den USA 
überschwemmt werden, die wegen der 
schlechteren Standards und z.B. wegen 
ihrer gentechnischen Behandlung hier 
bisher nicht verkauft werden dürfen. 
Beim MAI hatten wachsame Gegner 
der kapitalistischen Globalisierung 
rechtzeitig Wind davon bekommen, was 
hinter unserem Rücken geplant wurde, 
und das MAI durch seine Veröffentli¬ 
chung zu Fall bringen können. Es wäre 
bedauerlich, wenn das Komplott gegen 
unsere sozialen Errungenschaften und 
den Natur- und Menschenschutz dies¬ 
mal zum Erfolg führen würde. 

Deshalb müssen wir alles daransetzen, 
das TTIP überall bekannt zu machen 
und zu verhindern. Oliver Wagner 
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Gastkolumne von Ulla Jelpke, MdB, Partei „Die Linke“ 


Rechter Stimmenfang 


Die CSU zieht mal wieder gegen den 
Missbrauch zu Felde. „Wer betrügt, 
der fliegt“, so beschloss die CSU- 
Fraktion in ihrer Klausur in Wild¬ 
bad Kreuth. Gemeint sind Bürger 
aus anderen EU-Staaten, die sich in 
Deutschland niederlassen und nicht 
von eigenem Einkommen leben 
können. Ihnen wird unisono „Miss¬ 
brauch der Freizügigkeit“ und „So¬ 
zialbetrug“ unterstellt. Die bekann¬ 
ten Fakten sprechen allerdings gegen 
diese These. Nicht einmal ein Zehn¬ 
tel der Migranten aus Rumänien und 
Bulgarien nimmt Hartz IV-Leistun- 
gen in Anspruch. Und dieser relativ 
geringe Anteil kommt keineswegs 
nach Deutschland, um es sich hier in 
der sozialen Hängematte gemütlich 
zu machen. Viele scheitern einfach 
mit der Suche nach Arbeit, andere 
werden als Scheinselbständige oder 
über Werkverträge zu „Löhnen“ von 
2,50 Euro in der Stunde ausgebeu¬ 
tet. Sie müssen ergänzende Sozial¬ 
leistungen in Anspruch nehmen, um 
überhaupt über die Runden zu kom¬ 
men. Schuld sind also nicht die Mig¬ 
ranten, sondern skrupellose Arbeit¬ 
geber in Schlachthöfen, Reinigungs¬ 
firmen und auf dem Bau, die ihre 
Zwangslage rücksichtslos ausnutzen. 
Der Vorstoß der CSU-Spitze, in den 
kommenden Kommunal- und Eu¬ 
ropawahlkämpfen auf die rechtspo¬ 
pulistische Karte zu setzen, blieb 
auch in den eigenen Reihen keines¬ 
wegs unwidersprochen. Reine Men¬ 
schenfreundlichkeit war dabei aber 
auch nicht am Werke. Den bedäch¬ 
tigeren Unionlern ging es eher um 
das Signal, das eine solche Debatte 
an auswanderungswillige Rumänen 
und Bulgaren mit begehrten Quali¬ 
fikationen aussendet. So betonte der 


Integrationsbeauftragte der bayeri¬ 
schen CSU-Landtagsfraktion Mar¬ 
tin Neumeyer, Zuwanderung sei ein 
„Gewinn“, die Integration in Bayern 



„gut gelungen“, es gebe „vergleichs¬ 
weise wenig Probleme“. 

Mit ihrer Kakophonie einerseits ge¬ 
gen vermeintlichen Missbrauch und 
Betrug, andererseits für „nützliche“ 
Migration trifft die CSU (und eben¬ 
so die CDU, deren Vertreter sich mal 
der einen, mal der anderen Stimme 
anschlossen) die Tonlage in der Be¬ 
völkerung: In einer aktuellen Umfra¬ 
ge fanden 69 Prozent, die deutsche 
Wirtschaft brauche qualifizierte Zu¬ 
wanderer, um weiterhin erfolgreich 
zu sein. Und 83 Prozent meinen, Zu¬ 
wanderer, die gar nicht in Deutsch¬ 
land arbeiten wollten, sollten keine 
finanzielle Unterstützung bekom¬ 
men. Nach Ansicht von 70 Prozent 
der Befragten sollen sie das Land 
wieder verlassen. Einwanderung ist 
für die Mehrheit der Bevölkerung 
also kein rotes Tuch mehr. Doch ge¬ 
gen die, die „uns ausnützen“, sind 
die alten rassistischen Abwehrrefle¬ 
xe noch aktiv. 


Dokumentiert: 

Rückschritt für den Frieden 


Die nächsten vier Regierungsjahre 
lassen nicht viel Gutes erwarten. 
Was hätte sich unsere ärztliche Frie¬ 
densorganisation von einer großen 
parlamentarischen Mehrheit ge¬ 
wünscht? Eine Energiepolitik, die die 
gesamte Volkswirtschaft, die Zukunft 
der Menschheit und des Planeten im 
Blick hat. Eine Außenpolitik, die sich 
auf Diplomatie und zivile Konfliktbe¬ 
arbeitung stützt. Eine Migrationspoli¬ 
tik, die weltweit die Menschen-rechte 
im Blick hat und nicht die Flüchtlinge 
aus dem Blickfeld heraushalten will. 
Stattdessen wurde bei den Koaliti¬ 
onsverhandlungen offensichtlich 
sehr kurzfristig und kleinräumig ge¬ 
dacht. 

Die Energiewende wird ausgebremst, 
die Bundeswehr als Interventionsar¬ 
mee etabliert, Beschlüsse in der Ab¬ 
rüstungspolitik zunichte gemacht 
und weiter auf Abschreckung in der 
Flüchtlingspolitik gesetzt. Wichtige 
rot-schwarze Vereinbarungen stel¬ 
len sogar einen Rückschritt im Ver¬ 
gleich zur Koalitionsvereinbarung der 
schwarz-gelben Koalition dar. 

Beim Thema Energiewende ist zum 
Beispiel die gesetzliche Festlegung 
eines drastisch reduzierten Aus¬ 
bautempos der erneuerbaren Ener¬ 
gien vorgesehen. Der energiewirt¬ 
schaftlich wichtige Zubau der preis¬ 
werten Windenergie an Land soll 
weitgehend unterbunden werden. 
Die energie-wirtschaftlich vergleichs¬ 
weise bedeutungslose Offshore- 
Windkraft hingegen wird weiterhin 
großzügig vergütet und damit die 
Strompreise unnötig belastet. Für 
neue Solaranlagen soll spätestens 
mit dem Erreichen einer „Obergren¬ 
ze“ der installierten Leistung die 
Möglichkeit der Netzeinspeisung zu 
wirtschaftlichen Bedingungen be¬ 
endet werden. Die Forderung nach 
dem Abzug der Nato-Atomwaffen 
aus Deutschland ist im Gegensatz zu 
den Koalitionsvereinbarungen von 
2009 nicht mehr enthalten. Statt¬ 


dessen werden erfolgreiche Abrüs¬ 
tungsgespräche zwischen den USA 
und Russland zur Voraussetzung für 
den Abzug gemacht. 

Diese Formulierung fällt weit hinter 
den Bundestagsbeschluss von 2010 
zurück, in dem die Abgeordneten von 
der Regierung fraktionsübergreifend 
gefordert haben, sich in der Nato und 
gegenüber den USA mit Nachdruck 
für den Abzug der Atomwaffen ein¬ 
zusetzen. 

In der Sicherheits- und Außenpolitik 
kündigt der Koalitionsvertrag Altbe¬ 
kanntes an. Die starke Einbindung 
in Nato- und EU-Militärpolitik setzt 
auf Gewaltandrohung und steht im 
Widerspruch zu den erklärten Zielen 
friedlicher Konfliktbearbeitung und 
des Interessenausgleichs zwischen 
Konfliktparteien. Diese militärisch 
ausgerichtete Außenpolitik soll die 
breite Unterstützung der deutschen 
Bevölkerung erhalten. Dafür wird die 
Werbungfür den Soldatenberuf wei¬ 
ter vorangetrieben. 

In der Flüchtlingspolitik gibt es Fort¬ 
schritte beim Bleiberecht. Aber an 
den Grenzen setzt die Koalition auf 
Abschreckungspolitik. Die EU-Grenz- 
schutzagentur Frontex soll vergrö¬ 
ßert und mit mehr Kompetenzen 
ausgestattet werden. Dabei hat die 
Sicherung der Grenzen absoluten 
Vorrang vor der Sicherheit der Men¬ 
schen. Statt humanitäre Antworten 
auf das Massensterben im Mittel¬ 
meer zu formulieren, setzt der Koa¬ 
litionsvertrag auf Abschottung. Die 
nächsten vier Regierungsjahre lassen 
aus unserer Sicht nicht viel Gutes er¬ 
warten. Umso wichtiger bleibt die au¬ 
ßerparlamentarische Korrektur durch 
engagierte Bürger und die Arbeit der 
Nicht-Regierungsorganisationen für 
eine friedliche, atom-technologie¬ 
freie und menschenwürdige Welt. 
Susanne Grabenhorst (Vorsitzende 
von IPPNW- Ärzte zur Verhütung des 
Atom krieges/Ärzte in sozialer Verant¬ 
wortung) 



Erklärung Kommunistischer und 
Arbeiterparteien Europas 



Karl Liebknecht während der Friedenskundgebung auf dem Potsdamer Platz am 1. Mai 1916. Ausschnitt aus einer Zeich¬ 
nung von R. Lipus (1958). 


„ Und endlich ist kein andrer Krieg für Preußen-Deutschland mehr mög¬ 
lich als ein Weltkrieg, und zwar ein Weltkrieg von einer bisher nie geahn¬ 
ten Ausdehnung und Heftigkeit. Acht bis zehn Millionen Soldaten werden 
sich untereinander abwürgen und dabei ganz Europa so kahlfressen, wie 
noch nie ein Heuschreckenschwarm. Die Verwüstungen des Dreißigjähri¬ 
gen Kriegs zusammengedrängt in drei bis vier Jahre und über den ganzen 
Kontinent verbreitet; Hungersnot, Seuchen, allgemeine, durch akute Not 
hervor gerufene Verwilderung der Heere wie der Volksmassen; rettungs¬ 
lose Verwirrung unsres künstlichen Getriebs in Handel, Industrie und 
Kredit, endend im allgemeinen Bankerott; Zusammenbruch der alten 
Staaten und ihrer traditionellen Staatsweisheit, derart, dass die Kronen zu 
Dutzenden über das Straßenpflaster rollen und niemand sich findet, der 
sie aufhebt; absolute Unmöglichkeit, vorherzusehn, wie das alles enden 
und wer als Sieger aus dem Kampf hervor gehen wird; nur ein Resultat 
absolut sicher: die allgemeine Erschöpfung und die Herstellung der Be¬ 
dingungen des schließlichen Siegs der Arbeiterklasse.“ 

Friedrich Engels, 1887 


100 Jahre nach dem Beginn des Ersten 
Weltkrieges erleben wir eine erneute 
Debatte darum, wer das Feuer an die 
Lunte gelegt hat. Bei dieser Infrage¬ 
stellung der Hauptverantwortung des 
deutschen Imperialismus an dem über 
vier Jahre dauernden Völkergemetzel 
geht es selbstverständlich nicht um 
historische Wahrheit. Es geht um die 
theoretische und politische Legitimie¬ 
rung heutiger imperialistischer Politik. 
Der Erste Weltkrieg erwuchs aus 
den Expansionsinteressen der impe¬ 
rialistischen Großmächte Europas, 
er war auf Eroberung neuer Märkte 
und Ressourcen und die Neuauftei¬ 
lung der vorhandenen gerichtet: Ein 
„kapitalistischer Angriffs- und Er¬ 
oberungskrieg“, wie Karl Liebknecht, 
Mitgründer der Kommunistischen 
Partei Deutschlands, früh feststellte. 
Gleichzeitig war der Krieg eine Gele¬ 
genheit für die Herrschenden, in ihren 
Ländern das Bewusstsein der Arbei¬ 
terklasse mit dem Gift des Opportu¬ 
nismus, des Nationalismus und Chau¬ 
vinismus zu verseuchen. 

Im Sommer 1914 standen sich in Eu¬ 
ropa zwei feste Militärblöcke gegen¬ 
über: Der „Dreibund“ Deutschland, 
Österreich-Ungarn und Italien und 
die „Entente“ England und Frank¬ 
reich, mit der sich Russland jetzt ver¬ 
bündete. Italien trat 1915 auf der Seite 
der Entente in den Krieg. 

Das Attentat von Sarajewo war die 
willkommene Gelegenheit für die 
kriegslüsternen Großmächte, ihre stra¬ 
tegischen Konzepte zu verwirklichen. 
Was folgte, war ein Krieg, der erstmals 
in der Geschichte alle Kontinente er¬ 
fasste. 38 Länder waren an ihm betei¬ 
ligt, ohne die damaligen Kolonien zu 
rechnen. Erstmals wurde ein Krieg 
auch industriell geführt. Dem Schlach¬ 
ten fielen sieben Millionen Menschen 
zum Opfer, die Zivilbevölkerung wur¬ 
de in bisher nicht gekanntem Maß Op¬ 
fer von Hunger und Seuchen. 20 Mil¬ 
lionen Menschen wurden verwundet 
oder verkrüppelt, unvorstellbare ma¬ 
terielle Werte zerstört. 


Das Gemetzel endete mit der militä¬ 
rischen Niederlage der Aggressoren. 
Die Novemberrevolution in Deutsch¬ 
land, die Revolutionen in Österreich, 
Ungarn und anderen Ländern wurden 
abgewürgt wegen der Rolle, welche die 
rechtssozialdemokratischen Führun¬ 
gen in der Niederwerfung der Revolu¬ 
tion übernahmen. In Deutschland wur¬ 
de zwar die Monarchie gestürzt und die 
Republik gegründet, aber die Genera¬ 
le und die Kräfte des Monopolkapitals 
blieben - deren politisches Überleben 
machte später den 2. Weltkrieg möglich. 
Die Sozialdemokratie wurde im Zuge 
des Ersten Weltkriegs gespalten, die re¬ 
volutionären Kräfte trennten sich von 
der 2. Internationale und gründeten 
weltweit Kommunistische Parteien. Die 
Große Sozialistische Oktoberrevoluti¬ 
on in Russland ebnete den Weg für den 
ersten Arbeiter-und-Bauern-Staat der 
Geschichte der Menschheit. Aus dem 
Weltkrieg erwuchs so eine neue Hoff¬ 
nung für die Welt - die Hoffnung auf 
den Sozialismus. Dafür stehen die unter¬ 
zeichnenden Parteien bis heute. 

KP Britanniens 
KP Dänemarks 
KP in Dänemark 
Französische KP 


Pol der kommunistischen Wiedergeburt 

Frankreichs 

KP Finnlands 

Vereinte KP Georgiens 

KP Griechenlands 

KP Irlands 

Partei der Italienischen Kommunisten 
(PdCI) 

Neue KP Jugoslawiens 
Partei der Kommunistinnen Kataloniens 
Sozialistische Arbeiterpartei Kroatiens 
KP Maltas 

Neue KP der Niederlande 
Partei der Arbeit Österreichs 
KP Polens 
Portugiesische KP 
KP der Russischen Föderation 
KP Schwedens 

Partei der Arbeit der Schweiz 

Partei der Kommunisten Serbiens 

KP Spaniens 

KP der Völker Spaniens 

KP Böhmens und Mährens,Tschechien 

KP der Ukraine 

Ungarische Arbeiterpartei (Munkaspart) 
Fortschrittspartei des arbeitenden Vol¬ 
kes, Zypern (AKEL)) 

Sowie die Initiatoren: 

Partei der Arbeit Belgiens 
Deutsche Kommunistische Partei 
KP Luxemburgs 
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NIEM AMD IST VERGESSEN! 
AUFSTEHEN UND WIDERSETZEN! 
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Liebknecht-Luxemburg- 
Demonstration 2014 


Bilder links: 

Tolle Stimmung am Vorabend der 
Demonstration. Der gemeinsame 
Jahresauftakt von DKP und SDAJ 
begeisterte Jung und Alt. 

Neben den Vorsitzenden der DKP 
und der SDAJ, Patrik Köbele (Bild 
links oben) und Paul Rodermund 
(auf dem Bild darunter), die auf die 
kommenden Aufgaben orientierten, 
sprachen auch der Botschafter des 
sozialistischen Kubas, Rene Juan 
Mujica Cantelar, sowie der Vorsitzen¬ 
de der Ungarischen Arbeiterpartei, 
Gyula Thürmer. 



Widerstand zusammenführen 

XIX. Internationale Rosa-Luxemburg-Konferenz in Berlin 



Dennis Goldberg, SACP, gehörte 
in diesem Jahr zu den Gästen der 
jW-Konferenz. 

D ie größte Bedrohung des Welt¬ 
friedens geht immer noch von 
der kapitalistischen und impe¬ 
rialistischen Profit- und Rüstungslogik 
aus. Ihre begründete Feststellung als 
Gast der Tageszeitung „junge Welt“ 
bei der XIX. Internationalen Rosa-Lu- 
xemburg-Konferenz in Berlin verband 
die Präsidentin des Weltfriedensrates, 
Maria do Socorro Gomes aus Brasi¬ 
lien, mit der Notwendigkeit einer zu¬ 
sammenführenden, auf einheitlicher 
Agenda beruhenden Friedenskultur. 
Seit dem Morgen des 11. Januar zeig¬ 
te die Menge der Einlassbegehrenden 
ins Berliner Urania-Gebäude anschau¬ 
lich, dass die Grenzen der Platzkapa¬ 
zität mit 2 000 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern aus dem Bundesgebiet 
längst erreicht sind. Viele, die sich für 
die Manifestation gegen imperialisti¬ 
sche Kriege im hundertsten Jahr nach 
der Anzettelung des Ersten Weltkriegs 
eine Tageskarte gekauft hatten, muss¬ 
ten zeitweise in einen Saal mit Video¬ 
übertragungen ausweichen. 

Die Analyse im Jahrhundertsprung des 
namhaften marxistischen Journalisten 
Jörg Kronauer, der Whistleblowerbe- 
richt des dänischen Geheimdienst- 


aussteigers Anders Kaergaard, Main¬ 
stream-Kritiken durch „junge Welt“- 
Autoren wie NATO-Spezialist Rainer 
Rupp und Karin Leukefeld, von Freja 
Wedenborg von der dänischen Partner¬ 
zeitung „Arbejderen“ zeigten, dass der 
Monopolkapitalismus früher wie heute 
das Heil zur Überwindung seiner In¬ 
stabilität in der ideologischen Vorbe¬ 
reitung und in der Praxis des „metho¬ 
dischen, organisierten Mordens“ (Rosa 
Luxemburg) sucht. Die Menschen im 
modernen Überwachungsstaat sollen 
durch raffinierte Medienzensur zuge¬ 
richtet werden. 

Zivadin Jovanovic, von 1998 bis 2000 
Außenminister der auch durch NA- 
TO-Kontingente der Bundeswehr 
zerschlagenen Bundesrepublik Ju¬ 
goslawien, zeigte anhand der impe¬ 
rialistischen Kriegsspur vom Präzen- 
denzfall Belgrad bis nach Damaskus 
die systematischen Verletzungen der 
NATO-Gründungsakte von 1949 und 
der UN-Völkerrechtscharta, aber auch 
die Neuauflage einer „Anrufung von 
Schutzmächten“ auf. Blutige Erobe¬ 
rungskriege gegen souveräne Staaten 
werden längst als „humanitäre Inter¬ 
ventionen“ getarnt, aufdeckende Re¬ 
ports wie der von Dick Marty für das 
Europäische Parlament nicht zur Ver¬ 
öffentlichung zugelassen. 

Der weltweit bekannte Wirtschafts¬ 
wissenschaftler Michel Chossudovsky 
aus Kanada nahm die geheime Strate¬ 
gie der USA und ihrer Geheimdienste 
um Zugänge zu Rohstoffen, Ressour¬ 
cen und Drogenhandel in den Blick. Im 
Nahen Osten rücken die Kriegsgebiete 
immer enger zusammen. Die gleichen 
Todesschwadronen, die in Syrien ein¬ 
gesetzt wurden, sind nun im Irak aktiv. 
Letztendlich sind Russland und China 
Ziele dieser imperialistischen Kriegs¬ 
politik. 

Nelson Mandelas Kampfgefährte De¬ 
nis Goldberg aus Kapstadt schlug ei¬ 


nen Bogen von der „Berliner Konfe¬ 
renz“ 1884/85 zur Aufteilung Afrikas 
unter den europäischen Kolonialmäch¬ 
ten über die Impulse der kubanischen 
Revolution von 1959 für den Kampf im 
südlichen Afrika bis hin zu blutigen ak¬ 
tuellen Arbeitskämpfen der südafrika¬ 
nischen Bergarbeiter. 

Was ist zu tun, damit sich die Katast¬ 
rophe von 1914-1918, die in die Katas 
trophe des faschistischen Überfalls von 
1939-1945 mündete, heute nicht wie¬ 
derholt? Eine Antwort darauf suchte 
die Abschlussrunde mit Weltfriedens¬ 
ratspräsidentin Maria do Socorro Go¬ 
mes, dem Vorsitzenden der Partei „Die 
Linke“, Bernd Riexinger, dem General¬ 
sekretär der Internationalen Föderati¬ 
on der Widerstandskämpfer FIR, Ul¬ 
rich Schneider, und dem politischen 
Geschäftsführer der Deutschen Frie¬ 
densgesellschaft - Vereinigte Kriegs¬ 
dienstgegner, Monty Schädel. Den 
spontanen Vorschlag für eine hand¬ 
feste bundesdeutsche Kampagne, die 
am „Lack des deutschen Kriegerdenk¬ 
mals kratzen“ soll, brachte der Spre¬ 
cher des Bundesausschusses Friedens¬ 
ratschlags, Peter Strutynski, ein. Sevim 
Dagdelen, außenpolitische Sprecherin 
der Linksfraktion im Bundestag, kri¬ 
tisierte wie zuvor Monty Schädel die 
Weichspülung des Programms der Lin¬ 
ken „durch bestimmte Leute“ in der 
Partei. 

Die traditionelle Grußbotschaft des 
politischen Gefangenen Mumia Abu- 
Jamal überbrachte diesmal dessen 
26-jähriger Sohn Chamal Hart mit dem 
Aufruf zu verstärkter Solidarität gegen 
den juristisch festgezurrten „Tod auf 
Raten“. Solidarität gab es auch mit den 
Cuban Five sowie mit den Flüchtlin¬ 
gen vom Berliner Oranienplatz. Wal¬ 
ter Listl vom isw informierte über die 
Mobilisierung gegen die bevorstehen¬ 
de „Münchner Sicherheitskonferenz“. 

H.F. 
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Theorie und Geschichte 
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Zur Kontinuität der deutschen Machteliten 

Konzepte und Apparate seit 1933 (Teil II) • Von Heinz Karl 


S ehr treffend charakterisierte die KPD diese 
ganze Entwicklung als einen Prozess der Fa¬ 
schisierung, des allmählichen, schrittweisen 
Überganges zur faschistischen Diktatur. Sie hat¬ 
te schon im Frühjahr 1929 eine sich abzeichnende 
faschistische Gefahr signalisiert, deren Triebkräfte 
analysiert und bereits auf ihrem 12. Parteitag im 
Juni 1929 die besondere Gefährlichkeit der faschis¬ 
tischen Nazipartei herausgearbeitet - lange bevor 
der Übergang zur Präsidialdiktatur vollzogen wur¬ 
de und die Nazis ihren aufsehenerregenden Wahl¬ 
erfolg vom September 1930 erzielten. Deshalb ver¬ 
mochte sie auch schon Anfang Juni 1930 klar die 
wichtigste Besonderheit dieses Faschisierungspro¬ 
zesses zu bestimmen: dass er „sowohl durch die fa¬ 
schistischen Kampforganisationen als auch durch 
den bürgerlichen Staatsapparat“ erfolgt. Im Fe¬ 
bruar 1931 konkretisierte Ernst Thälmann: „Ein 
Zustand jedoch, in dem sich die Bourgeoisie be¬ 
reits faschistischer Herrschaftsmethoden bedient, 
andererseits die faschistische Massenpartei nicht 
nur außerhalb der Regierung, sondern zur Zeit di¬ 
rekt in einer gewissen Scheinopposition bleibt, ist 
durchaus neuartig und entspricht den ganz spezi¬ 
fischen Bedingungen, unter denen der Faschismus 
in Deutschland heranwächst.“ 

Es war verhängnisvoll, dass die SPD - zu dieser 
Zeit noch wählerstärkste Partei und die wichtigs¬ 
ten Organisationen der Arbeitermassen, die Freien 
Gewerkschaften, beherrschend - dieser gefährli¬ 
chen politischen Entwicklung, der Faschisierung, 
nicht entgegenwirkte, sondern durch die Tolerie¬ 
rung Brünings unterstützte und in Regierungspo¬ 
sitionen - vor allem in Preußen - an ihrer Durch¬ 
setzung direkt mitwirkte. 

Ausgehend von der - durch die SPD sichergestell¬ 
te -Wiederwahl Hindenburgs im April 1932 erfolg¬ 
te eine weitere Stärkung der Präsidialdiktatur. Am 
20. Juli 1932 wurde durch einen von der Reichswehr 
militärisch abgesicherten Staatsstreich die SPD-ge¬ 
führte Regierung Preußens abgesetzt und damit 
das drei Fünftel Deutschlands umfassende Fand 
mit dem größten Staats- und insbesondere Polizei¬ 
apparat in die unmittelbare Verfügungsgewalt des 
Präsidialkabinetts gebracht 

II. Der Abschluss des 
Faschisierungsprozesses 1933 

Als Hitler und sein Kabinett am 30. Januar 1933 von 
Hindenburg eingesetzt wurden, fanden sie sowohl 
ein von ihren Vorgängern seit 1930 entwickeltes und 
erprobtes System antidemokratischen und antipar¬ 
lamentarischen Regierens als auch einen auf die 
rücksichtslose Bekämpfung der Finken eingestell¬ 
ten und eingespielten Repressions- und Terrorap¬ 
parat vor. Beides funktionierte reibungslos für die 
neue Koalitionsregierung der äußersten Rechten. 
Bezeichnend war auch, dass als erstes Regierungs¬ 
mitglied - zwei Stunden vor allen anderen - der 
Reichswehrminister, Generalleutnant von Blom¬ 
berg, ernannt und vereidigt wurde. Für alle Fälle 
sollte eine eventuell notwendige militärische Absi¬ 
cherung des Installieren der neuen Regierung ge¬ 
währleistet werden. 

Selbst auf dem Kulminationspunkt des Faschisie¬ 
rungsprozesses erwiesen sich legale, verfassungs¬ 
mäßige Institutionen der Staatsmacht, wie das 
Reichspräsidentenamt und die Reichswehr als die 
entscheidenden Hebel der Faschisierung, die ei¬ 
gentlichen Geburtshelfer der faschistischen Dik¬ 
tatur. 

Ohne das Wirken der ihr vorausgehenden Regie¬ 
rungen Brüning, Papen und Schleicher und deren 
Resultate wäre die Hitler-Regierung unmöglich ge¬ 
wesen. 

Die Generalität der Reichswehr war auch die erste 
einflussreiche gesellschaftliche Gruppe, zu der - be¬ 
reits am 3. Februar - der neue Reichskanzler per¬ 
sönlichen Kontakt aufnahm. Ein Kernsatz seiner 
Ausführungen in dieser Zusammenkunft lautete: 
„Entscheidend steht über allem die Wehrpolitik, da 
sicher ist, dass die letzten Konflikte durch Gewalt 
ausgetragen werden müssen.“ Von dieser Prämisse 
ausgehend, machte er den Generalen klare Zusa¬ 
gen in drei für sie entscheidenden Fragen. Erstens 
würde er alle ihre illegalen Aufrüstungsmaßnahmen 
und -pläne maximal unterstützen und gegen jegli¬ 
che Störung absichern. Zweitens werde er (wie er 
schon im Oktober 1931 Schleicher versichert hat¬ 
te) keinerlei Einmischung in ihre Kompetenzen 
dulden, auch nicht seitens der Nazipartei und ihrer 
SA. Drittens wolle er in Deutschland nicht nur den 
„Marxismus“ (gemeint war die Arbeiterbewegung), 
sondern auch alle antimilitaristischen und pazifis¬ 
tischen Tendenzen ausrotten. Diese Positionierung 
sicherte den Nazis die weitere, noch rückhaltlosere 
Unterstützung der Militärs. 

Durch die Reichstagsauflösung und die Ansetzung 
der Neuwahl auf den 5. März erhielt die Hitler-Re¬ 
gierung die Möglichkeit, fünf Wochen ohne jede 
parlamentarische Kontrolle zu regieren. Sie nutz¬ 
te sie, um den staatlichen Unterdrückungsapparat 


auf Hochtouren zu bringen, u.a. durch die Aufstel¬ 
lung einer Hilfspolizei aus Angehörigen von SA, 
SS und Stahlhelm sowie die Einsetzung von Son¬ 
dergerichten, und die KPD faktisch in die Illegali¬ 
tät zu drängen. 

Die wichtigste Rolle kam dabei der Polizei zu, na¬ 
mentlich der preußischen, und sie erfüllte die in 
sie gesetzten Erwartungen. Das war das natürliche 
Ergebnis ihrer bisherigen Entwicklung, ihres Auf- 
und Ausbaus unter der Leitung der sozialdemokra¬ 
tischen Innenminister Severing und Grzesinski und 


ihrer Mitarbeiter auf den verschiedenen Ebenen. 
Schon im April 1920 in der verfassunggebenden 
Preußischen Landesversammlung hatte Severing 
unmissverständlich Sinn und Zweck der preußi¬ 
schen Polizei erläutert: „Wir werden eine straffe 
Truppe mit straffer Disziplin auf stellen, die geeig¬ 
net ist, den Bolschewisten von rechts und links zu 
,begegnen.“ Über das, was dabei herauskam, urteilte 
Carl von Ossietzky: „eine verhetzte, wildgemachte 
Bürgerkriegstruppe“ und „einseitig gegen Links ge¬ 
drillt“ ( Carl von Ossietzky: Abdankung Herr Poli¬ 
zeipräsident! In: Die Weltbühne, Nr. 20,14. Mai 1929, 
S. 732/733). 

Deshalb gab es nach dem „Preußen-Schlag“ vom 
20. Juli 1932 in der preußischen Polizei auch nur 
minimale Veränderungen. 

Zurecht unterstreicht der Berliner Historiker Lau¬ 
renz Demps die Konsequenzen des am 25./26. No¬ 
vember 1932 abgehaltenen Planspiels der Reichs¬ 
wehrführung für die Tätigkeit des Polizeiapparats. 
Interessant sind vor allem zwei Schlussfolgerun¬ 
gen. Zum einen die Festlegung, Listen für Massen¬ 
verhaftungen im Falle eines Ausnahmezustandes 
aufzustellen. Auf Grund eben dieser vorbereite¬ 
ten Listen erfolgten die Massenverhaftungen in 
der Reichstagsbrandnacht. Zum anderen der Ent¬ 
schluss, Hilfspolizeiverbände zu formieren - rea¬ 
lisiert durch die entsprechende Anordnung Gö- 
rings (als kommissarischer preußischer Innenmi¬ 
nister) vom 22. Februar 1933. Mit Recht betont 
Demps, dass die Initiative dazu nicht von der SA, 
sondern vom Innenministerium ausging. Bezeich¬ 
nend für die führende Rolle des Staatsapparats bei 
dieser Maßnahme ist, dass dem Stabschef der SA, 
Rohm, der die Masse dieser Hilfspolizisten stell¬ 
te, von Görings rechter Hand, Dr. Ludwig Grau- 
ert - einem Vertrauensmann der Ruhr-Monopole, 
seit Mitte Februar Leiter der Polizeiabteilung, ab 
März Staatssekretär im preußischen Innenminis¬ 
terium - sogar der Aufruf übersandt wurde, den 
er aus diesem Anlass an die SA zu richten hatte. 
{Zit. nach: Laurenz Demps, Der Übergang der Ab¬ 
teilung 1 (Politische Polizei) des Berliner Polizeiprä¬ 
sidiums in das Geheime Staatspolizeiamt (1933/34), 
Diss. Humboldt-Universität Berlin) 

Besonderes Augenmerk wurde der Stärkung der 
Politischen Polizei zugewandt. Anfang Febru¬ 
ar 1933 wurde der Oberregierungsrat Dr. Rudolf 
Diels - zu Zeiten Severings in der Polizeiabtei¬ 
lung des preußischen Innenministeriums tätig - 
zum Leiter der Abteilung I des Berliner Polizei¬ 
präsidiums (d.h. der Zentrale der Politischen Po¬ 
lizei Preußens) ernannt. Am 26. April 1933 wurde 
diese Abteilung aus dem Berliner Polizeipräsidium 
herausgelöst und als „Geheimes Staatspolizeiamt“ 
(Gestapa) eine selbstständige, dem Innenminister 
Göring direkt unterstellte Landespolizeibehörde 
mit Diels als Chef. Das war die Geburt der Ge¬ 
stapo. 

Auch nach dem 30. Januar 1933 hielten sich die 
personellen Veränderungen in der Polizei in sehr 
engen Grenzen. Aus der preußischen Schutzpoli¬ 
zei, Landjägerei (Gendarmerie) und Gemeindepo¬ 
lizei wurden bis Ende 1933 insgesamt 1.294 Beamte 
(1,8 Prozent) entlassen oder in den Ruhestand ver¬ 
setzt, davon 257 in Offiziersrängen (8,2 Prozent), 
aus der Kriminalpolizei 103 Beamte (1,5 Prozent). 
Von dem dafür neueingestellten Personal kamen 


10 Prozent aus dem Stahlhelm, die übrigen aus Na¬ 
zi-Organisationen. 

Die Annahme des Ermächtigungsgesetzes, dem alle 
bürgerlichen Parteien am 23. März geschlossen zu¬ 
stimmten, zeigte, dass es außerhalb der Arbeiter¬ 
bewegung kaum Widerstand gegen den Ausbau 
der faschistischen Diktatur gab. Das am 7. April er¬ 
lassene Gesetz zur Wiederherstellung des Berufs¬ 
beamtentums diente in der Praxis am meisten der 
antisemitischen, rassistischen Diskriminierung und 
Ausgrenzung; ansonsten ging seine Wirkung quan¬ 


titativ nicht über die Veränderungen im Polizeiap¬ 
parat hinaus. Im Bereich des Auswärtigen Amtes 
tendierte es gegen Null. „Von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, führten die deutschen Diplomaten auch 
im Übergang von der Weimarer Republik zum Drit¬ 
ten Reich ihre Tätigkeit bruchlos fort.“ (Eckart Con- 
ze/Norbert Frei/Peter Hayes/Moshe Zimmermann: 
Das Amt und die Vergangenheit. Deutsche Diplo¬ 
maten im Dritten Reich und in der Bundesrepublik. 
München 2010, S. 13.) Auch ist festzustellen, „dass 
von einer Übernahme wichtiger Funktionen durch 
Außenseiter, die von der [Nazi-] Partei protegiert 
ins Amt kamen, nicht die Rede sein kann“ (Eben¬ 
da, S. 63). 

III. Wer herrschte 1933-1945 
in Deutschland? 

Die Regierung unter Hitler rechtfertigte von An¬ 
fang an die Erwartungen der sie unterstützenden 
Kreise des Großkapitals und des Militärs. Die kon¬ 
sequente, ja brachiale Realisierung von deren In¬ 
teressen unter Anwendung der effektivsten Me¬ 
thoden (diktatorische Administration, Terror und 
zielgerichtete, wirkungsvolle Demagogie) war der 
wesentliche Inhalt ihrer Politik. 

Wie sehr sich Hitlers wichtigste Förderer aus dem 
Großkapital der Bedeutung der (wesentlich durch 
ihre Bemühungen zustande gekommenen) neuen 
Regierung für die Durchsetzung ihrer Interessen 
bewusst waren, zeigte ein von Göring und Hjalmar 
Schacht organisiertes geheimes Treffen Hitlers 
und Görings am 20. Februar mit 25 Großindustri¬ 
ellen und Bankiers - unter ihnen der Vorsitzende 
des RDI, Gustav Krupp von Bohlen und Haibach, 
Albert Vogler (Vereinigte Stahlwerke), Georg von 
Schnitzier (IG Farben), Friedrich Flick und der 
Bankier Kurt von Schröder. Ein Ergebnis des Tref¬ 
fens war, dass die beteiligten Konzerne und Banken 
drei Millionen Mark für den Wahlfonds der Nazis 
spendeten. Am 30. Mai konstituierte sich unter dem 
Vorsitz Krupps ein vom RDI und von der Vereini¬ 
gung der deutschen Arbeitgeberverbände getrage¬ 
nes Kuratorium für eine (bis 1945 tätige) „Adolf- 
Hitler-Spende der deutschen Wirtschaft“. 

Hitler ließ nicht den geringsten Zweifel daran, dass 
er mit aller Konsequenz die Interessen des Großka¬ 
pitals wahrnehmen würde. In der Phraseologie zu¬ 
tiefst demagogisch, aber für jeden Kapitalisten völ¬ 
lig unmissverständlich betonte er in seiner Reichs¬ 
tagsrede zum Ermächtigungsgesetz am 23; März: 
„Grundsätzlich wird die Regierung die Wahrneh¬ 
mung der wirtschaftlichen Interessen des deutschen 
Volkes nicht über den Umweg einer staatlich zu 
organisierenden Wirtschaftsbürokratie betreiben, 
sondern durch stärkste Förderung der privaten In¬ 
itiative unter Anerkennung des Privateigentums.“ In 
diesem Sinne untersagte die Führung der Nazipar¬ 
tei bereits am 7. April allen faschistischen Organisa¬ 
tionen strikt jegliche Einmischung in die Wirtschaft. 
Am 15. Juli berief Hitler einen aus 17 Monopolka¬ 
pitalisten - unter ihnen Krupp, Carl Friedrich von 
Siemens, Fritz Thyssen, Albert Vogler, Carl Bosch 
(IG Farben) und Bankier von Schröder - bestehen¬ 
den „Generalrat der deutschen Wirtschaft“. 

Die Hitler-Regierung erfüllte einen Wunschtraum 
des Kapitals, indem sie schon im Mai 1933 die Ge¬ 
werkschaften zerschlug. Das „Gesetz zur Ordnung 
der nationalen Arbeit“ vom 20. Januar 1934 erklärte 


die Unternehmer zu „Betriebsführern“, denen die 
Arbeiter und Angestellten sich als „Gefolgschaft“ 
unterzuordnen hatten. Die staatliche Begünstigung 
des großen Kapitals übertraf dessen dreisteste For¬ 
derungen und kühnste Erwartungen. Die Löhne 
wurden auf dem Stand von 1932 eingefroren, dem 
ein „Weltrekord an Lohnkürzungen“ durch die 
Regierungen Brüning und Papen vorausgegangen 
war. Damit vollbrachte die Regierung Hitler den 
größten Lohnraub der deutschen Geschichte. Es ist 
eine dreiste Apologie dieser Politik im Interesse des 
Großkapitals, geradezu eine Verherrlichung des Na¬ 
ziregimes, wenn beispielsweise Götz Aly diese Re¬ 
alitäten unterschlägt und dafür lächerliche Almo¬ 
sen, wie die Senkung von Krankenschein- und Re¬ 
zeptgebühren nicht nur als soziale Verbesserungen, 
sondern obendrein als „sozialpolitische Geschenke“ 
ausgibt, obwohl sie nur ein schäbiger Bruchteil der 
den Werktätigen vorenthaltenen - faktisch gestoh¬ 
lenen - Löhne und Gehälter waren. ( G.Aly: Hitlers 
Aufstieg zur Macht) 

Vor allem profitierten die Wirtschaftsführer von 
der bald angekurbelten Wirtschaftskonjunktur, die 
vor allem eine Rüstungskonjunktur war. Der Anteil 
der Rüstungsausgaben am deutschen Nationalein¬ 
kommen stieg schon von 1933 bis 1937 von drei auf 
19 Prozent. Seit 1938 überstiegen die Rüstungsaus¬ 
gaben die Summe der volkswirtschaftlichen Brut¬ 
toinvestitionen. „Die Erweiterung der Produktions¬ 
grundlagen der deutschen Industrie im Krieg war 
beispiellos. Der Investitionsschub der Jahre 1937 bis 

1944 war einzigartig in der bisherigen deutschen 
Wirtschaftsgeschichte.“ (D. Eichholtz: Über den 
Klassencharakter des NS-Regimes, in: Marxistische 
Blätter, 5/2002, S. 76) „Deutschland stand am Ende 
des Krieges nachgewiesenermaßen mit einem stär¬ 
keren industriellen Potenzial da als vor dem Krieg. 
Der gewaltige Umfang der Investitionen in den 
Jahren 1939 bis 1944 hatte die Bomben- und an¬ 
deren Kriegsschäden bei weitem aufgewogen. Das 
nutzbare industrielle Anlagevermögen lag im Mai 

1945 um fast 20 Prozent höher (Zeitwert) als 1939.“ 
(Ebenda, S. 82) 

Gemäß dem „Gesetz zur Vorbereitung des or¬ 
ganischen Aufbaues der deutschen Wirtschaft“ 
(1934) wurden die Unternehmerverbände in Or¬ 
ganisationen umgewandelt, der alle Unternehmen 
des betreffenden Wirtschaftszweiges obligato¬ 
risch angehörten. (So wurde z.B. aus dem RDI die 
„Reichsgruppe Industrie“.) Ihre Leitungen hatten 
die Rechte und Vollmachten staatlicher Exekutiv¬ 
organe. Dieses System realisierte die Zusage Hit¬ 
lers. „dass die Wirtschaft sich selbst lenken sollte“. 
Die Führungspositionen in den Reichsgruppen und 
ihren Untergliederungen besetzten Vertreter der 
größten Konzerne und Banken, die dort rücksichts¬ 
los die Interessen ihrer Monopole gegenüber den 
anderen Unternehmern durchsetzten. Niemals vor 
1933 oder nach 1945 hat das Großkapital in solchem 
Umfange und so unmittelbar Staatsgewalt ausgeübt 
wie in der Nazizeit. 

Diese reale Politik der Nazis als führende Re¬ 
gierungspartei zeigt klar das Wesen des Nazifa¬ 
schismus als extremer Verfechter der Interessen 
der imperialistischen Bourgeoisie. Seine ideo¬ 
logischen und organisatorischen Elemente wur¬ 
den dieser gesellschaftlichen Funktion angepasst, 
ihr entsprechend zurechtgeschnitten. Was davon 
(einschließlich des jeweiligen Personals) sich als 
nunmehr überflüssig, ungeeignet oder gar stö¬ 
rend erwies, wurde beiseite geschoben (wie der 
Partei„theoretiker“ Gottfried Feder samt dem von 
ihm verfassten offiziellen Parteiprogramm, über das 
Goebbels sich schon 1931 lustig macht - selbst Hit¬ 
lers persönliche Verehrung für Feder konnte daran 
nichts ändern; oder der unter dem Einfluss Gregor 
Straßers aufgebaute wirtschaftspolitische Apparat) 
oder sogar eliminiert (wie SA-Chef Rohm und G. 
Straßer am 30. Juni 1934). Die Nazipartei und ihre 
Nebenorganisationen wurden zu Hilfsorganen für 
die Erfassung, Kontrolle und systematische Beein¬ 
flussung von Massen. 

Alle relevanten politischen und administrativen 
Entscheidungen fielen auf staatlicher Ebene - unter 
maßgeblichem Einfluss vom Großkapital dominier¬ 
ter Gremien und Institutionen, wie - abgesehen von 
den bereits erwähnten Reichsgruppen usw. - der 
Vierjahresplanbehörde, insbesondere der Reichs¬ 
stelle bzw. dem Reichsamt für Wirtschaftsausbau 
und dem Generalrat des Vierjahresplans. 

Als Regierungspartei, entsprechend seiner gesell¬ 
schaftlichen, seiner Klassenfunktion, erlangte der 
Nazifaschismus seine reife, endgültige Gestalt. 
Durch ihr ganzes Handeln als Regierungspartei 
führten die Nazifaschisten ihre mit „antikapita¬ 
listischen“ Phrasen gespickte pseudosozialistische 
Demagogie ad absurdum und bewiesen, dass sie 
die bürgerlichste Partei waren, die Deutschland je 
gesehen hat. 

(Fortsetzung und Schluss in der 
UZ vom 24. Januar) 



Hjalmar Schacht, von 1923 bis 1930 und 1933 bis 1939 Reichsbankpräsident und von 1934 bis 1937 
Reichswirtschaftsminister bei Hitler (1936) 
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M an kann nicht gerade behaup¬ 
ten, er wäre vom Glück ver¬ 
folgt. Die Wahrscheinlichkeit, 
inmitten der Weltmeere auf einen ver¬ 
lorengegangenen Container zu stoßen, 
dürfte wohl in Richtung Großer Lotto¬ 
gewinn gehen. Aber manche, so heißt 
es, sollen ja beim Lotto auch gewon¬ 
nen haben. 

„Our man“ (großartig, Robert Red¬ 
ford), mehr wissen wir nicht von seiner 
Identität, scheint einer jener „Glücks¬ 
pilze“ zu sein. Während er unter Deck 
schläft, rammt seine Segeljacht „Virgi¬ 
nia Jean“ den Container. Und schlägt 
leck. 

Zwar gelingt es ihm, das Loch mit Harz 
und Glasfasermatten einigermaßen ab¬ 
zudichten, aber das gesamte Elektro¬ 
nik-Equipment ist beim Wasserein¬ 
bruch abgesoffen. Es gelingt ihm weder 
sein Navigationssystem wieder flott zu 
machen, noch einen Notruf abzusetzen. 
Während er noch am Schadensmanage¬ 
ment bastelt, geht es aber auf See erst 
richtig los. 

Ein Sturm zieht auf. Einer von der üb¬ 
leren Sorte. Beim gescheiterten Ver¬ 
such ein Sturmsegel zu setzen, geht 
„our man“ sogar über Bord, kann sich 
aber dank seiner Sicherheitsleine ret¬ 
ten. Nach zweimaligem Durchkentern 
mit Mastbruch und Baum-Verlust ist 
dann aber endgültig Ende im Gelände. 
Der Flicken hat die Tortur auch nicht 
überlebt. Die „Virginia Jean“ läuft voll. 
Bleibt nur noch die Rettungsinsel. Und 
die Hoffnung, rechtzeitig, bevor die 
Vorräte zur Neige gehen, von einem 
vorbeikommenden Schiff aufgenom¬ 
men zu werden. 

Trotz dieser offenkundigen Malaise 
gibt es keinen der US-filmtypischen, 
Operettenhaften Aus- oder Zusammen¬ 
brüche. „Our man“ geht konzentriert, 
zielorientiert und effizient zu Werke. 
Trotzdem reduzieren sich seine Hand¬ 
lungsoptionen immer mehr. Am Ende 
treibt er hilflos auf dem riesigen Ozean 
als Spielball der Wellen. 

Es erfolgt eine Demontage des techni¬ 
schen Apparates gewissermaßen in um¬ 
gekehrter Entwicklungsrichtung. Was 
ihm Regisseur J. C. Chandor als erstes 
nimmt, ist sein IT-Equipment. Ohne 
diesen hochentwickelten Part ist „our 
man“ auf die Navigationsfähigkeiten 
des 18. Jahrhunderts, Seekarte, Kom¬ 
pass, Uhr und Sextant zurück gewor¬ 


Fußballspiele waren früher „härter und 
auch schmerzhafter“, bilanziert Sig- 
gi Held in seiner kürzlich im Gerhard 
Hess Verlag erschienenen Autobiogra¬ 
phie. Siggi Held harmonierte in den 
1960er Jahren ausgezeichnet mit seinem 
Sturmpartner Lothar Emmerich. Erst 
durch die Flanken des wieselflinken 
und sprintstarken Held konnte Emme¬ 
rich mit seiner linken Klebe zum Tor¬ 
schützenkönig und Knipser avancieren. 
Britische Zeitungen bezeichneten die 
beiden als „terrible twins“ als schreck¬ 
liche Zwillinge. Oft waren sie nur durch 
rüdes Dazwischengrätschen zu stoppen. 
Robustes Tackling und kleine Fouls 
wurden früher nicht so schnell abge¬ 
pfiffen. „Damals hatten die Abwehr¬ 
spieler ein oder zwei Versuche mehr“, 
meint Held. Anerkennend räumt er 
ein, der Fußball sei heute „athletischer 
und schneller“ geworden und habe sich 
„technisch enorm gesteigert“. 
Aufgewachsen in Unterfranken, 
scherzte Held in seiner Jugend noch 
selbstironisch: „Der große Duft der 
weiten Welt - Paris, New York, Markt¬ 
heidenfeld.“ Nicht ahnend, dass er den 
Wohlgeruch von Rasenschnitt, Trai¬ 
ningsschweiß und Duschgel später tat¬ 
sächlich in vielen Sportstätten inhalie¬ 
ren durfte. 

Wembley-Narbe 

Bereits nach vier Länderspielen er¬ 
spielte sich der 23-jährige Siggi Held 
das Vertrauen für seinen Einsatz im 


Der Verlust der Zuversicht 


„All is lost“ - Robert Redford in einem Uberlebens-Kammerspiel 



Der Untergang, als schöne Kunst betrachtet 


fen. Mit dem Untergang seiner Jacht 
werden auch diese Dinge nutzlos. Hilf¬ 
los treibend kann er allenfalls noch pas¬ 
siv seine Position bestimmen, sie aber 
nicht mehr aktiv verändern. 

Es sind jene Ausprägungen heutiger 
Produktions- und Lebensweise, die 
dem einsamen Segler zum Verhängnis 
werden. Ohne Container keine Inter¬ 
nationalisierung der Fertigungsketten. 
Ohne Elektronik hätte es den letzten 
großen Wirtschaftsboom kaum gege¬ 
ben. Und auch seine hochmoderne 
12-Meter-Jacht zeigt im Sturm deutli¬ 
che Schwächen. 

Das Rettungsfloß symbolisiert klassisch 
eine elementare, geradezu Heidegger- 
sche Geworfenheit. Unter der Ober¬ 
fläche umkreisen die Haie längst das 
schwankend-verwundbare Stück Plas¬ 
tik. „Our man“ verliert sukzessive seine 
robinsonhafte Zuversicht. Dieser konn¬ 
te sich auf seiner Insel mit der pedan¬ 
tischen Pingeligkeit des trefflichen bri¬ 
tischen Kleinbürgers einrichten. „Our 
man“ werden alle Optionen aus der 
Hand geschlagen. Langsam nähert er 
sich dem Fatalismus von Hemingways 
„altem Mann“, dem Fischer Santiago. 
Auch der sieht sich nach langem Kampf 
mit der ganzen entsetzlichen Sinnlosig¬ 


keit seiner Mühen konfrontiert. Haie 
fressen seinen großen Marlin auf, bis 
auf das Skelett. Chandor zitiert dieses 
Motiv beiläufig. Allerdings ist Santia¬ 
gos physisches Leben nie wirklich in 
Gefahr. Die Frage bleibt, ob das wirk¬ 
lich ein Glück ist. 

Ebenso verzweifelt hoffen die Schiff¬ 
brüchigen auf Gericaults „Floß der 
Medusa“ auf Rettung. Ob das ganz 
in der Ferne auftauchende Schiff sie 
sehen wird, wissen sie eben so wenig 
wie „our man“. Ihm bleibt die finste¬ 
re Erfahrung nicht erspart, dass ange¬ 
sichts der turmhohen Brücke moder¬ 
ner gigantischer Superfrachter, wie die 
des vorbeifahrenden Containerriesen 
Emma Maersk, das ameisenhafte In¬ 
dividuum unbedeutend unsichtbar 
bleibt. 

Während Robinson Crusoe als eine, 
von der bürgerlichen Wirtschaftswis¬ 
senschaft immer wieder gern aufge¬ 
wärmte, (klein-)bürgerliche Erfolgsge¬ 
schichte gelesen werden kann, ist bei 
Gericaults „Medusa“ die monumenta¬ 
le Anklage gegen die Bourbonen-Res- 
tauration unübersehbar. Sterbende und 
Leichen bedecken das Floß. Angesichts 
des riesig realistisch gemalten Horrors 
gerät die Hoffnung winzig klein. 


Um den Untergang dieser letzten Hoff¬ 
nung geht es bei Hemingway wie bei 
Chandor. Santiago wie „our man“ sind 
versierte Fachleute. Es ist nicht indi¬ 
viduelles Unvermögen, das sie in ihre 
verzweifelte Lage bringt. Es ist etwas 
Größeres als sie. Santiago unterliegt 
noch großartig-tragisch in einer Art 
letztem biologisch darwinistischem 
Kampf, während „our man“ im un¬ 
pathetischen Gestus eines lakonisch 
nüchternen Technikers aufgrund einer 
immer weiter zusammenbrechenden 
Technik verliert. Nur ein einziges Mal 
bricht ein eruptives „Fuck“ aus ihm he¬ 
raus. 

Die Biosphäre wird kaum mehr als 
stark oder gar bedrohlich, sondern eher 
schützenswert wahrgenommen. Chan- 
dors Haie müssen unter dem Rettungs¬ 
floß geduldig warten. Der kritische Fo¬ 
kus richtet sich auf die Technik selbst. 
Ihre vermeintliche Sicherheit und das 
von ihr ausgelöste Überlegenheitsge¬ 
fühl. Es ist aber nicht mehr die Herr¬ 
schaft über die aufgetürmten Zehntau¬ 
senden Tonnen Stahl der „Titanic“, die 
diese Gefühle auslösen, sondern die 
Verfügung über die „smarte“ Elekt¬ 
ronik und das überlegene High-Tech- 
Equipment, die Phantasien von Allwis¬ 


senheit und Omnipotenz vorgaukeln. 
Und deren Nichtvorhandensein schon 
von Grundschulkindern als deprimie¬ 
render Reduktionismus wahrgenom¬ 
men wird. 

Nachdem die letzen Signalraketen 
verschossen, die letzten Notrationen 
gegessen sind, entschließt sich „our 
man“, um dem langsamen Sterben zu 
entgehen, zu einem letzten dramati¬ 
schen Akt: Rettung oder Untergang. 
Ein letztes verzweifeltes Aufbäumen. 
Möglicherweise trifft Chandors nüch- 
tern-technizistisches Bild, an dessen 
Ende der dramatische Paukenschlag 
steht, die Lage aber nur begrenzt. Es 
bleibt, auch metaphorisch, trotz al¬ 
lem eine Oberschichtenperspektive. 
Auch sie, die Welt der sich für schön 
haltenden Reichen, droht zum Kolla- 
teralschaden des wieder entgrenzten 
Kapitalismus zu geraten. Dass auch 
Wohlstandsinseln in einem Meer vol¬ 
ler Haie nicht unverwundbar bleiben, 
erfuhr selbst die ewige Stadt am 4. Au¬ 
gust 410. Acht Jahrhunderte war Rom 
nicht mehr erobert worden. So lange 
wird man auf den nächsten Alarich 
wohl kaum warten müssen. 

Vor den Lampedusas dieser Welt dürf¬ 
te es weniger gesittet zugehen als auf 
der „Virginia Jean“. Diesem tausendfa¬ 
chen namenlosen Sterben scheint The¬ 
odore Gericault wohl deutlich näher 
gekommen sein. Der reale Vorgang ist 
gut dokumentiert. Von den 147 Men¬ 
schen, die 1810, nach der Havarie der 
„Medusa“, teils mit der blanken Waffe 
auf das zusammengeschusterte Floß 
gezwungen wurden, überlebten, nach 
zehn Tagen auf offener See, ganze 15. 
Nachdem die Offiziere auf den vorge¬ 
spannten Rettungsbooten die Verbin¬ 
dungstrossen zum Floß gekappt hatten, 
trieb es hilflos auf dem Ozean. Unter 
der zusammengewürfelten Besatzung 
machte sich Panik und Depression 
breit. Bereits in der ersten Nacht star¬ 
ben zwölf Männer. Am achten Tag wur¬ 
den 65 erschossen, die Toten ins Meer 
geworfen oder in Stücke geschnitten 
und gegessen. 

„Ein großer Teil von uns lehnte es ab, 
diese entsetzliche Nahrung zu berüh¬ 
ren. Aber schließlich gaben wir einem 
Bedürfnis nach das stärker war als jede 
Menschlichkeit“, so der überlebende 
Arzt Henri Savigny. 

Klaus Wagener 


Harte Gegenspieler - leckere Tütensuppen 

Dribbelkünstler und Globetrotter-Trainer Siggi Held hat seine Erinnerungen verfasst 


WM-Kader. Er durfte mit zur Fußball¬ 
weltmeisterschaft 1966 nach England. 
Dort kam er dann bei allen sechs Spie¬ 
len zum Einsatz. Noch heute nennt er 
das „Wembley Tor“ im Rückblick eine 
„schmerzliche Erinnerung“, die „wohl 
für immer“ bleibe. „Nichts ist je geheilt.“ 
In 422 Bundesligapartien stand der 
dribbelstarke Flankenkönig für Bo¬ 
russia Dortmund, Kickers Offenbach 
und Bayer Uerdingen auf dem Platz. 
Dabei erzielte er 72 Tore. Im Natio¬ 
naldress bestritt Held 41 Länderspiele 
und kickte den Ball fünfmal über die 
Torlinie. Als Trainer unterwies, übte 
und arbeitete er mit Teams in Gelsen¬ 
kirchen, Dresden, Leipzig, Istanbul, Ös¬ 
terreich, Malta, Island, Ägypten, Japan, 
und Thailand. 

In seinen Erinnerungen rekapituliert 
Held zahlreiche sportliche Stationen 
und Erlebnisse mit Spieler- und Trai¬ 
nerkollegen. 1961, als er noch in einem 
Steuerberaterbüro arbeitete, verdiente 
sich Held gemeinsam mit einem Arbeits¬ 
kollegen durch eine Wette 12 Flaschen 
Asbach und zehn Kästen Bier. Die bei¬ 
den liefen rund 56 Kilometer von Markt¬ 
heidenfeld nach Würzburg und zurück. 
Das Bier und der Asbach wurden dann 
tatsächlich uralt, denn beide Sportfreun¬ 
de tranken keinen Alkohol. 

Als heutiger Fanbeauftragter von Bo¬ 
russia Dortmund würdigt Held die 
Stadionbesucher. Jeder Verein brau¬ 
che seine Fans, „ohne sie wäre der 
Sportbetrieb nur eine künstliche An¬ 


gelegenheit.“ Für den Live-Charakter 
des Spiels ist der Fan, laut Held, „sogar 
wichtiger als der beste Superspieler.“ 

Trainer als Brotberuf 

Zu seiner Zeit sei es nicht so gewe¬ 
sen, dass man mit dem Ende der ak¬ 
tiven Spielerzeit finanziell ausgesorgt 
hatte. „Man musste schon noch eine 
Weile arbeiten“, erklärt Held. Deshalb 
sei der Trainerberuf für ihn kein Hob¬ 
by, sondern „harte Brotarbeit“ gewe¬ 
sen.“ Über lukrative Werbeangebote 
freue man sich als Sportler, meint Held. 
Mit anderen Nationalspielern hatte er 
Knorr-Tütensuppen beworben. Dabei 
musste er sich nicht verstellen, denn 
„die Suppe war lecker“. 

Held betrachtet und beurteilt einfluss¬ 
reiche Trainer: Helmut Schön war „ein 
äußerst feinfühliger Mensch sehr sen¬ 
sibel und meist gut und fröhlich ge¬ 
launt.“ Als Sepp Meier und Max Lo¬ 
renz während eines London-Besuches 
auf der Straße blödelten, bewies Schön, 
dass er auch jeden Spaß versteht. Otto 
Rehhagel habe national und interna¬ 
tional „enorm viel Erfahrung“. Dies 
zahlte sich aus, als er 2004 mit dem 
griechischen Nationalteam, einer „un¬ 
erfahrenen, rein-spielerisch eher mit¬ 
telmäßigen Mannschaft“ durch eine 
„hervorragende Kämpferleistung“ Eu¬ 
ropameister wurde. Bei Jürgen Klopp 
sei ein „herzerfrischendes Wirken“ zu 
erleben. Klopp sei ein „unbestrittener 
Sympathieträger“. 


Locker bei Niederlage 

Die Ernsthaftigkeit, wie in Deutsch¬ 
land mit dem Fußball nach einer Nie¬ 
derlage umgegangen wird, sei „in asia¬ 
tischen Ländern unbekannt“ berichtet 
Siggi Held über seine Ausländserfah¬ 
rungen. „Ich wunderte mich oft, wie lo¬ 
cker und lässig die Niederlage hinge¬ 
nommen wurde.“ Kritische Worte sei¬ 
en unüblich und „werden als grob und 
unziemlich angesehen.“ 

Der Journalist Horst Wörner hat dem 
Dribbelkünstler beim Abfassen seiner 
Lebenserinnerungen geholfen. Leider 
sind die 186 Seiten, auf denen sich 40 
kurze Kapitel aneinanderreihen, we¬ 
der chronologisch noch thematisch klar 
geordnet. Eine strukturiertere Gliede¬ 
rung hätte sicher zu einem nachhaltige¬ 
ren Leseerlebnis geführt. 

Unvermittelte Sprünge 

Siggi Heids Erinnerungen wechseln 
von grundsätzlichen Überlegungen zu 
den Aufgaben eines Trainers, zurück 
zur Jugendzeit in der fränkischen Pro¬ 
vinz; von der Weltmeisterschaft 1970 in 
Mexiko springen sie zum Ende seiner 
aktiven Laufbahn. Unmittelbar auf Er¬ 
lebnisse mit Otto Rehhagel, „der einen 
rustikalen schnörkellosen Fußballstil 
pflegte“, folgen Ausführungen zur Ver¬ 
bundenheit mit Ehefrau und Familie, 
die den Sportler auch bei internationa¬ 
len Einsätzen stets erdeten. 

Während einer Unterhaltung hüpft das 
gesprochene Wort gelegentlich zwi¬ 


schen vielen Erinnerungen hin und her. 
Das ist natürlich. Doch so sollte es nicht 
eins zu eins in Schriftform wiedergege¬ 
ben werden. Das Verlagslektorat hätte 
seine Aufgabe, einen systematischen 
Aufbau festzulegen, ernster nehmen 
sollen. Borussia Dortmund Fans und 
Fernsehzuschauer, die die Sportschau 
noch in schwarz-weiß kenngelernt ha¬ 
ben, werden dennoch ihren Lesespaß 
haben. Kai Böhne 

\ Siggi Held 

Horst Wörner 



Rund um den 
Ball 


Erinnerungen 


Ilm V w ’mi 


Siggi Held/Horst Wörner: Rund um den Ball. 
Erinnerungen, 186 Seiten, 17,95 Euro, Ger¬ 
hard Hess Verlag. 
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EU-Wahl 


unsere zeit m 


Zum EU-Wahlprogramm 

DKP Hamm-Hellweg 


W ir unterstützen ausdrück¬ 
lich die Entscheidung für 
die Kandidatur zu den Wah¬ 
len zum EU-Parlament und teilen die 
Grundausrichtung des Entwurfs, haben 
aber Kritik an Inhalt und Struktur (...). 
Wahlpolitik ist für Kommunistinnen 
ein abgeleitetes Politikfeld und ordnet 
sich ein in die ökonomische und klas¬ 
sengemäße Analyse der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Arbeiterklas¬ 
se, in die Klassenauseinandersetzungen 
und in die daraus zu entwickelnde Po¬ 
litik und Interessenvertretung. Folglich 
müssen grundsätzliche Aussagen zur 
EU im Rahmen eines Wahlprogramms 
aus einer Analyse der der Gründung 
und Entwicklung von EWG, EG und 
EU zum heutigen Machtblock zugrun¬ 
deliegenden ökonomischen und strate¬ 
gischen Interessen entwickelt werden. 
Diese hegt zwar in verschiedenen pro¬ 
grammatischen Dokumenten unserer 
Partei in den Grundzügen vor (wenn 
auch sicherlich nicht in Stein gemei¬ 
ßelt), sie ündet sich bis auf vier sehr 
globale Sätze (Zeilen 55-60) im vorlie¬ 
genden Entwurf aber nicht wieder. Die 
u.E. noch heute richtungweisende Ori¬ 
entierung von Lenin, die „vereinigten 
Staaten von Europa“ seien unter kapi¬ 
talistischen Bedingungen entweder un¬ 
möglich oder reaktionär, spiegelt sich 
im Text nicht wider. Der Entwurf ent¬ 
hält auf der Erscheinungsebene viele 
zutreffende Aussagen zur EU, er ver¬ 
zichtet aber darauf, ihre Entstehungs¬ 
geschichte nachzuzeichnen und ihren 
Klassenauftrag deutlich zu machen. 
Eine solche kurze und prägnante Ein¬ 
schätzung ist u.E. unverzichtbar, zumal 
auch viele fortschrittliche Menschen - 
bis in unsere eigenen Reihen hinein - 
Illusionen über Ziel und Auftrag der 
EU haben. 

In den Zeilen 22-44 wird das hässliche 
Gesicht der EU den Hoffnungen vieler 
wohlmeinender Menschen gegenüber¬ 


gestellt. Leider wird nicht deutlich, dass 
sich der Machtblock namens EU ei¬ 
gentlich nur zur Kenntlichkeit entstellt 
zeigt. Es fehlt eine Rückbesinnung auf 
den Daseinszweck der EU, nämlich auf 
(zunächst) westeuropäischer Ebene der 
grenzüberschreitenden Vergesellschaf¬ 
tung der Produktion entsprechende 
ökonomische und politische Hebel zur 
Proütmaximierung der Großkonzer¬ 
ne und Finanzinstitutionen zu entwi¬ 
ckeln, dem zur Zeit der Gründung des 
westeuropäischen Wirtschaftsblocks 
noch aufstrebenden sozialistischen La¬ 
ger einen Widerpart entgegenzustellen 
und teils in enger Kooperation, teils in 
Konkurrenz zu USA und NATO einen 
dritten Machtblock zu schaffen, mittels 
dessen die Machtinteressen vor allem 
des (west-)deutschen und des franzö¬ 
sischen Imperialismus perspektivisch 
auf Augenhöhe mit den USA vertreten 
werden können. (...) 

In Zeile 336 heißt es: „Die imperialis¬ 
tische ,Festung EU 4 muss geschwächt 
und historisch,entsorgt 4 werden. 44 „His¬ 
torisch entsorgen 44 heißt auf den Müll¬ 
haufen der Geschichte werfen. Klingt 
schön radikal, aber verstehen das die 
Menschen auch? Wenn sich aus dem 
bisher Gesagten ergibt, dass die EU ein 
imperialistischer Block ist, nie einen an¬ 
deren Charakter hatte und dass (außer 
vielleicht ein paar Vorteilen wie Reise¬ 
erleichterungen und dem Wegfall des 
Geldumtausches) die arbeitenden Men¬ 
schen in EU- und Nicht-EU-Ländern 
von ihr nichts Gutes zu erwarten haben, 
dann (und nur dann) können wir auf 
Akzeptanz für die Orientierung hoffen, 
die EU in jeder Hinsicht zu schwächen 
und zu überwinden. Und weil die Ent¬ 
wicklung des imperialistischen Blocks 
namens EU objektive Grundlagen in 
der Produktivkraftentwicklung und im 
erreichten Grad der grenzüberschrei¬ 
tenden Vergesellschaftung der Produk¬ 
tion hat, reicht in der Tat ein Zurück zu 


den Nationalstaaten als mittelfristige 
Vision nicht aus. Deshalb ist es richtig, 
positive Vorstellungen von einem Eu¬ 
ropa zu entwickeln, das die EU eines 
Tages ablösen soll. Dieses Europa wird 
letztlich sozialistisch sein müssen (weil 
es ja, wie wir von Lenin wissen, sonst 
unmöglich oder reaktionär ist). „Eine 
soziale, ökologische und demokratische 
Umgestaltung in Europa setzt einen re¬ 
volutionären Bruch mit den kapitalisti¬ 
schen Fundamenten der EU und einen 
Bruch mit den bisherigen Machtstruk¬ 
turen des Groß- und Finanzkapitals 
und seiner Machtapparate voraus. 44 
{Zeilen 342-345 ) Aber es kann ja nicht 
darum gehen, nur mit den „bisherigen 
Machtstrukturen 44 der Herrschenden 
zu brechen und sie ggf. zu veranlassen, 
sich neue zuzulegen ... Der zweite Teil 
des Satzes ist auch sprachlich sehr un¬ 
glücklich: „... Bruch mit den bisheri¬ 
gen Machtstrukturen 44 des Kapitals und 
seinen Machtapparaten (was dasselbe 
wäre)? Oder Bruch mit den Macht¬ 
strukturen der Machtapparate (was 
ziemlicher Unsinn wäre)? (...) 

Die beiden Absätze nach dem Forde¬ 
rungskatalog {Zeilen 383-389 ) sollten 
sprachlich entstaubt werden, etwa so: 
„Ein den materiellen, sozialen, ökolo¬ 
gischen und demokratischen Interessen 
der arbeitenden Menschen verpflichte¬ 
tes Europa ist mit dem Kapitalismus 
letztlich nicht vereinbar. Es kann daher 
nur sozialistisch sein. Ein solches Euro¬ 
pa wird uns nicht in den Schoß fallen. 
Die Arbeiterbewegung und andere de¬ 
mokratische Volksbewegungen werden 
es im nationalen Rahmen und in inter¬ 
nationaler Solidarität gegen die Inter¬ 
essen der Monopole erkämpfen müs¬ 
sen. Der Kampf um ein soziales, öko¬ 
logisches und demokratisches Europa 
ordnet sich ein in den antimonopolis¬ 
tischen Kampf und kann der Arbeiter¬ 
klasse helfen, den Weg zum Sozialismus 
zu öffnen. 44 


DKP Wohngebietsgruppe Stuttgart Bad Cannstatt 


1. Wir finden es richtig und notwendig, 
dass wir als DKP zur EU-Wahl 2014 
kandidieren. 

2. Wir finden die Stoßrichtung des vom 
PV vorgelegten Entwurfs zum Wahl¬ 
programm richtig. 

3. Unserer Meinung nach sollte bei den 
Ausführungen „NEIN zu dieser EU 
... 44 deutlich gekürzt werden (Wieder¬ 
holungen und zu ausführliche Erläute¬ 
rungen). 

4. Wir sind der Meinung, dass unter der 
Überschrift „Unsere Antworten - un¬ 
sere Ziele 44 einige mobilisierungsfähi¬ 
ge Reformforderungen aufgenommen 
werden sollen (z.B. EU-weiter gesetz¬ 
licher Mindestlohn, Verbot von prekä¬ 
ren Arbeitsverhältnissen ..., jugendpo¬ 
litische Forderungen u.a. Rücknahme 
der „Bologna-Reform 44 , demokratische 
Forderungen u.a. Verbot von Nazi- bzw. 
faschistischen Organisationen und so¬ 


fortiger Stopp der Massen-Überwa- 
chung, Stopp der Privatisierungen ... 
Stopp des Sozialkahlschlags der „Troi¬ 
ka 44 und stattdessen Schuldenschnitt so¬ 
wie Heranziehung von privaten Banken 
und Gläubigem, Rückzug aller Truppen 
aus Auslandseinsätzen, Auflösung der 
Militärstrukturen und Stopp der Waf¬ 
fenexporte ...) Dabei ist auf die strate¬ 
gische Notwendigkeit hinzuweisen, in 
der Entfaltung mobilisierungsfähiger 
Tagesförderungen (Reformkämpfe) die 
Kräfte zu entwickeln und zu sammeln, 
um an die grundsätzliche Veränderung 
der Macht- und Eigentumsverhältnisse 
heranzuführen. 

Ein anderes Europa, ein wirklich so¬ 
ziales, demokratisches, friedliches und 
ökologisches Europa der Völker, das 
auch mit den Menschen anderer Kon¬ 
tinente solidarisch ist, wird nur durch 
den Bruch mit diesen zu erhalten sein. 


5. Die Differenzierung, dass einerseits 
in der EU Reformen erkämpft werden 
müssen, dass aber andererseits unter 
EU ein sich formierendes Staatsgebil¬ 
de zu verstehen ist, muss deutlicher he¬ 
rausgearbeitet werden. Dieses Staatsge¬ 
bilde kann in seinem Klassencharakter 
selbst durch eine Summe erfolgreicher 
Reformkämpfe nicht verändert werden. 
In diesem Sinne ist die EU nicht refor¬ 
mierbar, - als imperialistisches Staats¬ 
gebilde kann sie nur revolutionär über¬ 
wunden werden. 

6. Punkt 122 ist wie folgt umzuformu¬ 
lieren: 

„Für ein Europa, in dem die Zukunfts¬ 
interessen der Jugend durchgesetzt wer¬ 
den: Bildungs- und Arbeitsplatzsicher¬ 
heit als Grundlage einer humanen Le¬ 
bensperspektive. 44 (Alte Formulierung 
könnte als Variante von „Mensch geht 
vor Profit 44 missverstanden werden.) 


Reformierbarkeit des 
Kapitalismus? 

Von Udo Paulus 


V erstehe ich das beim Genossen 
Polikeit richtig, der Kapitalis¬ 
mus ist durch die Arbeiterbewe¬ 
gung und die anderen antimonopolisti¬ 
schen Kräfte im Interesse der abhängig 
Beschäftigten, der Arbeitslosen, der 
lernenden Jugend, der einfachen Bau¬ 
ern, der armen Rentner/innen wirklich 
reformierbar? Durch uns!!! 

Meines Wissens sah das u.a. Rosa Lu¬ 
xemburg völlig anders: Reformpro¬ 
gramme sind für uns das Mittel, um an 
den Zweck, den Umsturz des Systems 
heranzuführen. Ihre Propagierung läuft 
auf die Verschiebung des Kräfteverhält¬ 
nisses hinaus, das bei günstigerer Situ¬ 
ation als heute das Kapital dazu zwingt 
Zugeständnisse zu machen, ggf. sogar 
„großzügig Geschenke zu verteilen 44 . 
Die Reformorientierung ist klassen¬ 
mäßig stets mit der Orientierung auf 


das Umsturzziel verbunden. Nicht die 
Arbeiterbewegung macht die Refor¬ 
men, sondern sie zwingt bei massen¬ 
weiser Mobilisierung im Betrieb, auf 
der Straße - auch in den Parlamen¬ 
ten - die Bourgeoisie dazu, gegen ihre 
ureigenen Interessen Forderungen der 
Arbeiterbewegung nachzugeben. Das 
war 1918 so, ebenso 1945. 

Das Gegenteil haben wir mit der Kon¬ 
terrevolution 1989 erlebt. Also die bei¬ 
den Dinge, Reform und Revolution, 
auseinanderzudividieren (...) führt 
uns geradewegs ins Illusionsspektrum 
der Sozialdemokratie. Das berührt 
keineswegs die positive Kritik, in un¬ 
seren Wahlprogrammen detaillierte 
Reformvorstellungen zu platzieren 
und an die Bündnisfrage konkret an¬ 
timonopolistisch heranzugehen. Wie 
formulierte Robert Steigerwald tref¬ 


fend: Der Kampf um Reformen habe 
immer (mindestens) zwei Seiten. „Die¬ 
selbe (!) Reform, eingefügt in ein re¬ 
formistisches Konzept, ist eine ganz 
andere als die in einer revolutionären 
Strategie. 44 

Dass wir konkrete Reformprogram¬ 
me brauchen, dass es um die Verän¬ 
derung des Kräfteverhältnisses geht, 
selbst beim kleinsten Reformzuge¬ 
ständnis des Monopolkapitals, und 
dass es um breite antimonopolistische 
Allianzen geht, wer soll das bestreiten: 
die derzeitige Parteiführung doch mit¬ 
nichten. Aber für Kommunistenlnnen 
bitte schön stets eingebettet in die re¬ 
volutionäre Strategie. Deshalb halte 
ich die eigenständige Kandidatur zur 
EU-Wahl 2014 für richtig und hoffe, 
dass wir in diesen Monaten noch ein 
sehr konkretes Wahlprogramm - dazu 
hat der Genosse Polikeit einige wich¬ 
tige Hinweise gegeben - „zusammen¬ 
basteln 44 werden und die Wahlkampf¬ 
zeit in unserem derzeit bescheidenen 
Umfang im Rahmen dieser Strategie 
nutzen können. 


DKP-Kandidatinnen und -kandidaten 

für die Wahlen zum Europäischen Parlament 

Dieter Vogel-Armbruster: 
Ich kandidiere, weil... 





... kommunalpolitische Angelegen¬ 
heiten mittlerweile nicht nur auf Lan¬ 
des- oder Bundesebene vordiktiert 
werden, sondern die Weichenstel¬ 
lung bereits in Straßburg und Brüs¬ 
sel erfolgt. 

Die Mandatsträgerinnen in den 
Kommunalparlamenten können nur 
noch den Finger in die Wunden legen 
und versuchen, die zur Verfügung ste¬ 
henden Haushaltsmittel sinnvoll zu 
verwenden. Das Ausbluten der Kom¬ 
munen könnte durch die „Troika 44 ge¬ 
stoppt werden, wenn sie denn wollte! 
Europa muss wieder zu einem Kon¬ 
strukt tatsächlich selbstverwalteter 
Gebietskörperschaften werden - mit 
kurzen Dienstwegen und Bürgerin¬ 
nen nahen Verwaltungen. Bei der 
Vergabe von Fördermitteln an struk¬ 
turschwache Regionen müssen zu¬ 
vörderst Kultur- und Bildungsstätten 
entsprechend den Bedürfnissen der 
dort lebenden Menschen berücksich¬ 
tigt werden. Prunkbauten und andere 
Prestige-Objekte sollen jene aus eige¬ 
ner Tasche bezahlen, die diese unbe¬ 
dingt brauchen. 


Auf meinen Reisen in „junge 44 EU- 
Länder besonders in Osteuropa be¬ 
obachte ich vielerorts, wie groß die 
Schere zwischen Arm und Reich 
klafft. Zerfallende Wohnhäuser der 
„unteren 44 Bevölkerungsschichten 
stehen neben Glas- und Betonpa¬ 
lästen großer Banken und Konzer¬ 
ne, während einheimische Produkte 
nahezu vom Markt gedrängt werden. 
Führende, vor allem deutsche Mar¬ 
ken und Handelsketten vernichten 
damit nicht nur Arbeitsplätze in den 
betroffenen Ländern, sondern provo¬ 
zieren Abwanderung, Entvölkerung 
und Armut. Ein ähnliches Bild, wie 
es sich uns Anfang der 1990er Jah¬ 
re in dem „blühenden Landschaf¬ 
ten 44 der „neuen Bundesländer 44 bot, 
findet sich heute z.B. in weiten Tei¬ 
len Tschechiens, der Slowakei und 
Polens. Löwenzahn, Klatschmohn, 
Schafgarbe und andere Wildgewäch¬ 
se blühen auf planierten Industrie¬ 
brachen, wo die einheimische Bevöl¬ 
kerung einst ihren Lebensunterhalt 
verdiente. Statt vor den Lebensmit¬ 
telläden bilden sich die Schlangen 
heute vor den Sozialämtern. 

Darum sage ich „JA 4 zum Europa der 
Solidarität und des Widerstands ge¬ 
gen die EU und „NEIN 44 zum Euro¬ 
pa der Banken und Konzerne! Der 
Kampf um ein neues, solidarisches 
Europa wird nur gemeinsam mit Ver¬ 
bündeten anderer europäischer Län¬ 
der geführt werden können. Nicht 
nur inner- sondern vor allem außer¬ 
halb der Parlamente. 

Wir brauchen keine „Vereinigten 
Staaten von Europa 44 sondern eine 
„Union der europäischen Republi¬ 
ken 44 ! 

Hoch die Internationale Solidarität! 


Zum Entwurf des 
Wahlprogramms 

Dietmar Breme für den DKP-Kreis Gelsenkirchen 


D ie (...) Mitgliederversammlung 
am 7.1.2014 der DKP Kreisor¬ 
ganisation Gelsenkirchen hatte 
als Schwerpunkt der Tagesordnung die 
Diskussion des Entwurfs unseres Wahl¬ 
programms zur Europawahl 2014. 

Das Positive vorweg, der uns vorliegen¬ 
de Entwurf wurde einmütig diskutiert. 
Die Zustimmung also ohne Gegen¬ 
stimmung oder Enthaltung. Das heißt 
11 Genossinnen und Genossen haben 
konstruktiv und kritisch das vorliegen¬ 
de Programm diskutiert. (...). 

Aber wenn wir kritisch und konstruktiv 
diskutieren, dann heißt das auch, dass 
wir den ein oder anderen Vorschlag 
entwickelt haben, dieses möchten wir 
nachfolgend darstellen. 

Zum einen geben wir zu bedenken, 
dass wir an der ein oder anderen Stelle 
so zu formulieren haben, dass auch der, 
der die Parteihochschule nicht besucht 
hat, unser Wahlprogramm versteht. 
Imperialismus, zyklische Überproduk¬ 
tionskrise, chronische Überakkumula¬ 
tionskrise, Akkumulationsprozess des 
Kapitals, um nur einige Begriffe zu nen¬ 
nen, die es dem interessierten Leser un¬ 
seres Programms nicht leicht machen 
werden. - Hier sehen wir Handlungs¬ 
bedarf. 

Ein Punkt, der leider schon in unse¬ 
rem Parteiprogramm zu kurz kommt, 
sind die Medien und Massenmedien, 
also Print- und Onlinemedien. Welche 
Rolle spielen diese in der EU bzw. in 
unserem Land. Gerade von Deutsch¬ 
land aus entwickeln die Enkel Hugen- 
bergs beängstigende Aktivitäten (...). 
Es gibt kaum ein Land in Europa, wo 
diese nicht die nationalen Medien zer¬ 
schlagen haben, um im Sinne deutscher 
Kapitalinteressen zu agieren, also for¬ 
dern wir eine Entflechtung dieser Me¬ 
dienriesen, ihre Kontrolle und in der 


fernen Zukunft, die Überführung in 
Volkes Hand. 

Ein weiterer Punkt, der uns bewegt, ist 
die Tatsache, dass immer mehr Men¬ 
schen in Europa kein Dach über dem 
Kopf haben, dass diese Menschen auf 
der Straße leben müssen. Also bezahl¬ 
bare Mieten, sofortige gesetzliche Re¬ 
gelung was Mietkosten und Mietne¬ 
benkosten betrifft, Spekulationen mit 
Wohnraum gesetzlich verbieten und 
unter Strafe stellen. 

Wie steht es mit dem Recht auf Bildung 
und Ausbildung in Europa (...) Gleiche 
Chancen für alle. Keine Bildungsprivi¬ 
legien, keine Eliteschulen. 

Zuletzt geben wir zu bedenken, dass 
8 Mal „Nein 44 zu diesem Europa miss¬ 
verstanden werden könnte, mit „raus 
aus Europa 44 . Das sollte entschärft 
werden. Die EU im Sinne der Arbei¬ 
ter und Angestellten, im Sinne der so¬ 
zialen Gerechtigkeit und des Friedens, 
das ist das, wovon alle Menschen ge¬ 
träumt haben. Dass dazu letztendlich 
der endgültige Bruch mit dem kapita¬ 
listischen System her muss, das wissen 
wir, dass dazu grenzübergreifend Soli¬ 
darität und Klassenbewusstsein entwi¬ 
ckelt werden muss, im Sinne: „Proleta¬ 
rier aller Länder vereinigt Euch 44 das 
wird und muss das Ziel unserer Arbeit 
bleiben. 

Dieses sind im wesentlichen unsere 
Veränderungswünsche. 
Organisatorisch geben wir zu beden¬ 
ken, dass es einige Veranstaltungen 
und Tage gibt, an denen wir für unsere 
Positionen sehr gut werben könnten. 
(z.B. 8. März./Internationaler Frauen¬ 
tag, 1. Mai, 8. Mai, Ostermarsch, UZ- 
Pressefest. 

Macht ihr zentrale, leicht verständli¬ 
che Flugblätter, dann machen wir auch 
mehr als einen Info-Stand. 
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Linke Opposition kandidiert auch in Hof 

Mehr Rot bei den bayerischen Kommunalwahlen am 16. März 2014 



IN DIESEM GEBÄUDE BEFANDEN SICH 
BIS ZUR ZERSCHLAGUNG DER 
GEWERKSCHAFTEN DURCH DIE NAZIS 
AM 2. Mai 1933 

DIE BÜROS DER TEXTIL - UND DER 

BAUARBEITERGEWERKSCHAFT. 


WIR GEDENKEN 

DER AN DIESEM TAG VERHAFTETEN 


HEINRICH HEID 

VERSTORBEN IM JUNI 1933 IM GEFÄNGNIS 
NÜRNBERG 


CHRISTOPH FRAAS 
VERSCHLEPPT INS KZ DACHAU 


KONRAD OPITZ, ARTUHR MÄHR, 
ADOLF WEIß, MAX DRECHSEL 
UND ANDERE IN ' SCHUTZHAFT' GENOMMENER. 
SIE STEHEN FÜR ALLE VERFOLGTEN FRAUEN UND 
MÄNNER AUS DER GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG 
IN HOF. 

IHR EINTRETEN FÜR FREIHEIT, DEMOKRATIE 
UND SOZIALE GERECHTIGKEIT IST UNS 
BLEIBENDE VERPFLICHTUNG . 


"HS“- BEZ,Ä band 

OBERFRANKEN 


Der DKP-Kandidat Randolph Oechslein zusammen mit Elfriede Macht, der Witwe des früheren KPD-Stadtrats Rudi Macht, anlässlich der Enthüllung einer Gedenktafel für verfolgte und ermordete Gewerk¬ 
schaftsmitglieder im oberfränkischen Hof am 9. November 2013. 


B islang war konsequente Oppositi¬ 
on im Stadtrat der Saalestadt eher 
ein Ein-Mann-Unternehmen. 
Thomas Etzel, der parteilose Stadt¬ 
rat auf der Liste der Partei „Die Lin¬ 
ke“ stand mehr als einmal auf verlore¬ 
nem Posten mit seinen Anträgen. Meist 
zielten diese auf soziale Verbesserun¬ 
gen bzw. Schadensbegrenzung wie zum 
Beispiel auf Einführung eines „Sozial¬ 
passes“ Dieser wurde bekanntlich mitt¬ 
lerweile in einer Reihe von Städten er¬ 
kämpft, z.B. auch in Nürnberg. 
Immerhin gelang es dem früheren Ge¬ 
werkschaftsjuristen, mit Hilfe einer sehr 
hartnäckigen demokratischen Öffent¬ 
lichkeit, wichtige antifaschistische For¬ 
derungen durchzusetzen. So brachte er 
im Stadtrat Forderungen nach einem 
Verbot des Nazi-Aufmarsches 2012 ein 
und nach Umbenennungen diverser 


Lokalitäten, die immer noch Nazigrö¬ 
ßen gewidmet waren. So wurde im ver¬ 
gangenen Sommer endlich der größte 
Bundeswehrstandort in Oberfranken, 
der mehr als 20 Jahre den Namen des 
aus Hof stammenden faschistischen 
Wehrmachtsgenerals Hüttner trug, 
umgetauft - originellerweise in „Ober¬ 
franken-Kaserne“ (vgl. auch UZ vom 
20. Dezember). 

Nun soll Thomas Etzel parlamentari¬ 
sche Verstärkung bekommen. Im De¬ 
zember hat die Partei „Die Linke“ vier¬ 
zehn Kandidatinnen und Kandidaten 
für die Kommunalwahl der Öffentlich¬ 
keit präsentiert. 

Auf der Liste findet sich eine interes¬ 
sante Mischung engagierter Persönlich¬ 
keiten aus verschiedenen sozialen Be¬ 
reichen: Arbeiterin, Ingenieurin, Leh¬ 
rerin, Arbeitslose, Krankenpflegerin, 


Grafiker etc. Nicht wenige von ihnen 
sind parteilos wie der Spitzenkandidat 
selbst. 

Einer der bekanntesten Namen dürf¬ 
te der des Kommunisten Randolph 
Oechslein sein (siehe Bild); mit Eva 
Petermann ist ein weiteres Mitglied 
der DKP auf der Liste vertreten. Et¬ 
was älteren Hofern ist der IG-Metaller 
Oechslein noch als einstiger Oberbür¬ 
germeister-Kandidat bestens in Erin¬ 
nerung. 

Die Linksliste wird es am 16. März 
nicht leicht haben, ihre Sitzzahl zu hal¬ 
ten oder gar zu vergrößern. Zum einen 
verringert sich die Zahl der Sitze im 
Stadtrat von 44 auf 40. Zum anderen 
werden diesmal die „Piraten“ oder auch 
die zur Landtagswahl neu gegründete 
„Frankenpartei“ ebenfalls um Protest¬ 
stimmen werben. Erst einmal jedoch 


müssen sie es schaffen, die erforderli¬ 
chen Unterstützungsstimmen zusam¬ 
menzubekommen. Dazu müssen gemäß 
bayrischem Gesetz alle Bereitwilligen 
zur Unterschriftenabgabe persönlich 
im Rathaus antanzen. Was deren Be¬ 
reitschaft in aller Regel nicht erhöht, 
wie sich denken lässt. 

Wenigstens dieses Problem hat „Die 
Linke“ in der nördlichsten und ärmsten 
Stadt Bayerns nicht. Eher tut sie sich 
etwas schwer damit, in den Wahlkampf 
einzusteigen. 

Für die DKP in Hof ist klar: Die Kom¬ 
munisten unterstützen den Wahlkampf 
der Linkspartei als einziger Oppositi¬ 
onspartei im Stadtrat und versuchen, ih¬ 
ren Beitrag zu einem aktionsorientier¬ 
ten, lebendigen Wahlkampf zu leisten, 
der die Missstände beim Namen nennt. 
Dabei geht es u.a. um die Verplempe¬ 


rung von einer halben Million an Steu¬ 
ergeldern für Hofs Flughafen in Pirk, 
von dem einzig und allein eine Hand¬ 
voll regionaler Unternehmen profitiert. 
Und das in einer Stadt, die notorisch 
insolvent ist und gerade kürzlich eine 
Reihe von Gebührenerhöhungen vor¬ 
genommen hat. Hier klare Vorschläge 
einzubringen, wo das Geld herkommen 
soll, darin sieht besonders die DKP ihre 
Aufgabe. 

Keine Frage, dass reale, dauerhafte Ver¬ 
änderungen wie diese nicht allein durch 
noch so ausgefuchste Anträge im Rat¬ 
haus durchzusetzen sind. Auch in Hof 
wird das nur durch Aktionen eines brei¬ 
ten außerparlamentarischen Bündnis¬ 
ses zu erzwingen sein. 

Hof braucht mehr Rot - im Rathaus 
und auf der Straße! 

Eva Petermann 


Ein radikal neuer Weg 

Beitrag zu mehr Transparenz und Bürgerbeteiligung 



Hendrijk Guzzoni (DKP) ist seit vielen 
Jahren Stadtrat der Linken Liste - 
Solidarische Stadt in Freiburg. 


E inen radikal neuen Weg hat die 
Linke Liste-Solidarische Stadt 
in Freiburg zur Aufstellung ihrer 
Kommunalwahlliste für die Gemein¬ 
deratswahlen am 25. Mai 2014 einge¬ 
schlagen. Die Hälfte der Kommunal¬ 
wahlliste, also 24 Plätze konnte über 
„Vorwahlen“ in einzelnen Stadtbe¬ 
zirken nominiert werden. Diese Vor¬ 
wahl-Versammlungen waren offen für 
jedermann und jedefrau, einzige Vor¬ 
aussetzung war, sich „grundsätzlich zu 
den politischen Zielen der Linken Liste 
positiv zu stellen“ Ansonsten gab es kei¬ 
nerlei Beschränkungen bezüglich Alter, 
Nationalität o.ä. Eine, Mitgliedschaft im 
Personenbündnis Linke Liste-Solidari¬ 
sche Stadt war nicht erforderlich. 

In zwölf Versammlungen, zehn regio¬ 
nal und je eine für die Universität und 
eine für „Jugend, Schule und Ausbil¬ 
dung“, konnten Interessierte über die 
politische Arbeit der Linken Liste, über 
Probleme ihres Stadtteils und über die 
Aufstellung der Kommunalwahlliste 


diskutieren und eben je Versammlung 
zwei Kandidatinnen für die Kommunal¬ 
wahlliste 2014 nominieren. Und sich für 
die Aufstellung selbst zur Wahl stellen 
(hier galt notgedrungen das Kommunal¬ 
wahlrecht: also eine Begrenzung auf ein 
Mindestalter von 18 und die deutsche 
oder EU-Staatsangehörigkeit). Zum 
ersten Mal überhaupt wurde damit in 
einer Stadt in der BRD eine (halbe) 
Kommunalwahlliste über offene Vor¬ 
wahlen besetzt. 

Die Linke Liste wird ihre Kommunal¬ 
wahlliste am 24. Januar 2014 wählen, 
hat aber die politische Zusage gegeben, 
dass die in den zwölf Stadtbezirken no¬ 
minierten Kandidaten und Kandidatin¬ 
nen auf dieser Liste erscheinen werden. 
„Wir möchten mit diesem Angebot ei¬ 
nen Beitrag zu mehr Transparenz und 
Bürgerbeteiligung, zu einer Stärkung 
direkter Demokratie und aktiver Parti¬ 
zipation machen“, so Hendrijk Guzzoni, 
Stadtrat der Linken Liste und Initiator 
dieser Idee gegenüber der Badischen 
Zeitung. 

Nach Durchführung aller zwölf Vor¬ 
wahl-Versammlungen zieht die Linke 
Liste-Solidarische Stadt ein positives 
Fazit: Zwar war die Beteiligung an den 
Versammlungen nicht den Erwartun¬ 
gen entsprechend, doch die Resonanz 
nicht nur der Teilnehmerinnen, sondern 
auch in der politischen Öffentlichkeit 
war durchweg ausgesprochen positiv. 
Dieser neue Weg hat sicher zu einem 
Imagegewinn der Linken Liste beige¬ 
tragen. Zudem konnten einige Kandi¬ 
datinnen gewonnen werden, die ohne 


die Vorwahl-Versammlungen nicht auf 
der Kommunalwahlliste kandidiert hät¬ 
ten. Ausgesprochen intensiv und viel¬ 
fältig waren die inhaltlichen Debatten 
auf den einzelnen Versammlungen, die 
auch den Blick für zahlreiche Probleme 
in den einzelnen Stadtteilen geschärft 
haben. Besonders positiv bewertet die 
Linke Liste-Solidarische Stadt, dass 
unter den Teilnehmerinnen ein großes 
Interesse an einem weiteren Austausch 
auf Stadtteilebene vorhanden war und 
auch an einer aktiven Mitarbeit im kom¬ 
menden Wahlkampf. 

„Wir gehen nach unseren Vorwahlen 
gestärkt in die Kommunalwahlen, per¬ 
sonell, inhaltlich und auf Stadtteilebene 
auch organisatorisch. Das Experiment, 
einen radikal neuen Weg zu gehen zur 
Aufstellung der Kommunalwahlliste, 
hat sich gelohnt“, stellte die Linke Liste- 
Solidarische Stadt in ihrer Auswertung 
fest. Hendrijk Guzzoni 


Die Linke Liste - Solidarische Stadt, 

ein Offenes Personenbündnis, auf 
deren Kommunalwahlliste Mitglie¬ 
der der Partei „Die Linke“, der DKP, 
sowie mehrheitlich parteilose Linke 
sein werden, ist derzeit mit vier Sit¬ 
zen im Freiburger Gemeinderat ver¬ 
treten (7,8 Prozent bei den letzten 
Wahlen). Die Stadträtlnnen der Lin¬ 
ken Liste bilden mit der Stadträtin 
der Unabhängigen Frauen und den 
beiden Stadträten der Kulturliste 
eine Fraktionsgemeinschaft, die sie¬ 
ben der 48 Mitglieder des Freiburger 
Gemeinderates umfasst. 



Waldspaziergang gegen Flughafenausbau 


Die Proteste der Bürgerinitiative zum geplanten Bau des Terminal 3 am Frankfur¬ 
ter Flughafen gehen weiter. Jeden Montagabend findet um 18.00 Uhr eine Aktion 
am Flughafen statt. 


Generalprobe bestanden 

Passende Kleidung für Wahlkampf und Infostand 


Die neuen DKP-Schals wa¬ 
ren ein Verkaufsschlager am 
vergangenen LLL-Wochenen- 
de: Über 180 Stück fanden 
dabei eine(n) neue(n) 
Besitzer(in), brachten 
noch mehr Rot in die 
Demonstration und 
waren ein nützlicher 
Schutz gegen die Käl¬ 
te. 

Für Wahlkampf, Akti¬ 
on und Infostand also 
eine empfehlenswer¬ 



te Investition - und der Ostermarsch 
rückt auch immer näher. Ein Strickschal 
kostet 10 Euro 

(Siehe Foto, wir danken unserem Mo¬ 
de// Marion K. aus E.). 


Bestellungen bitte an: 

DKP Parteivorstand 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


Tel. 020117 78 89 o 
dkp.pv@t-online.de 
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Nicht einen Klang geb ich euch ab, nicht eine 
Der Farben wird freiwillig überlassen, 

Das Sensendengeln nicht und nicht das Läuten 
Der Kühe von den Almen, nichts dergleichen 
Gehört euch. Auch die Abendröte nicht, 

Kein Stern, kein Sturm, kein Stillesein. Das Zirpen 
Der Grillen nicht, nicht eines bunten Falters 
Anblick, wenn er an Blüten saugt, den Feldweg 
Muss man euch streitig machen, jeden Halm 
Und jedes Käferchen, selbst den Geschmack 
Der Speisen. Unser Wein ist ‘s, den ihr trinkt, 

Und unser Brot ist ‘s, das euch labt. Noch vorerst. 

Das alles fordern wir zurück und noch 

Viel mehr: die Luft, die euch beglückt beim Atmen. 

Johannes R. Becher 

Wir trauern um 

Anna Schmid 

31.12.1926-28.12.2013 

Anna stand stets treu zur Sache des Friedens und des Sozialismus. Nie 
zweifelte sie an der Notwendigkeit des gesellschaftlichen Fortschritts. 
Sie wusste auch klar die Ursachen und verantwortlichen Personen für 
die Niederlage des Sozialismus zu benennen. Bereits von ihren Eltern 
geprägt, war sie Anfang der fünfziger Jahre in der KPD und im DFD aktiv. 
Nach der Neugründung trat sie 1968 in die DKP ein. Bis zum Schluss 
war sie politisch interessiert und nahm Anteil am politischen Tages¬ 
geschehen. 

Wir trauern um eine liebevolle Mutter und Großmutter 

Pit und Angela Schmid mit Sarah 

Kolbermoor 


Herzlichen Dank 

allen Helferinnen und Helfern, 

die am Luxemburg-Liebknecht- 
Wochenende die vielfältigen 
Aktivitäten der DKP ermöglicht 
haben. 

Das war großartig! 

Herzlichen Dank dem LL-Bündnis 
und der jungen Welt für eine 
eindrucksvolle Manifestation gegen 
imperialistische Kriege! 

DKP-Parteivorstand 




PRESSEFEST 

VOLKSFEST DER DKF 

Revierpark Wischlingen Dortmund 
27.-29. Juni 2014 


Ge nie ins am 


U e[ni gi iis^VTii;! eiern! 

Das große Volksfest der Solidarität 
www.dkp.de 



Die DKP Hamburg wünscht allen ein erfolgreiches 
und kämpferisches 

2014 

und lädt ein: 

Samstag 18.1.14 

Neujahrsempfang, 11.00 bis 13.30 Uhr im MTZ 
Politischer Jahresauftakt mit Politik, Musik („Schenzer und Wilke“ und 
Peter Gutzeit) und Ulrich Abzcynski zum UZ-Pressefest. 

Mittwoch 29.1.14 

19 Uhr MTZ - EU- Wahlen Auftaktveranstaltung 
„EU - imperalistisches Staatenbündnis oder progressiver 
Ort für Reformen?“ 

Ist die EU grundsätzlich reformierbar oder gehört sie zerschlagen? 
Wo führen wir in Zukunft Klassenkämpfe? 

Warum kandidieren wir bei den EU-Wahlen? 



„ Wer noch lebt, sage nicht niemals! 
Wer niedergeschlagen wird, 
der erhebe sich! 

Wer verloren ist, kämpfe! 

Wer seine Lage erkannt hat, 
wie soll der aufzuhalten sein? 

Denn die Besiegten von heute 
sind die Sieger von morgen. 

Und aus Niemals wird: Heute noch! 


Wir wünschen allen Genossinnen und Genossen, 
Freundinnen und Freunden 
ein gesundes und kämpferisches Jahr 2014 ! 

DKP Kreisvorstand Darmstadt-Dieburg 
DKP Reinheim - Vorstand und Stadtverordnetenfraktion 
DKP Darmstadt-Bergstraße 
DKP Odenwald 


Wir wünschen allen Genossinnen und Genossen für das Neue Jahr 

2014 

— Gesundheit und viel Erfolg für das 
Sammeln der Unterschriften 
für die EU-Wahl 2014 — 

Es ist ein Prüfstein, der uns zeigt, 
wieviel Mut wir selbst haben, an den 
Proleten heranzutreten. 

DKP Kreis Unterfranken 


Ingrid Wils wurde am 1 6. Januar 80 
und damit ist noch lange nicht Schluss. 

Wir wünschen Dir alles Gute und weiter Gesundheit 

Sabine und Peter, Rainer und Familie 
Arne, Andrea, Torsten und Yvonne 


50 Jahre 

Marxistische Blätter 

Blick nach vorn auf die Herausforde¬ 
rungen Robert Steigerwald^ Dass er das 
Wissen trägt ... Warum man Aufklä¬ 
rung auch heute nicht allein denken 
und aufschreiben, sondern organi¬ 
sieren muss Dietmar Dath^ Doppelter 
Boden der Marx-Renaissance Georg 
Fülberth*»Westlicher Marxismus« und 
»östlicher Marxismus« - Eine un¬ 
glückselige Spaltung Domenico Losurdo 
★Aufgabe der Marxistinnen im Ver¬ 
teidigungskampf der Gewerkschaf¬ 
ten Anne Rieger 
Weitere Beiträge: 

Was macht das revolutionäre Sub¬ 
jekt ohne Bewusstsein? Na nix. Patrik 
Köbele^ Marxismus für die A-Klasse - zu 
Kontinuitäten und Diskontinuitäten Man¬ 
fred Sohn^Zur russischen Syrienpolitik 
und den Gründen ihres Erfolgs im 
Herbst 2013 Willi Gerns ★Der Marxismus 
und das Ende des Kapitalismus Conrad 
Schuhler^Wolfgang Abendroths Stel¬ 
lung in der gegenwärtigen Demokra¬ 
tiedebatte Norman Paech ★Neue Periode 
sozialer Unruhe - Zur Rolle der neuen 
»lohnabhängigen Mittelklasse« Frank 
Deppe^Grund zur Resignation? - Ein kur¬ 
zer Blick auf die Friedensbewegung Peter 
Strutynski u.v.a. 
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Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 




Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachs-kerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 

camatra@web.de 


Ferienwohnung in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

Hiltraut Wurm 
08144 7200 

anna.boegel@googlemail.com 
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Kaum zu glauben - aber wahr 
Unsere Genossin 

Ingrid Wils 

wurde gestern am 16.1.2014 

80 Jahre 



Liebe Ingrid, dazu gratulieren wir herzlich, verbunden mit großem 
Dank für alles, was Du für Deine Partei und Klasse getan hast. Du bist 
eine kommunistische Persönlichkeit, eine starke Frau, eine Revolu¬ 
tionärin in nichtrevolutionären Zeiten, weithin bekannt und anerkannt 
über Deinen Wohnort Haspe, über Hagen und die Region hinaus. 

Bereits zu Zeiten des Adenauer-Regimes hast Du für die Erfüllung 
Deines größten Wunsches, einer besseren, gerechteren und friedliche¬ 
ren Welt, gekämpft. Dafür wurden Du und Herbert lange eingekerkert. 
Du warst Gründungsmitglied der DKP in Hagen. Als erste Frau und 
Jüngste in dieser Funktion wurdest Du unsere Kreisvorsitzende und 
bliebst es viele Jahre. Deine Genossinnen wählten Dich in den Partei¬ 
vorstand und andere zentrale Funktionen. 

In schwierigen Zeiten übernahmst Du selbstverständlich Verantwor¬ 
tung. Für Klarheit und den Erhalt unserer Partei bist Du mit Umsicht, 
Standhaftigkeit und wenn nötig auch großer Härte eingetreten. 

Immer noch gehörst Du zu unseren Aktivisten. Ob im Kreisvorstand, in 
der Gewerkschaft und überall sonst wo man Dich braucht. 

Auch wenn Du heute manchmal Deiner Gesundheit und Deinem Alter 
Tribut zollen musst, bist Du mit Deiner Prinzipienfestigkeit, Deinem 
Wissen, Deiner Streitbarkeit und Klarsicht unentbehrlich. 

Liebe Ingrid, wir wünschen Dir Gesundheit und noch viele Jahre mit 
Herbert und Deiner Familie sowie die nötige Kraft im Kampf für unsere 
gemeinsame Sache, um Frieden und Sozialismus. 


Deine Genossinnen und Genossen der 
DKP Kreis Hagen 



Ingrid, die jüngste Kreisvorsitzende der Partei, mit Genossen - 
Vorwärts mit der DKP! 


Liebe 

Ingrid, 

wir gratulieren Dir ganz herzlich zu Deinem 

80. Geburtstag 

und möchten uns allen guten Wünschen Deiner Genossinnen und Ge¬ 
nossen und Deiner alten und jungen Kampfgefährten anschließen. Wir 
gratulieren mit Dir einer Genossin, die ihr ganzes bewusstes Leben für 
unsere gemeinsame Sache eingetreten ist. 

In tiefster Illegalität hast Du schon für Deine Partei gekämpft. Gemein¬ 
sam mit Herbert wurdest Du in den Gefängnissen des von Dir gehass¬ 
ten Systems eingesperrt. 

Als Gründungsmitglied der DKP deiner Heimatstadt warst Du lange 
dort Kreisvorsitzende. 

Wir brauchten Dich aber auch in der Führung der Partei. Viele Jahre 
hast Du im Parteivorstand und anderen zentralen Funktionen mit¬ 
gearbeitet. Wir erinnern uns gut an viele Debatten, in die Du Dich 
scharfsinnig und scharfzüngig eingebracht hast. Mit Deinem Blick für 
das Wesentliche brachtest Du komplizierte Zusammenhänge stets auf 
den Punkt. 

Verbunden mit großem Dank für Deine Lebensleistung wünschen wir 
Dir Gesundheit und noch viele gute Jahre im Kreis Deiner Familie und 
Deiner Partei. 

Parteivorstand der DKP 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
\___ J 
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Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 

^ -j 



Heideruh 

Damit niemals geschehe, was gestern geschah! 

Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs- und 
Begegnungsstätte in der Nordheide. 

Informationen und Buchung unter: www. 
heideruh.de Tel 04181-8726 


' v 

Weingut Eicher 

Rheinterrassen 

Bachstraße 7, 67577 Alsheim 

Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 
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Das Kapital muss zahlen 

Betr.: Kolumne, UZ vom 10.1.2014, 

S. 8 

(Ich) lese gerade die Kolumne von Pa- 
trik Köbele: „2014 - Alles wird gut“. 
Mir kommt ein Gedanke: Angenom¬ 
men, Marx wäre aufgefordert wor¬ 
den, einen Vorschlag auszuarbeiten, 
wie denn nun die Arbeitslosen (die 
neue Massenerscheinung im Kapita¬ 
lismus) zu einem Lohn kommen. Auf 
den gleichen Gedanken wie die preu¬ 
ßische Bürokratie? Nämlich die arbei¬ 
tenden Arbeiter den Lohn für ihre ar¬ 
beitslosen Kollegen zahlen zu lassen? 
Ich denke nicht. Hatte er doch nach¬ 
gewiesen, dass im Mehrwert/Profit die 
Mittel für die Akkumulation, darunter 
die Löhne der künftig vom Kapital zu 
beschäftigenden Arbeiter, enthalten 
sind. Profit kann also in Lohn umge¬ 
wandelt werden, in jedem Profit ist 
eine Lohnreserve enthalten. Und nun 
die Frage: Warum nur unter der Bedin¬ 
gung der Akkumulation? Warum nicht 
an sich, warum bleibt nicht der Teil des 
Profits, der in Lohn umgewandelt wer¬ 
den kann, dem Arbeiter auch dann er¬ 
halten, wenn er arbeitslos wird? Es ist 
doch das Kapital, das Arbeiter - bei 
Entwicklung der organischen Zusam¬ 
mensetzung der Arbeit - aus dem Ar¬ 
beitsprozess entlässt. Ergo liegt die 
Verantwortung für die Erscheinung 
der Arbeitslosigkeit doch beim Kapi¬ 
tal, und nicht beim Arbeiter. Das Ka¬ 
pital bilde also - nach einem bestimm¬ 
ten Proporz - aus seinem Profit einen 
Fonds (so wie die Arbeiter jetzt einen 
solchen Fonds nach einem bestimmten 
Proporz ihres Lohnes bilden), aus dem 
die Löhne für die arbeitslosen Arbei¬ 
ter gespeist werden. Er würde sinken 


im Maße des Sinkens der Arbeitslosig¬ 
keit (wie ja auch beim Arbeiter). Das 
könnte besonderen Reiz machen an¬ 
gesichts der gigantischen Arbeitslosig¬ 
keit, die den Süden der EU ergriffen 
hat, d.h. nicht schlechthin ein Fonds, 
sondern sogleich ein Fonds mit EU¬ 
weitem Geltungsbereich. Zumal nicht 
nur die Löhne, sondern auch, oder ge¬ 
rade, die Profite immer weiter ausein¬ 
ander klaffen. (...) 

Hermann Jacobs , Berlin 

Appell 

Betr.: Parteiauseinandersetzung 

Was ich vom Parteivorstand der DKP 
und dessen politische Linie und von 
Geheimtreffen kritischer Genossinnen 
und Genossen höre und lese, macht mir 
altem Kommunisten Angst. 

Im Jahre 1947, gerade einmal 17 Jahre 
alt, bin ich zum Entsetzen meines sozi¬ 
aldemokratischen Vaters in Hamburg 
Mitglied der Kommunistischen Partei 
Deutschlands geworden. Ich hatte das 
Kommunistische Manifest gelesen und 
Genossen kennen gelernt, die auch im 
KZ ihrer kommunistischen Gesinnung 
und auch ihrer Partei treu geblieben 
waren. 

Dieselben waren nach der Befreiung 
vom Faschismus am Wiederaufbau 
Deutschlands aktiv beteiligt, wurden 
auch von den westlichen Besatzungs¬ 
mächten als Bürgermeister, Landräte, 
Minister, Senatoren und Abgeordne¬ 
te eingesetzt, bis Adenauer 1950 einen 
Erlass verkündete, der die Kommunis¬ 
ten schnell wieder aus ihren Ämtern 
vertrieb. Die Bundesregierung setzte 
stattdessen alte Nazis an ihre Stelle. Zu 
Recht wird heute von der zweiten brau¬ 
nen Vergangenheit gesprochen, die 


dringend aufgearbeitet werden muss, 
damit überhaupt verstanden werden 
kann, warum sich der braune Ungeist 
in unserer Gesellschaft halten konn¬ 
te und immer noch hält, während der 
Antikommunismus oberste Staatsdok¬ 
trin ist. Es folgten das KPD-Verbot und 
die Berufsverbote unter der Regierung 
Brandt! Was hat der deutsche Imperi¬ 
alismus nicht alles unternommen, um 
die schärfsten Gegner des Systems zu 
diffamieren, auszuschalten und zu ver¬ 
folgen? Und jetzt? Den Rest erledigen 
die verbliebenen Kommunisten selbst? 
Die Alten, die es noch in relativ gro¬ 
ßer Zahl gibt, fragen sich, ob sich die 
Kontrahenten beider Lager in der Par¬ 
tei bewusst sind, was sie da treiben und 
wem sie in die Hände spielen. 

Nach einer historischen Niederlage 
muss Bilanz gezogen werden. Das muss 
sein, aber bitte geduldig und solidarisch 
und ohne den jeweils anderen zu ver¬ 
letzen. Und bitte in und nicht außer¬ 
halb der Strukturen der Partei. 

In Gesprächen mit anderen älteren 
Genossinnen und Genossen stelle ich 
fest, dass ich es nicht allein bin, der die 
derzeitigen mit teils fanatischer Lei¬ 
denschaft geführten innerparteilichen 
Auseinandersetzungen nicht versteht. 
Wir werden nicht einmal gefragt, ge¬ 
schweige denn gehört. Das ist zusätz¬ 
lich bitter und verletzend. 

Günther Wilke y Wedel 

Die soziale Frage spielte kaum 
eine Rolle 

Betr.: Gedanken zur LL-Demo 2014 

Die Teilnahme zahlreicher DKP-Ge- 
nossen an der LL Demo war erfreu¬ 
lich. Die politische Aussage - das 
Gedenken an Luxemburg und Lieb¬ 


knecht (...)- steht in der Tradition der 
Erinnerung an die Novemberrevolu¬ 
tion, an die Beendigung des imperia¬ 
listischen 1. Weltkrieges und auch der 
Gründung der KPD. Der Verweis auf 
die Kriegsgefahr, die Rolle der EU 
und die Verfasstheit der politischen 
Bewegung im Widerstand zur Politik 
der Herrschenden bedeutet meines 
Erachtens nach das Fortführen der 
Traditionen. Unverständlich ist mir 
aber wie es sein kann, dass die sozi¬ 
ale Frage kaum eine Rolle auf dieser 
Demo spielte. Vielleicht ist es das, was 
uns von den normalen Menschen in 
diesem Lande trennt, weil wir nicht 
auf sie zugehen (...). 

In diesem Zusammenhang habe ich 
drei IG-Metall- und eine IG-BAU- 
Fahne gezählt. - Klassenorganisatio¬ 
nen, die die Interessen der Menschen 
hautnah und täglich vertreten. Eine 
weitere Ausnahme war das Transpi 
der DKP Bremen „Der Mensch geht 
vor Profit“ und der Forderung nach 
der 30-Stunden-Woche. Ich wünsche 
mir, dass unsere Partei sich gegenüber 
anderen mit sozialen und politischen 
Forderungen profiliert - auf dieser 
Demo und auch sonst im Leben. 

Detlef Fendt , Berlin 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


Schweinfurt: „Drei Quellen und drei Be¬ 
standteile des Marxismus“, Gruppenabend 
der DKP. Karl Heinz Röder referiert über „Ur¬ 
sprung, Entstehung und Entwicklung des 
wissenschaftlichen Sozialismus“. DFG-VK- 
Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


SA ★ 18 JAN 


Solingen: „Auf 2014! - Scharfes zum An¬ 
fang!“ Neujahrs-Fete der DKP Solingen. Na¬ 
turfreundehaus Holzerbachtal, Eipaßstra¬ 
ße 25 b, 18.00 Uhr. 

Dortmund: Wahlversammlung der DKP. Z, 
Oesterholzstraße 27,15.00 Uhr. 

Stadtlohn: Grünkohlessen der DKP im Kreis 
Borken mit einem Bericht der der Sozialisti¬ 
schen Deutschen Arbeiterjugend über ihr Ku- 
ba-Solidaritäts-Projekt. Gaststätte Tenbusch, 
Vredener Straße 90,17.00 Uhr. 

Leverkusen: „Aktionseinheit und Bündnis¬ 
politik“ , Wochenendseminar der DKP in der 
Karl-Liebknecht-Schule mit Jürgen Lloyd. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag 
gegen 14.00 Uhr. 

Schwerin: Offener Lesekreis „Kommunisti¬ 
sches Manifest“. Buntes Q, Lübecker Stra¬ 
ße 180,19.30 Uhr. 


MO ★ 20JAN 


Bad Kreuznach: Offene Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Bad Kreuznach. Wassersümpf- 
chen 23,20.00 Uhr. 

Köln: Mitgliederversammlung der DKP Köln- 
Kalk zur Ausgabe der neuen Mitgliedsbücher 
sowie den Kommunal- und EU-Wahlen 2014. 
Naturfreundehaus Kalk, Kapellenstraße 9a, 
19.00 Uhr. 


D ie Pressefestvorbereitung läuft 
auf vollen Touren. Abseits von 
den Scheinwerfern der Öffent¬ 
lichkeit packen bereits emsige Helfe¬ 
rinnen die ersten Preise für die Tom¬ 
bola ein. 

Die Tombola hat eine lange Traditi¬ 
on auf den Pressefesten und war stets 
ein wichtiger Beitrag zur Finanzie¬ 
rung unserer Feste. Sie lebt davon, 
dass viele attraktive Preise zum Lo¬ 
sekaufen anreizen. Diese Preise sind 
stets von Genossinnen und Genossen, 
von Freundinnen und Freunden der 
Pressefeste gespendet worden. Neben 
vielen „normalen“ Preisen waren die 
Hauptgewinne der vergangenen Feste 
z.B. Fahrräder, Mopeds, Fernseher etc. 
Schöne Preise benötigen wir auch in 
diesem Jahr wieder. Wir wollen unsere 
Tombola mit ungefähr 3 000 Preisen 
bestücken. Dazu brauchen wir jetzt 


Preise - Preise - Preise 

Alles für die Tombola! 


schon Spenden, in Form von neuen 
(möglichst originalverpackten) Tom¬ 
bolapreisen. Bei Bedarf können Sach¬ 
spendenbescheinigungen angefordert 
werden (dazu bitte Kaufbeleg o. ä. bei¬ 
fügen). 

Preise können ab sofort an unsere 
Adresse geschickt werden: 

DKP-Parteivorstand 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen, 
z.H. Ute van Roosmalen. 

Bei evtl. Rückfragen könnt ihr mich 
in der Zeit von Montag bis Mittwoch 
zwischen 09.00 und 17.00 Uhr unter 
0201-1778890 erreichen. 

Ute van Roosmalen 



TOMBOLA 


Presse 


Dl ★ 21 JAN 


Recklinghausen: Mitgliederversammlung 
der DKP. Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 

Bremen: Mitgliederversammlung der DKP 
Bremen-Nord. Gustav-Heinemann-Bürger- 
haus, 19.30 Uhr. 


Ml ★ 22 JAN 


Darmstadt: „EU-Wahl - aktueller Stand und 
Planung“, Mitgliederversammlung der DKP- 
Gruppe Darmstadt-Bergstraße. LinksTreff 
Georg Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 32, 
19.00 Uhr._ 

Stadtlohn: „Arbeitsplanung 2014“, Mitglie¬ 
derversammlung der DKP im Kreis Borken. 
Vredenerstraße 54 bei Tenbusch, 19.15 Uhr. 


DO ★ 23 JAN 


Krefeld: Mitgliederversammlung DKP LiNi im 
Brauhaus Wienges, Neusser Str. 55, 47798 
Krefeld. MBNA, EU-Wahl, Kommunalwahl, 
19.00 Uhr 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 4. bis 10. Januar 


Dienstag 

Weiter so, Herr Hofreiter, möchte man 
dem neuen Fraktionschef der Grünen Zu¬ 
rufen. In einem Interview mit tagesschau, 
de öffnet uns das ehemalige Mitglied des 
Bundestags-Verkehrsausschusses ein 
wenig die Augen über die seit langem 
„fruchtbare“ Beziehung zwischen Ro¬ 
nald Pofalla und der Deutschen Bahn AG. 
Immer wenn der Bahnvorstand von der 
Politik etwas wollte oder etwas nicht woll¬ 
te, war der rasende Ronald zur Stelle. 

Die EU stand der Expansion der Bahn 
im Wege? Ritter Ronald verscheuchte die 
Brüsseler Bürokraten. Das Eisenbahnre¬ 
gulierungsgesetz wollte der Bahn AG eine 
Preisbegrenzung vorschreiben? Nicht so¬ 
lange Po falleraff etwas zu sagen hat. Stutt- 
gart21 hat Image-Probleme, steht womög¬ 
lich vor dem Aus? Keine Sorge, Ronald 
Pofalla hilft die Wogen glätten. Dass der 
Kanzleramtsminister ohne Rückende¬ 
ckung von Mutti gehandelt hat, ist schwer 
vorstellbar. 

Nachdem sich Ritter Ronald in diesen 
harten Kämpfen offenbar verschlissen 
hat, was lag da näher, als ihm das „ wohl¬ 
verdiente“ Gnadenbrot beim Bahnvor¬ 
stand zukommen zu lassen. Da der Steu¬ 
erzahler seine diversen Pensionen und 
Übergangsgelder eh zahlt, können „er“ 
und die Bahnkunden doch Teufels Werk 
weiter besorgen und auf diesen Haufen 
weiter sch... 

Mittwoch 

Sich über den Charakter der deutschen 
Justiz Illusionen zu machen, ist dem auf¬ 
geklärten Zeitgenossen schechterdings 
unmöglich. Die widerlichen Beispiele der 
richterlichen NS-Verquickung nehmen 
auch fast siebzig Jahre nach dem Ende 
des Faschismus kein Ende. 

Diesmal war der SS-Mann Siert Bruins 
der Nutznießer - bereits zum wieder¬ 
holten Male. 1949 in den Niederlanden 
wegen Mordes an einem Widerstands¬ 
kämpfer 1944 in Abwesenheit zum Tode 
verurteilt - Auslieferung? Fehlanzeige, 
angeblich in der BRD „untergetaucht“ 
1980 - inzwischen wieder „ aufgetaucht“ - 
neuer Prozess, diesmal in BRD. Doch 
bereits das Ermittlungsverfahren wurde 
eingestellt, weil die Anklage lediglich auf 
Totschlag lautete, der jedoch bereits ver¬ 
jährt war. Eine Verurteilung gab es wegen 
der Beihilfe zum Mord an zwei nieder¬ 
ländischen Juden - sieben Jahre, bei guter 


Führung bekanntlich die Hälfte. Jetzt der 
neue Prozess, noch leben Verwandte und 
Freunde des Opfers in den Niederlanden 
und so geht die Staatsanwaltschaft nun 
endlich von Mord aus. Doch auch hier 
lässt Justitia dem SS-Mann ihre Version 
von Gerechtigkeit zuteil. Die Zeugen, ach, 
sind alt, die Beweise also schwach. Es ist 
aber nicht zutreffend, dass die Richterin 
am Landgericht Hagen geweint haben 
soll, als sie heute die „überraschende“ 
Einstellung des Verfahrens bekannt gab. 
Nur der Vollständigkeit halber: Der 
Mord geschah 1944. Laut Anklage nah¬ 
men Bruins und ein direkter Vorgesetzter 
den niederländischen Widerstandskämp¬ 
fer als Gefangenen im Auto mit und for¬ 
derten ihn während der Fahrt dazu auf, 
auszusteigen. Bruins und sein Vorgesetz¬ 
ter sollen dem Mann dann von hinten in 
den Kopf geschossen haben. Die SS-Män¬ 
ner behaupteten später, der Widerstands¬ 
kämpfer habe fliehen wollen. Kurz zuvor 
am 11. September 1944 hatte Hitler den 
sogenannten Niedermachungsbefehl ge¬ 
geben: „ Wann immer bekannt wird, dass 
irgendeine illegale Versammlung abgehal¬ 
ten wird oder Widerstands Zentren ausge¬ 
macht werden können, so sind diese Ver¬ 
sammlungen rücksichtslos zu sprengen 
und die Teilnehmer niederzumachen.“ 
Manchmal kann man sich des Gefühls 
nicht erwehren, als habe dieser Befehl bis 
heute Gültigkeit. 

Donnerstag 

Wer sich jetzt Sorgen macht, dass Teile 
der syrischen Chemiewaffen in Nieder¬ 
sachsen entsorgt werden sollen, hat na¬ 
türlich recht. Zu bedenken ist allerdings, 
dass nirgendwo auf der Welt die Voraus¬ 
setzungen für eine sachgerechte Vernich¬ 
tung von Chemiewaffen mehr gegeben 
sind als in Deutschland. Hier wurden die 
Chemiewaffen erfunden, hier in Massen 
hergestellt. 

In der Heide bei Munster sind die beiden 
Weltkriege des letzten Jahrhunderts defi¬ 
nitiv noch nicht zu Ende. In den Entsor¬ 
gungsanlagen der GEKA - der Gesell¬ 
schaft zur Entsorgung von chemischen 
Kampfstoffen und Rüstungsaltlasten - 
werden die Hinterlassenschaften beider 
Kriege vernichtet, angeblich ohne die Um¬ 
welt zu belasten. 

Es hat halt seinen Preis, dass der Tod ein 
Meister aus Deutschland ist. 

Adi Reiher 


Hodenkrebs, Hirntumore, Leukämie... 



... traten bei Besatzungsmitgliedern des US-Flugzeugträgers „Ronald Reagan" auf, nachdem sie im 
März 2011 an einer Rettungsaktion im Katastrophengebiet von Fukushima beteiligt waren. Unser 
Bild zeigt eine Gruppe von Soldatinnen,die das Schiff dekontaminieren. Das Problem der atomaren 
Verseuchung war der Schiffsführung offensichtlich bewusst. 

Drei Wochen lang lag das Schiff in einer Zone, in die Tepco, die Betreibergesellschaft des Fukushima- 
Kernkraftwerks, zuvor Millionen von Gallonen radioaktiv verseuchten Wassers eingeleitet hatte. In 
dieses Wasser sprangen die US-Soldaten, um Menschen zu retten. Und dieses Wasser wurde auch 
durch die Entsalzungsanlage der„USS-Ronald Reagan“ gepumpt, damit sich die Soldaten damit 
waschen und die Zähne putzen konnten. Schwer vorstellbar, dass die Schiffsführung nicht regelmä¬ 
ßig die Strahlenbelastung ihrer Umgebung gemessen hat. 

Eine Klage gegen die US-Militärführung ist den Besatzungsmitgliedern jedoch verwehrt. Denn 
US-Soldaten dürfen für Verwundungen und Erkrankungen, die sie sich während eines Einsatzes 
zugezogen haben, weder ihre Regierung noch das Pentagon juristisch zur Verantwortung ziehen. 
Stattdessen haben nun 71 Betroffene Tepco verklagt. Immerhin ein Anfang. 


Politisierte Steine 

Große Kaliber gegen „Putins“ Olympia 


Letzte Woche hatte ich beim Schreiben 
meines Beitrags Bedenken geäußert, ob 
er in die „Sportspalte“ gehört? Die Re¬ 
daktion hielt sie für den rechten Platz. 
Das Wort „rechten“ stammt wohlge¬ 
merkt von mir, trifft es aber. 

Als 1980 Moskau Gastgeber der Spie¬ 
le war, leugnete niemand, dass die Sow¬ 
jetunion ein - riskieren wir getrost das 
Wort - kommunistisches Land war und so 
war der Boykott damals verständlich: Der 
Imperialismus wollte den Kommunisten 
nicht mal die Olympischen Spiele überlas¬ 
sen. Das ist mehr als ein Vierteljahrhun¬ 
dert her und das mochte glauben lassen, 
dass es zur Vergangenheit gehört. Das er¬ 
wies sich als Irrtum! Dass der Kreml nicht 
abgerissen und Lenin nicht verscharrt 
wurde, reichte offensichtlich, um wieder 
mal einen Feldzug gegen die Russen - und 
Olympia zu führen. Zumal die sich mit ih¬ 
ren Vetos gegen Feldzüge im Sicherheits¬ 
rat unbeliebt gemacht hatten. 

Am 18. Dezember letzten Jahres löste die 
„Frankfurter Allgemeine“ einen Start¬ 
schuss zum Flankenfeuer aus: „So ist das 
manchmal mit Motto-Partys: Da lädt der 
Gastgeber ein und malt sich sein Fest in 
den schönsten Farben aus. Nur passt die 
Reaktion der Eingeladenen nicht zur 
Wunschvorstellung. Es sind noch fünf¬ 
zig Tage, bis die Olympischen Spiele in 
Sotschi beginnen. Aber das Motto von 
Wladimir Putins Spielen hat sich schon in 
den vergangenen zwei Wochen verselbst¬ 
ständigt: ,Hot. Cool. Yours 4 , haben Putins 
Organisatoren über die Winterspiele ge¬ 
schrieben. 

Das haben Politiker vor allem der west¬ 
lichen Welt wörtlich genommen. Sie 
treffen tatsächlich ihre eigenen Ent¬ 


scheidungen und bleiben den Spielen 
demonstrativ fern. Der Präsident der 
Bundesrepublik Deutschland: hat ab¬ 
gesagt. Die Kommissarin der Europäi¬ 
schen Union für Justiz und Grundrech¬ 
te: bleibt in Luxemburg. Der Präsident 
der Französischen Republik: kommt 
nicht. Der mächtigste Mann der Welt, 
Präsident der Vereinigten Staaten von 
Amerika: schickt als offizielle Dele¬ 
gation homosexuelle Sportgrößen, 
eine Universitätspräsidentin und zur 
Schlussfeier den stellvertretenden Au¬ 
ßenminister. 

Putin hatte anderes im Sinn, als er 2007 
im Sommer in Guatemala-Stadt vom In¬ 
ternationalen Olympischen Komitee den 
Zuschlag erhielt, die Jugend der Welt 
im Februar 2014 zu den Winterspielen 
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Diese Tasche blieb im Schrank- im 
„freien Westen“ zumindest. Olympia 
1980 in Moskau wurde boykottiert. 

Der Umgang mit Olympia 2014 in 
Sotschi weckt Erinnerungen daran. 

von Sotschi empfangen zu dürfen. Der 
glanzvolle Auftakt der russischen Sport¬ 
dekade 4 sollte es werden, gefolgt von ei¬ 
nem Formel-l-Rennen in Sotschi, der 
Schwimm-WM, schließlich der Fußball- 
WM 2018. Das neue Russland, Putins 


Russland, soll sich in Sotschi der Welt 
präsentieren. 

Dafür wurde ein halbes Tal gesprengt, 
wurden Arbeiter kaserniert und ausge¬ 
beutet, dafür wurde sogar das Homo¬ 
sexuelle diskriminierende Recht des 
eigenen Landes außer Kraft gesetzt. 
Schließlich soll das Gesetz gegen die 
Propaganda für nichttraditionelle sexu¬ 
elle Orientierungen unter Minderjähri¬ 
gen 4 für die Zeit der Spiele wenigstens in 
Sotschi keine Anwendung finden.“ 
Machen wir eine Pause und holen Luft? 
Nein, zitieren wir auch den nächsten Satz 
noch aus der FAZ: „Wer nun beklagt, 
durch die öffentlichkeitswirksamen Ab¬ 
sagen und Delegationszusammenstellun¬ 
gen würden die Olympischen Spiele po¬ 
litisiert und missbraucht, erkennt nicht, 
wer die Ringe genau zu diesem Zweck 
gekapert hat: Putin war es, 2007. Seitdem 
war jeder Stein, der in Sotschi bewegt 
wurde, Teil eines politischen Auftrags.“ 
So hatte also die „FAZ“ die Öffent¬ 
lichkeit ins Bild gesetzt: Sogar die Stei¬ 
ne waren in Russland Olympias wegen 
politisiert. Es geht nicht darum, ob je¬ 
der Schritt Putins richtig oder nützlich 
ist oder war, aber man erinnert sich nun 
mal noch daran, was das Argument 1980 
war: Sowjetische Truppen in Afghanis¬ 
tan! Erinnern Sie sich noch? Wer schießt 
sich eigentlich 2014 durch das Land der 
Gipfel und Täler, ohne dass jemand wäh¬ 
rend der inzwischen stattgefundenen 16 
Olympischen Spielen den olympischen 
Frieden gefährdet sah? Wo doch inzwi¬ 
schen dort genügend Länder ihre Rake¬ 
ten verschossen, um deren sportlichste 
Soldaten zu militärischen Spielen an- 
treten zu lassen! Daran aber erinnerte 


die FAZ mit keiner Silbe, obwohl doch 
auch Deutsche ihre Waffen leerschie¬ 
ßen! Wohlgemerkt: Nicht die Deut- 


Dass der Krem! nicht abgerissen 
und Lenin nicht verscharrt wurde, 
reichte offensichtlich, um wieder 
mal einen Feldzug gegen die 
Russen - und Olympia zu führen. 


sehen! Zwei Parteien sind bekanntlich 
konsequent gegen diese Feldzüge, die 
DKP und die Partei „Die Linke“. Aber 
weil die Russen dagegen votierten, sind 
sie nun - man glaubt es kaum - wieder 
olympische Ziele. Als Mörder 700 km 
von Sotschi entfernt Attentate verüben, 
wird die Legende verbreitet, dies sei ein 
Anschlag auf die Spiele gewesen. Und 
ich bin sicher, dass die bundesdeutsche 
Medienwalze demnächst noch ganz an¬ 
dere Raketen laden wird und wieder 
werden Chöre singen, der einst von Cou- 
bertin begründete olympische Friede sei 
in Gefahr und müsse von Bundespräsi¬ 
dent Gauck bewahrt werden. 

Da lange kein anderes Thema zur Hand 
war, musste man sich mit dem gefähr¬ 
deten Leben der Schwulen und Lesben 
in Moskau begnügen. Über Nacht aber 
hat nun der redliche deutsche Fußball¬ 
star Hitzlsberger die Olympia-Front ins 
Wanken gebracht. Fast die komplette 
bundesdeutsche Regierung feierte ihn, 
weil er den Mut hatte, zu bekennen, dass 
er schwul sei. Nur wenige schienen be¬ 
dacht zu haben, dass es nicht gerade für 
die Position der Schwulen und Lesben 
in Bundesdeutschland zeugt, wenn ein 
Fußball-Nationalspieler bis zum Ende 


seiner Karriere - und noch ein wenig län¬ 
ger - warten muss, um dieses Bekennt¬ 
nis abzulegen. Und er macht auch kein 
Hehl aus dem Risiko, dass er befürchtete, 
wenn er es früher getan hätte. Zum Bei¬ 
spiel, nachdem er eines seiner unnach¬ 
ahmlichen Tore geschossen hätte. Ob der 
DFB-Präsident dann auch applaudiert 
hätte? Wir werden es nie erfahren! 

Aber sicher sein dürfen wir, dass im Feld¬ 
zug gegen Sotschi in den nächsten Tagen 
größere Kaliber eingesetzt werden. 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Die Mörder sind unter uns, D1946 

Wolfgang Staudte drehte den ersten 
deutschen Nachkriegsfilm ab März 
1946. Der Film ist - wie könnte es an¬ 
ders sein - eine Auseinandersetzung 
mit dem Nationalsozialismus. Hil¬ 
degard Knef spielt eine KZ-Überle- 
bende. Am 15. Oktober 1946 wurde 
der Film im sowjetischen Sektor Ber¬ 
lins uraufgeführt. 

Mo., 20. i., 23.40-1.05 Uhr, mdr 

Brauche Niere, biete Geld 

Der Themenabend befasst sich mit 
dem Nord-Süd-Organ-Handel, sei¬ 
nen Opfern und Profiteuren. 

Di., 21.1., 20.15-22.00 Uhr, arte 

Thema: Auschwitz 

„Die Auschwitz-Ärzte des Todes“, 
„Sonderkommando Auschwitz-Bir¬ 
kenau“, „Zeugnis geben über Ausch¬ 
witz“ heißen die drei Dokumentatio¬ 
nen, die heute abend bei arte laufen. 
Mo., 21.1., 22.00-1.10 Uhr, arte 

















